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Editorial

Vom Schornstein zum Bildschirm?

Seit Beginn der achtziger Jahre hat sich die Strukturdis-
kussion intensiviert. Bereits in der Krisenphase der Industrie
nach dem ,,Zweiten Erdélschock®, die von einer Vielzahl
akuter Sanierungs- und Umstrukturierungsfille gekenn-
zeichnet war, ist die Notwendigkeit der Strukturerneuerung
deutlich geworden. Der Schwerpunkt dieser Diskussion
unterscheidet sich dabei grundlegend von jener Mitte der
sechziger bzw. Mitte der siebziger Jahre. War die erstere vom
Problem der Anpassung an die sich 6ffnenden Mirkte und
damit von der Verbesserung der Wettbewerbsfihigkeit im
Export und der Erneuerung der Kapitalausstattung diktiert,
so prigte das Energiesparen die Diskussion nach dem ersten
Olschock.

Der Strukturwandel der osterreichischen Industrie zeigt
zwischen 1964 und 1980 eine Tendenz zu denjenigen Bran-
chen, in denen nach vorherrschender Auffassung die gréf3ten
Entwicklungschancen liegen, d. h. im Forcieren der techni-
schen Verarbeitungsprodukte, der Spezialchemie und im
Abgeben von Produktionen des Basissektors sowie der tradi-
tionellen Konsumgilter. Die beiden zuletzt genannten
Bereiche haben in Osterreich traditionell einen hohen Anteil
am Nettoproduktionswert (NPW) sowie an den Industriebe-
schéaftigten. Zwischen 1964 und 1980 hat sich die Branchen-
struktur insofern wesentlich gebessert, als der Anteil des
Basissektors am NPW von 23,9 auf 17,3 Prozent gesunken ist.
Dagegen hat sich der Anteil der technischen Verarbeitungs-
produkte im gleichen Zeitraum um mehr als 5 Prozentpunkfe
auf 35,3 Prozent gesteigert. Dem Trend entsprechend stieg
auch der Anteil der chemischen Industrie und sank der der
traditionellen Konsumgiiter (Nahrungs- und GenufBmittel,
Leder, Textil, Bekleidung u. a.).

Dieser strukturelle Wandel ist mit Ausnahme der ,.Bau-
branchen® (Glas, Steine-Keramik, Holz) schneller vor sich
gegangen als etwa in der BRD. Auch nach 1980 sind die
Nettoproduktionswerte der chancenreichen Sektoren schnel-
ler gestiegen als der gesamte Nettoproduktionswert der Indu-
strie, womit der Strukturwandel weiterhin in die positive
Richtung verlduft. Weiterhin praktisch unveriandert ist der
Anteil der genannten Baubranchen mit etwa 10 Prozent (1970
etwa ebenso hoch).

Ein dhnliches Bild wie beim NPW ergibt sich bei Betrach-
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tung der Beschiftigungsanteilen der einzelnen Industriesek-
toren. So beschiftigte der Basissektor 1964 noch fast ein
Fiinftel 1980 bzw. 1984 nur mehr jeweils ein knappes Sechstel
der Arbeiter und Angestellten in der Industrie. Der Sektor
der traditionellen Konsumgiiter hat im gleichen Zeitraum
seinen Anteil von etwa 30 Prozent auf 25 Prozent (auch 1984)
verkleinert. Dem steht der positive Trend entgegen immer
mehr Personen im Sektor der technischen Verarbeitungspro-
dukte zu beschéftigen (1964: 31,4 Prozent, 1980: 40,4 Prozent,
1984: 40,6 Prozent). Aber auch in diesem Bereich vollzieht
sich, dem langsamen Wandel der Produktstruktur entspre-
chend, die Entwicklung nicht so schnell wie in anderen
Industriestaaten. So beschiftigte die Industrie der BRD ca. 44
Prozent (1984) im Bereich der technischen Verarbeitungspro-
dukte.

Zweifellos ist das Ausmalf} an zu bewiltigender Strukturan-
passung in Osterreich nach wie vor betriachtlich. Dennoch
erscheint der in Osterreich haufig auftretende ,,Strukturpessi-
mismus*, der als heutige Form der an sich tiberwundenen
These von der mangelnden wirtschaftlichen Lebensfiahigkeit
des Landes eine lange Tradition hat, sachlich nicht begrin-
det. Die oOsterreichische Wirtschaft hat seit den flinfziger
Jahren eine betriachtliche Dynamik entwickelt, die einen
bemerkenswerten Aufholprozell gegenitiber den entwickelten
westlichen Industriestaaten in Gang gesetzt und eine durch-
greifende Modernisierung unserer Wirtschaftsstruktur her-
beigefiihrt hat. Diese im internationalen Vergleich beachtli-
che Entwicklung hat sich nach 1973 fortgesetzt. In den letzten
zehn Jahren hat Osterreich nicht nur sein positives Wachs-
tumsdifferential bewahrt und die Beschiftigung ausgeweitet,
sondern auch eine zeitweilig bedrohlich erscheinende Lei-
stungsbilanzkrise iberwunden.

Die aktuelle wirtschaftliche Entwicklung deutet insgesamt
darauf hin, daf3 die Strukturanpassung in einer Weise voran-
schreitet, daB sich Osterreichs Wirtschaft auch in den achtzi-
ger Jahren im Wettbewerb mit den Industriestaaten wird
behaupten kénnen. Die von Pessimisten vertretene Ansicht,
die Kernprobleme seien nur ,zugedeckt“ bzw. ,zurlickge-
staut®, ihre frither oder spéter unvermeidliche Verschéarfung
werde eine Krise herbeiftihren, welche die international giin-
stige Position Osterreichs zunichte machen werde, hat sich
bisher nicht bewahrheitet.

Ein Beispiel flr erfolgte Anpassung ist die Textilindustrie.
Fast unbemerkt hat dort — mit 6ffentlicher Forderung, aber
auch Reduktion der Beschiéftigung — ein Umstrukturierungs-
prozel3 stattgefunden, der diesen Industriezweig zu neuer
Schlagkraft verholfen hat. Im Stahlbereich geht ein Ruckzug
vor sich, der sicherlich noch nicht abgeschlossen ist.
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Die gunstige Entwicklung der oOsterreichischen Volkswirt-
schaft wird durch die Steigerung der Exporte in den letzten
Jahren anscheinend bestéatigt. (1984: +13,5 Prozent, 1. Hbj.
1985: +17 Prozent.) Andererseits wird gerade die Zusammen-
setzung unseres AufBlenhandels immer wieder als Argument
far die Strukturschwiche herangezogen. Trotz der tiberpro-
portionalen Zuwachsraten liegt der Anteil der Warengruppen
»Chemische Erzeugnisse“ und ,,Maschinen, Verkehrsmittel*
am Gesamtexport Osterreichs unter dem Durchschnitt der
Industriestaaten, wiahrend im Vergleich zu diesen die Katego-
rie ,,bearbeitete Waren®, die zahlreiche Produkte (z. B. Papier,
Metallverarbeitung) mit fiir Osterreich ungiinstigen Wettbe-
werbsverhéltnissen enthilt, einen uberdurchschnittlichen
groflen Teil der Exporte ausmacht. Daher sind die Gsterrei-
chischen Produzenten sehr oft erst durch Preiskonzessionen
in der Lage, Exportgeschifte zu tiatigen bzw. ein Erl6swachs-
tum zu erreichen. Ein weiterer Indikator dafir, daB die
Produktstruktur nicht dem Durchschnitt hochentwickelter
Industriestaaten von heute entspricht ist die geographische
Verteilung der Exportrelationen. In anderen traditionellen
Osterreichischen Fertigungen (wie etwa in der Nutzfahrzeug-
produktion) sind dem Wandel der Nachfrage entsprechend
andere, flexiblere Produktionsstrukturen notwendig gewor-
den. Da die Anpassung an diese Anforderungen sehr spat und
der Aufbau von neuen Produktionen mit wertschopfungs-
und technologieintensiven Erzeugnissen nicht ausreichend
schnell erfolgte, kommt es zu einem Nachhinken Osterreichs
in der Angebotsstruktur.

Ein Motiv, das die gegenwartige Strukturdebatte bestimmt,
ist die These von der Entindustrialisierung. Die Abnahme
der Industriebeschéftigten im letzten halben Jahrzehnt
scheint dafiir ein deutlicher Indikator zu sein. Waren in der
Industrie 1980 noch 627.000 Mitarbeiter beschéiftigt, so wer-
den es 1985 kaum mehr als 560.000 sein. Dieser Riickgang ist
sehr stark durch SchlieBungen bzw. Personalabbau an tradi-
tionellen Standorten der ,,Schornsteinindustrien®, aber auch
durch Kostenkonkurrenz bei Massengliterfertigungen be-
stimmt.

Fur diese Strukturdiskussion ist aber anzumerken, daf3 die
traditionelle Einteilung der Wirtschaftssektoren das Bild ver-
zerrt. Fiir die starke Ausdehnung des tertidren Sektors ist
neben dem Ausbau der dffentlichen Dienstleistungen auch
die Ausweitung industrienaher Dienstleistungen bestim-
mend. Die Expansion des sogenannten ,,Kommunikationsbe-
reiches”, der Aufbau von Forschungs- und Entwicklungska-
pazititen aullerhalb der Industrieunternehmen, die wach-
sende Zahl von Engineeringkapazititen und Planungsfazili-
taten sind Beispiele dafiir. Diese Entwicklung entspricht

305




nicht zuletzt auch dem stark beschleunigten Trend zu héhe-
rer Ausbildung in den letzten zwei Jahrzehnten. Diese wie-
derum hat einen zunehmenden Einflufl auf die Verbreitung
neuer ,intelligenter” Technologien. Die genannten Erschei-
nungen sind zwar auch Elemente von Daniel Bells Theorie
einer postindustriellen Gesellschaft. Bei noch gegebener
Schwiche der osterreichischen Branchenstruktur sollte
jedoch die Chance der Umsetzung der Potentiale von vorhan-
denem Ausbildungsgrad einerseits und neuen Technologien
andererseits in Produkte und Verfahren eher zu Hoffnungen
auf neue industrielle Impulse Anlafl3 geben.

Die Entwicklung der Technik in den letzten flinfzehn
Jahren hat einen Strukturwandel neuer Art in Gang gebracht.
Grundlegende Neuentwicklungen beeinflussen nicht nur die
Prozeftechnik einzelner Industriezweige oder Ablédufe in
relativ kleinen Sektoren des Dienstleistungssektors, sondern
sie wilzen die Prozefstruktur und das Beziehungsgeflecht
einer Vielzahl von Bereichen der Wirtschaft um. Die indu-
strielle Anwendung der Mikroelektronik und die Anwendung
der Informations- und Telekommunikationstechnik in Indu-
strie- und Dienstleistungsunternehmen sind die wichtigsten
Beispiele Branchen- und Sektorengrenzen tiberschreitender
Innovationsvorgénge. Der Schwerpunkt fritherer Strukturde-
batten, inwieweit durch das Forcieren von Wachstumsbran-
chen oder Wachstumskernen Effizienzsteigerungen der Indu-
strie herbeiftihrbar sind, ist dadurch tberholt.

Von ihrer Groéfle her bringen die osterreichischen Indu-
strieunternehmen, die international gesehen eher mittlere
Dimensionen erreichen, glinstige Voraussetzungen mit, mit
modernen Fertigungsverfahren und flexiblen Produktions-
methoden in Zukunft wettbewerbsfahiger zu werden. Dazu
miif3te aber der Technologietransfer zwischen den Universi-
titen und den Unternehmen sowie zwischen den Unterneh-
men wesentlich verbessert werden. Das Fehlen eines solchen
Transmissionsriemens hat tiber viele Jahre sicherlich auch
die Entwicklungsfihigkeit so manchen Unternehmens ge-
hemmt.

Die breitgeficherte Auswirkung neuer Technologien auf
alle Lebensbereiche der Menschen verlangt aber auch nach
Instrumenten der Technologiefolgenabschatzung. Dabei
kann es nicht um die Abwehr neuer Technologien gehen,
sondern um eine kontrollierte Einfiihrung derselben. Das
Instrument der Technologiefolgenabschiatzung erfordert
keine neue Biurokratie. Vielmehr sollen durch Vernetzung
vorhandener Organisation und Einrichtungen die erforderli-
chen Ressourcen dafiir mobilisiert werden. Auch eine ent-
sprechende Berticksichtigung der Interessen der Arbeitneh-
mer ist in der Technologiefolgenabschétzung unerlaflich.
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Verstarkt beachtet werden heute die negativen Auswirkun-
gen von industriellen Prozessen auf die Umwelt sowie die
Probleme der Entsorgung. Durch diese Priorititenverschrei-
bung ist den Industrieunternehmungen die Chance gegeben,
mit dem Angebot neuer Technologien und Produkten an
einer wachsenden in- und ausldndischen Nachfrage zu parti-
zipieren. Ebenso sind andere Technikbereiche, wie die Bio-
technik und die Entwicklung neuer Werkstoffe zu forcieren,
um in der Einflihrungsphase neuer Produkte am Markt
priasent zu sein.

Im strukturpolitischen wichtigen Bereich der Technologie-
politik hat die Bundesregierung in der jingeren Vergangen-
heit wichtige Schritte gesetzt. Die Ansitze der letzten Jahre,
wie verstirkte 6ffentliche Nachfragepolitik, Einfiihrung von
Technologieférderungen (Mikroelektronik, Biotechnik) ent-
heben aber nicht der Notwendigkeit der Schaffung einer
klaren Technologiekompetenz im Rahmen der staatlichen
Wirtschaftspolitik. Dies ist umso wichtiger, als der Technolo-
gietransfer sich nicht auf den Wissensflufl zwischen inlandi-
schen Unternehmen und Universititen beschrinken kann
und darf. Vielmehr verlangen die zahlreichen internationalen
Programme, wie EUREKA, RACE, u. a. eine koordinierte
Vorgangsweise, um den heimischen Unternehmen diese Tore
zu 6ffnen. Eine Verbindung von Instrumenten der Industrie-
forderung und staatlicher Technologiepolitik bietet sich
daher an.

Technische Modernisierung und strukturelle Erneuerung
und nicht die Erhaltung gefihrdeter Arbeitsplitze, die ja
immer nur befristet moglich ist, werden entscheidend dafiir
sein, wie sich die Beschéaftigung im sekundiren Sektor kiinf-
tig entwickelt. Es geht dabei nicht nur darum, globale Ange-
bots- und Nachfragevolumina einigermafBlen Deckung zu
bringen, sondern es miissen auch die angebotenen und
nachgefragten Qualifikationsstrukturen einander angepaft
werden. Fir die Beschiftigungsfunktion der Industrie wird
die Arbeitszeit ein wesentlicher Faktor sein.

Auch die Verklirzung der wochentlichen Arbeitszeit wird
Bestandteil einer neuen industriepolitischen Ausrichtung
werden missen. Die Entwicklung der Produktivitit der
osterreichischen Industrie im internationalen Vergleich wird
dabei das Finden eines Modells der Arbeitszeitverkiirzung fiir
einzelne Industriebranchen unter Berticksichtigung der not-
wendigen Erhaltung der Wettbewerbsposition erleichtern.

Die Verbesserung der Industriestruktur ist nicht allein von
Impulsen der staatlichen Wirtschaftspolitik zu erwarten. Sie
erfordert eine echte Bereitschaft zum Umdenken bei den
Unternehmern und im Management. Marktwirtschaftliche
Sonntagsreden, der stindige Hinweis auf, small ist beautiful®
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und auf die Klein- und Mittelbetriebe und ihre vermeintli-
chen oder auch wirklichen Tugenden sind kein Beitrag zur
Bewiltigung der Strukturanpassung. Diese verlangt nicht
zuletzt auch der Unternehmen Anderungen, um Innovatio-
nen zu erleichtern. So stellen die hierarchischen Organisa-
tionsprinzipien der meisten Unternehmen ein Hemmnis im
Anpassungsprozef3 dar. Dieses ist im industriellen Sektor
keineswegs ein nur die groflen Unternehmen betreffendes
Problem, es hat vielmehr in den letzten zehn Jahren Restruk-
turierungen und Sanierungen mafgeblich erschwert, in Ein-
zelfidllen sogar den Erfolg verhindert. Trotz jahrelangem
Wissen um das Fehlen ausreichender Managementkapazitidten
ist es nicht gelungen, solche in ausreichendem Male auf-
zubauen. Dazu hat neben Fehlern in der universitiren und
betrieblichen Ausbildung, schlechten Karriereverlaufen ver-
alteten Strukturen in den Unternehmen, aber auch die Tatsa-
che, dal3 aus manageriellen Fehlverhalten kaum Konsequen-
zen gezogen wurden, beigetragen. Wenn auch nicht unmittel-
bare Veranderungen erwartet werden dirfen, so mulf} ernst-
haft getrachtet werden, diese Miflstinde abzuschaffen. Die
Verbesserung der staatlichen Rahmenbedingungen bleibt
beim Fehlen einer entsprechenden Organisationsstruktur fur
die Umsetzung wirkungslos.

Die Forderung nach stirkerer Hinwendung zu offensiver
Industriepolitik, also der schnelleren Anpassung an neue
gesellschaftspolitische Forderungen sowie die Erfordernisse
von Nachfrage und Technologie kann nicht das radikale
SchlieBen ,,alter” Industrien zur Folge haben. Vielmehr muB,
nicht zuletzt wegen der Ruckwirkung auf mittelbar betrof-
fene Arbeitnehmer und Unternehmen, nach mittelfristigen
Konzepten vorgegangen werden. Defensive Instrumente wer-
den daher weiterhin Bedeutung haben.

Wenn das Nationalfeiertagssymposium 1985 ,Industrie
2000* nicht zur Selbstbeweihraucherung oder der Darbietung
osterreichischer Larmoyanz vor auslidndischem Publikum,
sondern der Standortbestimmung dienen soll, dann sollten
die in Osterreich so vehement gefiihrten Debatten um zweit-
und drittwichtigste Fragen, wie die der Privatisierung, jenen
um die zukiinftigen Strukturen und um die Instrumente der
Industriepolitik Platz machen. Ziel muf} es dabei sein, den
Strukturwandel nicht als Schrumpfungsprozel3, sondern als
engeres Zusammengehen von Industrie im traditionellen
Sinn und von industriellen Dienstleistungen, zu verstehen.

308




Arbeitszeitpolitik in der
Bundesrepublik Deutschland

Hartmut Seifert

1. Problemzusammenhang

Die Frage der weiteren Arbeitszeitentwicklung und -gestaltung hat
im vergangenen Jahr bekanntlich zu den zentralen gesellschaftlichen
Kontroversen in der Bundesrepublik Deutschland (BRD) gehoért. Nach
einem der lingsten und zugleich auch einem der heftigsten Arbeits-
kampfe in der Nachkriegsgeschichte konnten die Gewerkschaften das
Tabu der Arbeitgeberverbidnde durchbrechen, die sich darauf geeinigt
hatten, die 40-Stunden-Woche mit ,,Zihnen und Klauen“ zu verteidigen.
In der Metall-, in der Druck- und Papier- sowie in der Holzindustrie gilt
ab April 1985 die 38,5 Stundenwoche als neue tarifliche Normalarbeits-
zeit. Der Einzelhandel folgt zum 1. Januar 1986. Aulerdem haben in
zahlreichen Tarifbereichen éltere Arbeitnehmer im Rahmen tariflicher
Regelungen die Moglichkeit, bereits mit 58 Jahren in den Vorruhestand
zu gehen. Hinzuweisen ist schliefilich auf die stufenweise Einfiihrung
von zwei freien Tagen flr die Beschiftigten des 6ffentlichen Dienstes
ab 1986.

Auf den ersten Blick erscheinen diese in einer tiberaus konfliktrei-
chen Tarifrunde erzielten Ergebnisse keineswegs atemberaubend. Sie
bewegen sich durchaus im Rahmen friherer Tarifabschliisse. Rein
quantitativ gesehen fillt die Verkilirzung der Arbeitszeit um 1,5 Stunden
relativ moderat aus, wenn man sie mit fritheren Abschliissen vergleicht.
Schritte in der Grélenordnung von 2 Stunden pro Woche waren keine
Seltenheit. So konnte noch zu Beginn der 70er Jahre die wéchentliche
Arbeitszeit fir die Beschiftigten im o6ffentlichen Dienst von 42 auf
40 Stunden verringert werden. Und auch der zu erwartende Beschéfti-
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gungseffekt von rein rechnerisch knapp 250.000 Personen ist angesichts
von etwas mehr als 2,2 Millionen registrierten und weiteren 1,3 Millio-
nen in die Stille Reserve abgedrangten Arbeitslosen keineswegs tiber-
wiltigend. Zumal die tatsidchliche Entlastung des Arbeitsmarktes
wegen moglicher Produktivitidtseffekte ohnehin kleiner ausfallen wird,
bleiben die Angebots-Nachfrage-Relationen und damit die Machtver-
hiltnisse am Arbeitsmarkt grundséatzlich unveriandert. Ferner wurden
auch nicht, wie dies friiher durchaus der Fall war, bereits weitere Stufen
der Arbeitszeitverklirzung beschlossen. Jeder weitere Schritt auf dem
Wege zur 35-Stunden-Woche setzt also neue Kraftakte und neue gesell-
schaftspolitische Auseinandersetzungen voraus. Auch kostenmélig
bewegen sich die Tarifabschiisse im Rahmen des Verteilungsspiel-
raums'. Schlie3lich muf3ten diese eher bescheidenen Ergebnisse noch
um den Preis von Zugestidndnissen bei der Arbeitszeitflexibilisierung
erkauft werden. Es besteht also alles in allem fiir die Unternehmen kein
Anlaf3, die vereinbarten Regelungen zur Arbeitszeitverkirzung als
wettbewerbsmindernd und existenz- und damit letztlich arbeitsplatzge-
fihrdend zu verteufeln. Man kann sagen, die Welt der Unternehmer ist
auch nach dieser Tarifrunde noch durchaus in Ordnung.

Eine solche, allein auf das Ergebnis bezogene Bewertung greift aber
zu kurz, solange nicht auch die jeweiligen 6konomischen und politi-
schen Rahmenbedingungen in das Kalkiil einbezogen werden. Hierzu
gehoren ebenso die besonderen verteilungspolitischen Aspekte wie die
damit verbundenen unterschiedlichen arbeitszeitpolitischen Interessen
der Arbeitsmarktparteien. Da hier der Dreh- und Angelpunkt liegt, um
den sich die arbeitszeitpolitische Kontroverse zentriert, erscheint es far
das Verstdndnis der tariflich erzielten Arbeitszeitregelungen notwen-
dig, zunichst die unterschiedlichen arbeitszeitpolitischen Positionen
der Arbeitsmarktparteien zu umreif3en, bevor die Ergebnisse selbst
vorgestellt und interpretiert werden. Im Zusammenhang hiermit steht
die Frage, inwieweit unterscheidet sich die jlingste arbeitszeitpolitische
Tarifrunde von fritheren. Hier wird die These zu fundieren sein, daf3 in
zweierlei Hinsicht tarifpolitisches Neuland betreten wurde. In arbeits-
zeitpolitischer Hinsicht ist der Flexibilisierungsaspekt zum Gegenstand
tarifvertraglicher Vereinbarungen geworden. Und regelungsstrategisch
ist es zu einer Aufwertung der betrieblichen Regelungsebene gegen-
uber der tariflichen gekommen.

2. Arbeitszeitpolitische Positionen

2.1 Die gewerkschaftliche Position

Zentraler Ausgangspunkt fiir die gewerkschaftliche Forderung nach
Verkiirzung der Arbeitszeit sind beschéftigungspolitische Uberlegun-
gen. Damit sind aber die traditionellen Ziele der Arbeitszeitpolitik
keineswegs suspendiert. Vor allem humanisierungs-, freizeit- und fami-
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lienpolitische Gesichtspunkte haben nach wie vor ihren aktuellen

Stellenwert. Moglicherweise sind sie in der jungsten Diskussion nur

etwas in den Hintergrund geraten.

Aus beschiftigungspolitischer Sicht sind Arbeitszeitverkiirzungen
vor allem durch die Einschitzung folgender fiir die zukunftige Beschéf-
tigungsentwicklung zentraler Determinanten begriindet:

1. Zentral fur das Beschiftigungsniveau ist das Tempo des wirtschaftli-
chen Wachstums. Um die derzeitig mehr als 3,5 Millionen Arbeitslo-
sen (registrierte und versteckte Arbeitslosigkeit) wieder beschéftigen
zu konnen, ist eine erhebliche und dauerhafte Beschleunigung des
wirtschaftlichen Wachstums unabdingbar. Dies wirft erhebliche Pro-
bleme auf. In allen flihrenden westlichen Industrienationen haben
sich die Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts im Trend abge-
flacht. Es gibt bislang keinerlei Hinweise und auch noch keine
geeigneten wachstumspolitischen Rezepte, wie man diesen Trend
umkehren kann. Weder die monetaristisch-angebotsorientierten
Experimente konservativer Regierungen noch die keynesianischen
Politikmodelle kénnen hier tiberzeugende Ergebnisse vorweisen.
Wahrend die gesamtwirtschaftliche Produktion in der Phase von 1960
bis 1973 jdhrlich im Durchschnitt um 4,4 v. H. zulegte, waren es in den
10 Jahren danach jeweils nur noch mickrige 1,6 v. H. Vor diesem
Hintergrund ware es sicherlich wirtschaftspolitisch ein guter Erfolg,
mittelfristig zu einem jahrlichen Wirtschaftswachstum von 3 v. H. bis
4 v. H. zu kommen. Aber selbst ein solcher, erhebliche Anstrengun-
gen voraussetzender Wachstumspfad wird nicht zur Loésung der
aufgestauten Arbeitsmarktprobleme ausreichen.

2. Denn zweitens hdngt die Beschiftigungsnachfrage bei gegebenem

Wachstum von der Entwicklung der Produktivitiat ab. Auch hier sind
die jadhrlichen Zuwachsraten trendmaéafig kleiner geworden. Wahrend
sie zwischen 1960 und 1973 bei 5,3 v. H. lagen, steigt seitdem der
jahrliche Produktivititszuwachs (gemessen am Produktionsergebnis
je Beschiftigtenstunde) nur noch um durchschnittlich 3,1 v. H. Da
der Tempoverlust nicht so drastisch wie beim BSP ausgefallen ist, hat
sich eine sogenannte Produktions-Produktivitiatsschere gebildet. Sie
hat die Zahl der Arbeitspliatze kontinuierlich schrumpfen lassen.
Im Gegensatz zur Bundesregierung und den Arbeitgeberverbinden
sehen die Gewerkschaften keine fundierten Anzeichen dafiir, daf
sich die Produktivitidtsentwicklung in den nachsten Jahren abflachen
und unter die Wachstumsrate des BSP sinken koénnte. Nur unter
dieser Bedingung wurde die arbeitsplatzvernichtende Schere ver-
schwinden.

Vielmehr lassen der sich eher noch weiter verschirfende internatio-

nale Konkurrenzkampf sowie die weitere Ausbreitung der neuen

Technologien mindestens ein Beibehalten wenn nicht gar eine

Beschleunigung des Produktivitatsfortschritts erwarten. Demgegen-

uber erscheint die Einschatzung der Bundesregierung, die eine

weitere Verlangsamung der Produktivititsentwicklung fiir durchaus
moglich halt, wenig realistisch, zumal sie ihre forschungs- und
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innovationspolitischen Anstrengungen verstirkt, um den techni-

schen Fortschritt zu forcieren und um der bundesrepublikanischen

Industrie einen guten Platz auf dem Weltmarkt zu sichern.

3. Diese Feststellung flihrt zu einem dritten Gesichtspunkt. Der wirt-
schaftspolitische Kurs der Bundesregierung zielt primar darauf ab,
die deutsche Industrie zu revitalisieren. Da beschéftigungspolitische
Ziele in diesem Konzept allenfalls zweitrangige Bedeutung haben,
verwundert es nicht, wenn sich die Gewerkschaften nach den enttiau-
schenden Erfahrungen der letzten Jahre nicht mehr allein auf den
Staat als beschéftigungspolitischen Garanten verlassen. Bei der
Zuwendung zu den eigenen Handlungsmoglichkeiten stehen Arbeits-
zeitverkilirzungen zwangslaufig im Vordergrund.

4. Die vorangegangenen Ausflihrungen verweisen aber auch auf eine
dulerst schwierige Konstellation fiir gewerkschaftliches Handeln. In
dem Malle, wie aus beschéaftigungspolitischen Griinden der Druck zu
forcierten Arbeitszeitverkilirzungen zugenommen hat, ist gleichzeitig
nicht nur als Folge riicklaufiger Wachstums- und Produktivitiatsraten
der Verteilungsspielraum geschrumpft. Steigende Massenarbeitslo-
sigkeit hat auch die fiir tarifliche Aushandlungsprozesse wichtigen
machtstrategischen Positionen weiter zugunsten der Arbeitgeber-
seite verschoben.

Vor diesem Hintergrund war der generelle Weg verstarkter Arbeits-
zeitverkiirzungen zu keiner Zeit im gewerkschaftlichen Bereich kontro-
vers. Unterschiedliche Auffassungen gab und gibt es allerdings in der
Frage, welche Form der Arbeitszeitverkilirzung zu welchem Zeitpunkt
besonders geeignet und deshalb zu favorisieren ist. Dabei haben einige
Gewerkschaften (dies sind im einzelnen die Gewerkschaft Nahrung —
GenuB — Gaststatten, die Gewerkschaft Textil und Bekleidung, die IG
Bergbau und Energie, die IG Chemie — Papier — Keramik und die IG
Bau - Steine — Erden) zunéchst eine tarifvertraglich geregelte Vorverle-
gung der Altersruhestandsgrenze favorisiert’. Dieses Modell hat vor
allem bei der Gewerkschaft Nahrung — Genufl — Gaststitten eine
gewisse Tradition. Bereits 1978 konnten die ersten Tarifvertrdge im
Bereich der Zigarettenindustrie vereinbart werden, die dlteren Arbeit-
nehmern einen vorzeitigen bzw. gleitenden Ubergang in den Altersru-
hestand ermdglichten. Wenn die Vorverlegung der Altersruhestands-
grenze den Vorzug erhalten hat, ist dies eine Frage der Prioritédtenset-
zung. Weitere Verkiirzungen der Wochenarbeitszeit sind deshalb auf
mittlere Frist keineswegs suspendiert.

Demgegeniiber haben sich verschiedene andere Einzelgewerkschaf-
ten fiir eine Verkiirzung der regelméfigen wochentlichen Arbeitszeit in
Richtung 35 Stunden ausgesprochen. Einen ersten tariflichen Vorstof3
hatte die IG Metall bereits 1978/79 in der Eisen- und Stahlindustrie®
unternommen. Trotz eines mehr als sechswoéchigen Streiks war es ihr
jedoch nicht gelungen, das 40-Stunden-Tabu der Arbeitgeber zu durch-
brechen. Sie mulite sich mit einem Stufenplan zur Ausweitung von
Freischichten und Urlaubsverlidngerungen (6 Wochen Jahresurlaub fir
alle Beschiftigten) zufriedengeben. Als Preis fiir diese nicht unbeachtli-
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chen Erfolge hatte sie mit einer Festschreibung der 40-Stunden-Woche

bis 1984 zu bezahlen.

Fur die gewerkschaftliche Konzeption in der Arbeitszeitpolitik waren
zwei Kriterien zentral:

— moglichst standardisierte Arbeitszeiten in Form eines Normalarbeits-
tages (z. B. als 8- oder 7-Stunden-Tag oder 40- bzw. 35-Stunden-
Woche)

— und kollektivvertragliche Regelungsformen.

Demgegeniiber verwarfen die Gewerkschaften alle Versuche, die
individuelle Arbeitszeit starker zu flexibilisieren, sie genauer an (saiso-
nal oder aus anderen Grinden) schwankende Auftragssituationen und
Produktionsabldufe anzupassen und den Arbeitseinsatz nach den jewei-
ligen kurzfristigen Bedarfen abzufordern. Ebenso wiesen sie alle Versu-
che zurtiick, die Aushandlung von Lage und Dauer der zu leistenden
Arbeitszeit in den weniger stark geschiitzten Bereich individualrechtli-
cher Vertragsgestaltung zu tiberantworten.

Fir die Beibehaltung dieser Prinzipien sprechen aus gewerkschaftli-
cher Sicht gute Griinde:

1. Eine kollektivvertraglich geregelte Standardarbeitszeit funktioniert
wie eine ,,Sperrklinke* und kann von den Arbeitgebern nicht beliebig
je nach Situation verandert werden.

2. Der Normalarbeitszeitstandard gewéhrleistet jedem Arbeitnehmer
einen nicht jeweils von neuem zu begriindenden Anspruch auf ein
regelméifiges Arbeitsentgelt.

3. SchlieBlich verfiigen Gewerkschaften nur im Rahmen kollektivver-
traglich geregelter Arbeitszeitinderungen tber eigene Handlungs-
moglichkeiten, die Struktur des gesellschaftlich benétigten Arbeits-
volumens und damit die Knappheitsverhéltnisse am Arbeitsmarkt zu
beeinflussen.

Sicherlich stellt sich die berechtigte Frage, inwieweit die vollige
Ablehnung flexibler Arbeitszeiten eine addquate Antwort auf die sich in
der Praxis mehr und mehr durchsetzenden Formen der Arbeitszeitflexi-
bilisierung ist. An dieser Stelle soll der allgemeine Hinweis geniigen,
daf} in der aktuellen Situation der arbeitszeitpolitische Schwerpunkt
gewerkschaftlicher Aktivititen weder aus humanisierungs- noch aus
beschiftigungspolitischer Hinsicht im Bereich der Arbeitszeitflexibili-
sierung liegen kann. Nur unter den Bedingungen, daf3 lineare Verkiir-
zungen der Standardarbeitszeit nicht ausreichen und ungeeignet sind,
die Arbeitszeitvorstellungen und Bedirfnisse einzelner Beschiaftigten-
gruppen abzudecken, kann eine flexible, an den Arbeitnehmerinteres-
sen orientierte Arbeitszeitgestaltung einen sinnvollen Beitrag leisten.
Arbeitszeitflexibilisierung (ibernimmt dann die Funktion der arbeits-
zeitpolitischen Feinsteuerung.

2.2 Die Position der Arbeitgeber

Nachdem sich 1977 die IG Metall und die IG Druck und Papier auf
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ihren Gewerkschaftstagen und 1978 der DGB auf seinem Bundeskon-
greB fiir eine Verkurzung der Wochenarbeitszeit ausgesprochen hatten,
reagierten die Arbeitgeberverbidnde zundchst mit einer Ablehnung
jeder Form der Arbeitszeitverkiirzung. Im Fazit lautete ihre Begrin-
dung, dall bei Arbeitszeitverkiirzungen ,anstatt des angestrebten
Abbaus . . . méglicherweise sogar mit einer Zunahme der Arbeitslosig-
keit gerechnet werden‘ mul3.

Um der erwarteten arbeitszeitpolitischen Offensive der Gewerkschaf-
ten besser begegnen und um jede Verkirzung der woéchentlichen
Regelarbeitszeit unter 40 Stunden abwehren zu kénnen, vereinbarten
die Arbeitgeberverbidnde eine Koordinierung ihrer tarifpolitischen
Aktivititen. Zentrales Ziel hierbei war die koordinierte Verteidigung
der bestehenden tariflichen Arbeitszeitregelungen. Wie bereits erwahnt,
konnten die Arbeitgeber in der Tarifauseinandersetzung in der Stahlin-
dustrie im Winter 1978/79 eine erste Runde fir sich verbuchen. Die 40-
Stunden-Woche blieb bis 1983 festgeschrieben.

Abgesehen von vereinzelten Hinweisen auf die Ausweitung von
Teilzeitarbeit und die Einfiihrung von Job-sharing-Modellen hielten die
Arbeitgeberverbinde bis in das Jahr 1983 im Prinzip an ihrer Auffas-
sung fest, ,daf} die Verkurzung der Arbeitszeit — in welcher Form auch
immer — kein geeigneter Weg zur Schaffung von Arbeitspliatzen ist*.
Dabei lehnten sie ausdriicklich auch Regelungen zur Vorverlegung der
Altersruhestandsgrenze ab. Hiergegeben machten sie vor allem kosten-
maBige, aber auch ordnungspolitische Bedenken geltend. Sie beflirch-
teten, durch die Bildung uberbetrieblicher Tariffonds und uber die
angestrebte Kontrolle der Wiederbesetzung der Arbeitsplitze konnte es
zu einer Ausdehnung der betrieblichen und tiberbetrieblichen Mitbe-
stimmung kommen®.

Erst im Sommer 1983 gaben die Arbeitgeberverbédnde ihre strikt jede
Form der Arbeitszeitverkiirzung ablehnende Position auf. Der gewerk-
schaftlichen Forderung nach allgemeinen und kollektivvertraglich
geregelten Arbeitszeitverkurzungen setzten sie ein eigenes, als ,,alterna-
tive Offensive’” bezeichnetes arbeitszeitpolitisches Konzept entgegen.
Sie forderten (1) flexible Tarifvertrige, (2) flexible individuelle Arbeits-
zeitformen und (3) die Ausweitung von Teilzeitarbeit.

Fir diese Kurskorrektur diirften neben der sich ausbreitenden
Erkenntnis der kostenméBigen Vorteile von flexiblen Arbeitszeitrege-
lungen auch politische Gesichtspunkte ausschlaggebend gewesen sein:
Erstens zeichnete sich ab, daf3 die IG-Metall und andere Einzelgewerk-
schaften ihre Ende 1983 auslaufenden Manteltarifvertrage zu einer
arbeitszeitpolitischen Offensive nutzen wiirden. Zweitens stie die
absolute Tabuisierung jeder Form von Arbeitszeitverkiirzungen vor
dem Hintergrund steigender Arbeitslosigkeit und der gleichzeitigen
Wirkungslosigkeit der wirtschaftspolitischen Gegensteuerung auf
immer weniger Konsens in der offentlichen Diskussion. Mit ihrer
Verweigerungshaltung drohten die Arbeitgeber in eine isolierte Posi-
tion zu geraten. Selbst die den Arbeitgeberverbdnden politisch und
ideologisch nahestehende Bundesregierung forderte diese auf, ,den
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Tabu-Schiitzengraben zu verlassen und eigene arbeitszeitpolitische

Angebote vorzulegen‘®. SchlieBlich entwickelte die Bundesregierung

eigene arbeitszeitpolitische Aktivitdten. Sie prasentierte einen Gesetz-

entwurf zu einem vorgezogenen Altersruhestand. Damit setzte sie die

Arbeitgeberseite, aber auch die Gewerkschaften unter Zugzwang.

Mit ihrer arbeitszeitpolitischen Offensive haben die Arbeitgeberver-
bédnde zweierlei erreicht. Zum einen konnten sie ihre aufgrund zuneh-
mender Isolierung immer schwieriger zu haltende Defensivposition
gegentiber der 40-Stunden-Woche stiarken. Indem sie einen alternativen
Forderungskatalog préasentierten, konnten sie die Gewerkschaften
zumindestens partiell in eine defensive Position dridngen. Zum anderen
hat dieser handlungsstrategische Schachzug die Position der Arbeitge-
ber auch dadurch gestirkt, indem sich nun in der arbeitszeitpolitischen
Frage eine gegen die Gewerkschaften gerichtete Allianz mit der Bun-
desregierung bildete.

Unter kostenméifigen Gesichtspunkten haben flexible Arbeitszeiten
far die Arbeitgeber aus verschiedenen Griinden an Bedeutsamkeit
gewonnen:

— Steigende Kapitalintensitdten in verschiedenen Branchen dridngen,
um einen Verfall der Profitraten entgegenzuwirken, auf eine Verlin-
gerung der Maschinenlaufzeiten.

— Labile Nachfragesituationen auf den Giliterméarkten sowie saisonale
Schwankungen der Produktion veranlassen die Unternehmen zu
flexiblen Produktionsanpassungen, um durch gezielte Nutzung der
Maschinenlaufzeiten Kosten zu senken.

— Der Einsatz neuer Technologien gestattet, die kooperativen Abhéin-
gigkeiten zwischen Mensch und Maschine zu lockern.

— Schliefllich férdert die Verkirzung der individuellen Arbeitszeit
selbst die Tendenz, die Maschinenlaufzeiten von der individuellen
Arbeitszeit abzukoppeln.

Gerade der zuletzt genannte Zusammenhang scheint an Bedeutung
zu gewinnen, da eine Reihe von Anzeichen dafiir sprechen, daf3 es den
Unternehmen nicht mehr wie in den 50er und 60er Jahren umstandslos
moglich ist, Arbeitszeitverkirzungen durch entsprechende Steigerun-
gen der Arbeitsintensitit und -produktivitit zu kompensieren®. Unter
diesen Vorzeichen erscheint es einigermalien plausibel, daB fiir die
Unternehmen in dem Mafe, wie die produktivitidtssteigernden Poten-
zen von linearen Arbeitszeitverklirzungen versiegen, flexiblere Arbeits-
zeitformen als Ersatzquellen fiir neue Produktivitidtspotentiale an
Attraktivitit gewinnen.

2.3 Die Position der Bundesregierung

Zu den hervorstechenden Merkmalen der arbeitszeitpolitischen Aus-
einandersetzung gehorte die offen gegen die Grundséitze der (in Art. 9,3
Grundgesetz kodifizierten) Tarifautonomie verstoBende Parteinahme
der Bundesregierung zugunsten der Arbeitgeberseite. So versaumte die
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Bundesregierung kaum eine Gelegenheit, um der Offentlichkeit den
beschiftigungspolitischen Kurs der Gewerkschaften als ,,dumm und
toricht“ (Bundeskanzler Helmut Kohl) auszureden. Auch mit ihrer
praktischen Politik intervenierte sie zugunsten der Arbeitgeber. Bei der
raschen und termingezielten Vorlage eines Vorruhestandsgesetzes stan-
den wohl nicht nur beschéaftigungspolitische Motive Pate, sondern auch
die vom parlamentarischen Staatssekretir im Bundesministerium far
Arbeit und Sozialordnung offen ausgesprochene Absicht, ,jenen
Gewerkschaften, die sich der Kampagne der I1G Metall zur Einfihrung
der 35-Stunden-Woche nicht anschlieBen, eine Alternative zu bieten‘".
Diese Einmischungen setzten sich in der Phase des Arbeitskampfes
fort. Mit dem sogenannten Francke-Erlaf3, der bei auflerhalb des Streik-
gebietes von Arbeitgebern verfligter Kurzarbeit die Zahlung von Kurz-
arbeitergeld untersagte, sollte die Kampfkraft der Gewerkschaften
gebrochen werden.

Fur diese massiven Interventionen in die Tarifauseinandersetzungen
gibt es aus Sicht der Bundesregierung gute Griinde. Bei einer starkeren
Verkiirzung der Wochenarbeitszeit muflite sie, vor allem wenn die
Gewerkschaften vollen Lohnausgleich reklamieren, um die moéglichst
konsequente und weitgehende Umsetzung ihres angebotsorientierten
Wirtschaftskonzeptes flirchten, das auf den zentralen Eckpfeilern einer
sozialpolitisch restriktiv wirkenden Minderung der Staatsquote und auf
Umverteilung zugunsten der Gewinneinkommen basiert. Die Bundes-
regierung sah bei Arbeitszeitverkiirzungen vor allem die von ihr aus
investitionspolitischen Griinden geforderte Senkung der Lohnquote
gefihrdet. Arbeitszeitverkiirzungen schopfen, wenn sie am Arbeits-
markt etwas bewegen wollen, bereits einen groBen Teil des Verteilungs-
spielraumes aus. Fir Lohnanstieg bleibt dann nur noch wenig ubrig.
Und dieses relativ Wenige werden die Arbeitnehmer auf jeden Fall flr
sich reklamieren, da sie ReallohneinbuBlen moglichst vermeiden
wollen.

Weitaus besser in das auf Senkung der Produktionskosten abzielende
Wirtschaftskonzept fligen sich verschiedene Formen flexibler Arbeits-
zeitgestaltung. In enger Anlehnung an das Vorbild des amerikanischen
Arbeitsmarktes hat die Bundesregierung verschiedene Gesetze bzw.
Entwtirfe auf den Weg gebracht, die arbeitsrechtliche und sozialpoliti-
sche Schutzrechte aushéhlen und dem Ziel dienen, den Spielraum fir
‘einen betriebsspezifisch flexiblen Arbeitseinsatz zu erweitern'. Diese
Aktivitaten gehen vor allem in zwei Richtungen. Zum einen schaffen sie
fur die Unternehmen bessere Voraussetzungen, den Arbeitseinsatz
moglichst rasch und ohne kostenverursachende Reibungen an schwan-
kende Produktionsabliaufe anzupassen. Zum anderen soll der steigen-
den Kapitalintensitdt und damit einhergehenden Rentabilitidtsproble-
men durch verlingerte und immer weiter in den Nacht- und Wochen-
endbereich vordringende Maschinenlaufzeiten begegnet werden.
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3. Formen aktueller Arbeitszeitverkiirzungen
3.1 Regelungen zum Vorruhestand

Bis Mitte 1985 sind auf der Grundlage des am 1. Mai 1984 in Kraft
getretenen ,,Gesetzes zur Erleichterung des Ubergangs vom Arbeitsle-
ben in den Vorruhestand“ (Vorruhestandsgesetz) 274 Tarifvertrage —
davon 158 Firmenvertridge" — abgeschlossen worden. Anspruchsberech-
tigt sind in aller Regel Arbeitnehmer, die mindestens 58 Jahre alt sind
und die zudem eine meistens zwischen 5 und 10 Jahre liegende Min-
destbetriebszugehorigkeit aufweisen. Ferner enthalten fast alle Tarif-
vertriage sogenannte ,, Uberforderungsklauseln®, die zusétzliche Bedin-
gungen benennen, unter denen Arbeitnehmer in den Vorruhestand
gehen und Arbeitgeber dies ablehnen diirfen. Verbreitet sind Quotenre-
gelungen, die - wie z. B. bei der Textil- und Bekleidungsindustrie — den
Anspruch ausschlieBen, wenn mehr als 2 v. H. der Gesamtbelegschaft

davon Gebrauch machen wollen. In der Metallindustrie hdngt die
Entscheidung sogar allein vom Votum des Arbeitgebers ab'.

Das Gesetz sieht vor, daB als Vorruhestandsgeld mindestens 65 v. H.
des monatlichen Bruttoeinkommens (ohne Sonderzahlung) gezahlt
werden. Unter diesen Bedingungen zahlt die Bundesanstalt fir Arbeit,
die fiir Arbeitsmarktpolitik zustidndige drittelparititisch verwaltete
Institution, 35 v. H. des Bruttolohns sowie der Sozialversicherungsbei-
trage, wenn die Unternehmen fiir einen ausscheidenden élteren Arbeit-
nehmer einen Arbeitslosen einstellen. Bei Kleinbetrieben gelten modifi-

zierte Regelungen.
Die meisten der auf dieser Basis abgeschlossenen Tarifvertrdge haben
das Vorruhestandsgeld auf 75 v. H. des bisherigen monatlichen Brutto-

arbeitsentgeltes aufgebessert.

Entgegen den urspriinglichen Erwartungen, die den Beschéftigungs-
effekt flir 1985 auf mindestens 50.000 geschétzt hatten, lauft die Inan-
spruchnahme tariflicher Vorruhestandsleistungen bislang eher verhal-
ten. Bis Ende Juni 1985 waren bei einem Potential von 375.000 betroffe-
nen ilteren Arbeitnehmern erst 15.400 Antriage gestellt. Sicherlich kom-
men hier verschiedene Faktoren zusammen. Zum einen handelt es sich
bei den an die Bundesanstalt fiir Arbeit gestellten Antrage nur um
diejenigen Vorverrentungen, bei denen eine Wiederbesetzung vorgese-
hen ist. Demgegeniiber rechnet man in der Bauwirtschaft mit einer
erheblich héheren Zahl von vorzeitig in Tarifrente ausscheidenden
dlteren Arbeitnehmern, deren freiwerdende Arbeitsplitze aber wegen
der schlechten Baukonjunktur nicht wieder besetzt werden. In anderen
Branchen diirften die Héhe des Vorruhestandsgeldes sowie verringerte
zukiinftige Rentenzahlungen auf viele Arbeitnehmer prohibitiv wir-
ken™. Schliefllich kénnen die Tarifregelungen auch von manchen
Arbeitgebern als zu teuer empfunden werden. Auffallend ist jedenfalls
die bisher duBlerst geringe Inanspruchnahme in der Metallindustrie.
Hier kann sich die voéllige Freiwilligkeit der Arbeitgeber blockierend
auswirken.

317




3.2 Wachentliche Arbeitszeitverkiirzungen

Die in der Druck- und Papier-, in der Metall- sowie in der Holz- und
Kunststoffindustrie abgeschlossenen Manteltarifvertrige stellen einen
Kompromif dar, bei dem sich Elemente einer allgemeinen Arbeitszeit-
verkiirzung mit Flexibilisierungskomponenten verbinden. Ein gréBeres
MaB an Arbeitszeitflexibilisierung ist vor allem im Bereich der Metallin-
dustrie in zweierlei Weise unter der Voraussetzung moglich, daB die
tarifliche Arbeitszeit von 38,5 Wochenstunden der individuellen ver-
traglichen Arbeitszeit aller Vollzeitbeschaftigten eines Betriebes
erreicht werden mulf.

— Zum einen kann sich die wochentliche Arbeitszeit einzelner Arbeit-

nehmer, Arbeitnehmergruppen oder von Betriebsteilen in der Band-
breite von 37 bis 40 Stunden pro Woche bewegen.

— Zum anderen sind ebenfalls in der Bandbreite zwischen 37 und
40 Stunden unterschiedlich lange Wochenarbeitszeiten im Zeitablauf

moglich, wenn sie innerhalb eines Zweimonatszeitraumes den Durch-
schnittswert von 38,5 Wochenstunden ergeben. So kann die wochent-
liche Arbeitszeit einen Monat lang 37 und den ndchsten Monat

40 Stunden betragen.

Beide Dimensionen flexibler Arbeitszeitgestaltung lassen sich mitein-
ander kombinieren. Bei den jeweils betrieblich auszuhandelnden Ver-
einbarungen tlber die Arbeitszeitgestaltung ist zu beachten, daf} die
Neufestlegung der Arbeitszeit kein Anlaf sein soll, die Auslastung der
betrieblichen Anlagen und Einrichtungen zu mindern. Bei einer Diffe-
renz zwischen Betriebsnutzungszeit und der Arbeitszeit kann der
Zeitausgleich in Form von freien Tagen erfolgen. Die Biindelung von
freien Stunden zu ganzen freien Tagen ist auf einen Zeitraum von
maximal 2 Monaten begrenzt. Wichtig ist in diesem Zusammenhang,

daB3 die Betriebsrite die Einhaltung der tariflich vorgesehenen Durch-
schnittswerte zu kontrollieren haben.

4. Tarifpolitisches Neuland

Die im vergangenen Jahr abgeschlossenen Tarifvertrdge uber die
Verkiirzung der Wochenarbeitszeit markieren vor allem in zweierlei
Hinsicht tarifpolitisches Neuland: Zum einen ist Arbeitszeitflexibilisie-
rung zum Gegenstand tariflicher Regelungen geworden. Und zum
anderen hat es eine Verlagerung der gewerkschaftlichen Regelungs-
kompetenzen von der tariflichen zur betrieblichen Ebene gegeben.
Sicherlich ist es noch zu frith, um abschlie3end beurteilen zu kénnen,
welche Auswirkungen diese beiden Besonderheiten fiir die zukinftige
gewerkschaftliche Arbeitszeitpolitik haben werden. Es lassen sich
lediglich erste Tendenzen und Konfliktpunkte beschreiben.
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4.1 Flexibilisierungsaspekte

Wegen der inhaltlichen Offenheit der Tarifvertrage war abzusehen,
daB sich die grundsétzlichen arbeitszeitpolitischen Kontroversen auch
in der betrieblichen Umsetzungsphase fortsetzen wiirden. Im Rahmen
breit angelegter Schulungsaktivitdten versuchten beide Arbeitsmarkt-
parteien flr ihre jeweiligen Positionen zu mobilisieren. Arbeitszeitpoli-
tische Zielkriterien der IG Metall waren
— individuell differenzierte Arbeitszeiten zu verhindern und die 38,5-

Stunden-Woche fiir jeden Arbeitnehmer
— vor allem in der Form der woéchentlichen Verkiirzung der Arbeitszeit

um 1,5 Stunden oder drei Stunden jede zweite Woche
— oder als Bindelung zu freien Tagen im Rahmen des Zweimonatszeit-

raumes durchzusetzen.

Demgegentiber driangten die Arbeitgeberverbidnde auf eine méglichst
weitreichende Ausschopfung des neu erdffneten Flexibilisierungsspiel-
raumes
— in Form gruppen- bzw. abteilungsspezifischer Arbeitszeitdifferenzie-

rungs
— in Form einer unregelmafigen Verteilung der Arbeitszeiten auf Tage

und Wochen je nach Produktionsanfall
— durch Einbeziehung des Samstags in die Regelarbeitszeit.

Wie erste Erfahrungen zeigen, sind extreme Modelle der Arbeitszeit-
flexibilisierung, bei denen sich sowohl personelle Differenzierung als
auch zeitliche Variabilitdt vermengen, insgesamt rar geblieben. Ohne-
hin fallt nach den bisherigen (von der IG Metall durchgefiihrten)
Auswertungen' von Betriebsvereinbarungen auf, daB individuelle
Arbeitszeitdifferenzierung eher ein Randphdnomen darstellt. Fiir mehr
als 95 v. H. der Arbeitnehmer in der Metallindustrie betriagt die indivi-
duelle wochentliche Arbeitszeit 38,5 Stunden. In den Fillen, in denen
fir Teile der Belegschaften differenzierte Arbeitszeiten getroffen wur-
den, spielten qualifikatorische und betriebsfunktionale Aspekte eine
zentrale Rolle. Arbeitszeiten von 40 Wochenstunden werden hiufig fir
qualifizierte Spezialisten und Angestellte in Vorgesetztenfunktionen
festgelegt. Demgegenitiber miissen sich leistungsgeminderte und éltere
Arbeitnehmer haufiger mit der 37-Stunden-Woche zufriedengeben.

Bei der Lage und Verteilung der Arbeitszeit zeichnet sich folgendes
Grobmuster ab'":

— Nur knapp 10 v. H. der Betriebe mit etwa 10 v. H. der Beschiftigten
favorisieren tiagliche Arbeitszeitverkiirzungen um jeweils 18 Minuten.
— Etwas mehr als die Halfte aller Betriebe mit gut einem Drittel aller

Arbeitnehmer hat die Arbeitszeitverkiirzung auf einen Wochentag —

meistens freitags — konzentriert. Diese Form der wochentlich — oder

im zweiwochigen Rhythmus um 3 Stunden — verkiirzten Arbeitszeit

ist in kleinen und mittleren Unternehmen hiufiger anzutreffen als in

GrofBunternehmen.

— Etwa ein Drittel der Betriebe mit gut der Hilfte der Beschiftigten hat
die Arbeitszeitverkiirzung zu freien Tagen gebtindelt. Hier liegt der
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Schwerpunkt bei Betrieben mittlerer Gréfenordnung. In dieser
Arbeitszeitvariante sind verschiedene Mischformen enthalten. Hierzu
zéhlt, die freien Tage auf Briickentage (Arbeitstage zwischen Feierta-
gen und Wochenenden) zu plazieren oder mit Gleitzeitsystemen zu
verkoppeln usw.

Dartiber hinaus sind verschiedene Regelungstatbestidnde kontrovers
geblieben. So versuchte eine Reihe von Betrieben, die zu freien Tagen
zusammengefallte Arbeitszeitverkiirzung iiber den zweimonatigen Aus-
gleichszeitraum zu Ubertragen und nach auftrags- und produktionsab-
hingigen Gesichtspunkten zu placieren. Kontrovers ist ferner die Frage
der Entstehung, der Bezahlung und des Verfalls von freien Tagen oder
auch die Einbeziehung des Samstags in die regelméiBige Arbeitszeit.
AuBerdem gibt es zahlreiche Versuche, bestimmte Personengruppen,
wie auBertarifliche Angestellte, Schichtarbeiter usw. von der Arbeits-
zeitverkiirzung auszuschlief3en.

Schwierig zu beantworten ist die Frage nach den Beschiftigungsef-
fekten. Es tiberrascht nicht, wenn die beiden Arbeitsmarktparteien
unterschiedliche Werte ansetzen. Die vom Arbeitgeberverband auf etwa
15.000 bezifferte Zahl an Neueinstellungen hélt die IGM fiir deutlich zu
niedrig. Fest steht zunéchst lediglich, daf3 im Bereich der metallverar-
beitenden Industrie die Zahl der Beschéiftigten seit von Jahresbeginn
bis Mai um gut 36.000 oder 0,9 v. H. zugenommen, die Zahl der
Kurzarbeiter bis Juli um knapp 60.000 zurickgegangen ist und die
Arbeiter durchschnittlich 0,4 mehr Uberstunden leisten. Zu beriicksich-
tigen ist ferner, dafl die Arbeitszeitverkiirzungen in vielen Fillen dazu
beigetragen haben, geplante Entlassungen zu verhindern und deshalb
in ihren Auswirkungen statistisch nicht erfafit werden. All diese
Beschiftigungseffekte stehen sicherlich in einem engen Zusammen-
hang mit der Arbeitszeitverkiuirzung. Der genaue Einfluf3 143t sich aber
nicht identifizieren und quantifizieren, da sich saisonale und konjunk-
turelle mit arbeitszeitverkiirzenden Komponenten mischen.

4.2 Verstirkte Bedeutung betrieblicher Regelungskompetenzen

Es gehért zum Prinzip tariflicher Implementationsverfahren, tarifver-
traglich vereinbarte Regelungsinhalte in einem zweiten Schritt auf der
betrieblichen Ebene um- und durchzusetzen. Im Vergleich zu friiheren
Arbeitszeitverkiirzungen fallen allerdings zwei Besonderheiten auf.
Zum einen sind die Regelungsinhalte wegen der Flexibilisierungskom-
ponente weitaus komplexer und zum anderen sind sie vergleichsweise
offen fixiert. Auch dies gilt wiederum speziell im Hinblick auf die
Flexibilisierungskomponente, die tarifvertraglich nur vage praformiert
und deshalb zur weiteren Konkretisierung ausdriicklich an die betrieb-
lichen Regelungsinstanzen verwiesen ist. Damit haben die Manteltarif-
vertrige sicherlich in einem gréf3eren Malle als bei fritheren Arbeitszeit-
verkilirzungen gewerkschaftliche Regelungskompetenzen von der tarif-
lichen an die betriebliche Handlungsebene abgetreten.
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Vom Prinzip her entspricht dieses gestufte Regelungsverfahren
durchaus der typischen Struktur und Funktionsweise des westdeut-
schen Systems der industriellen Beziehungen'®. Ein Vorteil der Komple-
mentaritit von tariflicher und betrieblicher Regelungsebene wird darin
gesehen, daf} sie dem industriellen Regelungssystem eine hohe ékono-
mische Flexibilitdt verleiht. Als Kehrseite hiervon werden allerdings
wegen des in der Bundesrepublik bestehenden ,,dualen Systems“ der
Interessenvertretung, das formal scharf zwischen Tarifautonomie und
Betriebsverfassung trennt"”, einige Probleme bei der Durchsetzung
gewerkschaftlicher Politik vermutet®. So kann aus gewerkschaftspoliti-
scher Sicht die betriebliche Regelungskompetenz im Vergleich zur
tarifpolitischen Handlungsebene weniger effizient sein, weil die
betriebliche Interessenvertretung nicht der unmittelbaren und férmli-
chen Kontrolle durch die Gewerkschaften unterliegt. Ferner verpflich-
tet das Betriebsverfassungsgesetz die Betriebsrite auf den Ausgleich
der Arbeitnehmerinteressen mit den ,betrieblichen Erfordernissen®.
Beide Momente kénnen gerade in Phasen anhaltender Massenarbeitslo-
sigkeit und verschirfter Konkurrenzbedingungen auf den Giiter- wie
Arbeitsmérkten betriebsegoistische Verhaltensweisen fordern. Als eine
weitere mogliche Einschriankung kommt hinzu, daf3 die betrieblichen
Interessenvertretungen nicht tber ein so weitreichendes Druckmittel
wie den Streik verfiigen und deshalb, unter dem Zwang zur Einigung
stehend, weitaus eher eine Unterordnung unter die Interessen des
Managements akzeptieren missen?®.

Es liegt nun die Vermutung nahe, daf3 diese strukturellen Regelungs-
schwichen gerade bei der Umsetzung von sehr komplexen und offenen
Tarifvertrdgen durchschlagen und damit den Erfolg der tariflichen
Ergebnisse schmalern kénnten. Hinweise darauf, daB die betriebliche
Handlungsebene nicht zwangsliaufig der tariflichen unterlegen sein
mull, sondern ebenfalls Ansatzpunkte flir offensives gewerkschaftli-
ches Handeln bietet, haben die Erfahrungen des 1973 ebenfalls nach
dem Streik fir die Metallindustrie von Nordwiirttemberg/Nordbaden
abgeschlossenen Lohnrahmentarifvertrags II (LRTV/II) gelehrt®. Bei
diesem ebenfalls duBerst komplexen (verschiedene Regelungen zur
Humanisierung der Arbeitsbedingungen umfassenden) und offenen
Tarifvertrag waren die Betriebsrate bei der betrieblichen Umsetzung
zwar vor erh6hte Anforderungen gestellt. Aufgrund eines — nicht zuletzt
auch durch den vorangegangenen Streik geférderten — hohen Politisie-
rungsgrades und eines damit zusammenhingenden starken Engage-
ments ist es ihnen alles in allem aber gelungen, die vermuteten
Handlungsdefizite zu tiberspielen.

Analoge Handlungsmuster deuten sich fiir die Umsetzungsphase der
Arbeitsverkiirzung an, auch wenn hier eine systematische Fundierung
noch aussteht. Erste Hinweise liefern die beschriebenen Ergebnisse
uber Form und Grad der Arbeitszeitdifferenzierung und -flexibilisie-
rung. In ihnen spiegeln sich nicht allein arbeitszeitpolitische Interessen
der Arbeitgeber. Der vielfach beflirchtete und von den Arbeitgeberver-
bénden angestrebte Erdrutsch des Arbeitszeitsystems ist ausgeblieben.
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Fir den tiberwiegenden Teil der Arbeitnehmer blieb eine einheitliche
Arbeitszeit als standardisierte BezugsgroBe fiir Arbeitseinkommen und
Sozialleistungen erhalten. Nach den bisherigen Erkenntnissen ist es in
verschiedenen Fillen dem Engagement von Betriebsriaten zuzuschrei-
ben, wenn die Unternehmen urspriingliche Differenzierungsabsichten
wieder fallenlief3en, da sie neben einem aufwendigen Zeiterfassungs-
verfahren auch organisatorische Reibungsverluste sowie konfliktori-
sche Auseinandersetzungen flirchten muften.

5. Ausblick

Arbeitszeitfragen werden wohl auf absehbare Zeit kaum an gesell-
schaftspolitischer Brisanz verlieren. Vor allem die ungelosten Beschif-
tigungsprobleme legen es nahe, den zukinftigen Produktivititszu-
wachs in einem stidrkeren Mafle als in der Phase seit Beginn der
Beschiftigungskrise in verkurzter individueller Arbeitszeit weiterzuge-
ben. Ansonsten schwinden nicht nur die ohnehin nicht tiberschwengli-
chen Hoffnungen, doch noch ein Stiick Boden im Kampf gegen die
Erwerbslosigkeit gutmachen zu koénnen. Bei arbeitszeitpolitischer
Abstinenz diirfte es sogar schwerfallen, die Beschiftigung auf dem
derzeitigen Niveau zu stabilisieren. Trotz des arbeitszeitpolitischen
Durchbruchs im letzten Jahr steht die gewerkschaftliche Politik forcier-
ter Arbeitszeitverkiirzungen vor allem aus zwei Grinden weiterhin vor
hohen Hiirden.

1. Angesichts mehrjdhriger Einbullen bei den Realeinkommen und
gleichzeitiger Einkommensausfille vieler Haushalte infolge wvon
Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit sowie eines immer weniger funktio-
nierenden sozialen Schutzes vor dem gesellschaftlichen Risiko
Arbeitslosigkeit® geriat eine Politik kontinuierlicher Arbeitszeitver-
kiirzungen in zunehmende Konkurrenz zur Forderung nach Einkom-
mensverbesserungen. Bei vergleichsweise verhaltenem Zuwachs von
Produktion und Produktivitit bereitet es sicherlich grof3ere Schwie-
rigkeiten, beiden Verteilungsdimensionen gleichzeitig zu genitigen.
Aus beschiftigungspolitischen Griinden sind zwar auch kleinere
Schritte bei der Arbeitszeitverkirzung unverzichtbar. Da sie auf den
Beschiftigungskonten nur gering zu Buche schlagen, laufen sie
Gefahr, sich in der offentlichen Meinung zu diskreditieren. Bei
groferen Arbeitszeitverkiirzungen stellt sich, wenn eine Politik der
Umverteilung zugunsten der Arbeitnehmer nicht durchsetzbar ist,
das Problem des Einkommens vor allem bei den Beziehern niedriger
Einkommen. Einen Ausweg weist eine stiarker die Einkommensstruk-
tur verdndernde Lohn- und Gehaltspolitik™.

2. Ein zweites Problem beinhaltet die von den Arbeitgebern in Gang
gesetzte Politik der Arbeitszeitflexibilisierung. Wahrend in der tarif-
politischen Arena arbeitszeitpolitische Initiativen bislang von den
Gewerkschaften ausgingen, haben die Arbeitgeber spétestens seit der
letzten Tarifrunde ein eigenes Arbeitszeitkonzept entwickelt, das
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stirker auf Produktivitiats- und Profitkriterien zugeschnitten ist, und

das sie der gewerkschaftlichen Forderung nach Arbeitszeitverkur-

zung als Alternative gegentiberstellen. Aus den oben dargelegten

Griinden werden die Arbeitgeberverbidnde auf eine Neugestaltung

des Arbeitszeitregimes drangen mit dem Ziel, die Betriebsnutzungs-

zeiten auszuweiten, die Arbeits- und Betriebszeiten exakter an die
jeweilige Auftrags- und Produktionslage anzupassen, bei der Arbeits-
zeitgestaltung die betriebliche Ebene auf Kosten der tariflichen

Ebene zu stirken und in moderater Form die Arbeitszeiten fur

einzelne Personengruppen bzw. Einsatzbereiche zu differenzieren.

Unter diesen Vorzeichen scheint gewerkschaftliche Arbeitszeitpolitik
vor dem Problem zu stehen, entweder erheblich mehr Kraftaufwand in
die Durchsetzung weiterer Arbeitszeitverkiirzungen und eine gleichzei-
tige Lohnstrukturidnderung investieren zu mussen. Oder aber der Erfolg
forcierter Arbeitszeitverkirzungen ist um den Preis von Arbeitszeitfle-
xibilisierung zu erkaufen. Eine solche kompromifBhafte Arbeitszeitpoli-
tik wiirde aber humanisierungs- und familien- sowie freizeitpolitische
Standards aufs Spiel setzen. In dem Mafe, wie schutzrechtliche Arbeits-
zeitregelungen preisgegeben werden, wiachst die unternehmerische
Hegenomie, den zeitméBigen Einsatz der Arbeitskraft immer stirker
nach kapital-rationalen Kriterien gestalten zu kdénnen. Bei einer in
dieser Weise organisierten Arbeitszeitgestaltung spielen die Zeitprife-
renzen von Arbeitnehmern nur eine untergeordnete Rolle. Da sie zu
Recht fiirchten miissen, kiirzere Arbeitszeiten auf Kosten reduzierter
Moglichkeiten der souverdnen Zeitnutzung und -gestaltung erkaufen zu
miussen, werden die Beschéiftigten kaum fir eine in diese Richtung
gehende Arbeitszeitpolitik zu mobilisieren sein. Es sei denn, es lassen
sich gemeinsame Schnittmengen der jeweiligen Arbeitszeitpriferenzen
finden, bei denen die abhéngig Beschaftigten zusétzliche Freiheitsgrade
gewinnen, die Arbeitszeit nach individuellen Priferenzen zu gestalten,
ohne dafBl dadurch die Verwertungsinteressen der Kapitalseite restrin-
giert werden. Sicherlich sind betriebliche Konstellationen, bei denen
keine der beiden Parteien aufgrund vermehrter Arbeitszeitflexibilisie-
rung Abstriche bei ihren jeweiligen Zeitbedirfnissen hinzunehmen hat,
nicht der Regelfall und durften sich angesichts der sehr ungleichge-
wichtigen betrieblichen Entscheidungsstrukturen tiber die Arbeitszeit-
gestaltung auch nicht naturwtichsig durchsetzen.

Unter diesen Vorzeichen wird gewerkschaftliche Politik, wenn sie
den Trend zu kurzeren Arbeitszeiten verstirken will, nicht umhin
kommen, die unterschiedlichen Zeitbediirfnisse der verschiedenen
Arbeitnehmergruppen in eine arbeitszeitpolitische Gesamtkonzeption
zu integrieren. Es geht darum, dem unternehmerischen Konzept der
auslastungs- und profitorientierten Arbeitszeitflexibilisierung ein Kon-
zept selbstbestimmter Arbeitszeitgestaltung gegenuberzustellen, das
sich an den Lebens- und Arbeitsbediirfnissen der Arbeitnehmer orien-
tiert.
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Anmerkungen

1 Fir die Metallindustrie ergibt sich aufgrund von Arbeitszeitverkiirzungen und gleich-
zeitigen Einkommenssteigerungen ein Zuwachs der Lohnkosten von 5,9 v. H. Dem
steht eine Preissteigerung der Lebenshaltungskosten von gut 2 v. H. gegenitiber, so
daB angesichts einer geschéitzten Produktivitatssteigerung von gut 4 v. H. kein zusétz-
licher Druck auf die Lohnstiickkosten entsteht.

2 Einen guten Uberblick der verschiedenen Positionen liefert das Schwerpunktheft

»Der AbschluB als Anfang“, die Mitbestimmung, Heft 9/1984

Vgl. Deeke, A., Dzielak, W., Gewerkschaftliche Interessenvertretung und Wochenar-

beitszeitverkiirzung, in: Soziale Welt, Heft 4/1981

Bundesverband Deutscher Arbeitgeber (BDA), Jahresbericht 1984, S. 48

BDA, Jahresbericht 1982, S. XVIII

Vgl. ebenda, S. 39

BDA, Jahresbericht 1983, S. 35

So der damalige Bundeswirtschaftsminister Otto Graf Lambsdorff, vgl. Handelsblatt,

Nr. 71 vom 13. April 1983

Vgl. Schmiede, R., Schuldlich E., Arbeitszeit und Arbeitszeitpolitik, in: Jargens, U.,

Naschold, F. (Hrsg.), Arbeitszeitpolitik, Opladen 1983, S. 387 f. — So diirften vielfiltige,

unter dem Druck der Massenarbeitslosigkeit durchgesetzte leistungspolitische Ma@3-

nahmen bestehende Intensivierungspotentiale weitgehend ausgeschopft haben.

AuBerdem ist bei zunehmender Technisierung die Geschwindigkeit der Produktions-

ablédufe bei gegebenen Qualitatsstandards nicht beliebig variierbar.

10 Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 183 vom 10. August 1983

11 Hierzu ausfiihrlich: Seifert, H., Was bringt Deregulierung fiir den Arbeitsmarkt — Das
Beispiel des Beschiftigungsférderungsgesetzes, in: WSI-Mitteilungen 5/1985

12 Vgl. Handelsblatt vom 12. August 1985

13 Vgl. Kurz-Scherf, 1., WSI-Tarifarchiv, Ergebnisse und Tendenzen der Tarifrunde 1984,
in: WSI-Mitteilungen 3/1985

14 Um die Attraktivitit der Vorruhestandsregelungen zu erhéhen, wird von gewerk-
schaftlicher Seite gefordert, den Zuschufl der Bundesanstalt fiir Arbeit aufzustocken.

15 Vgl. Lang, K., Neue Wochenarbeitszeit in der Metallindustrie ab 1. April 1985, in: Die
Mitbestimmung 6/1985, S. 220

16 Vgl. ebenda

17 Vgl. ebenda, S. 221

18 Vgl. Billerbeck, U., Erd, R., Jacobi, O., Schudlich, E., Korporatismus und gewerk-
schaftliche Interessenvertretung, Frankfurt/New York 1982, S. 93

19 Vgl Billerbeck, U., Deutschmann, Ch., Erd, R., Schmiede, R., Schudlich, E., Neuorien-
tierung der Tarifpolitik?, Frankfurt/New York 1982, S. 29 ff.

20 Vgl. Heinze, R. G., Hinrichs, K., Offe, C., Olk, Th., Interessendifferenzierung und
Gewerkschaftseinheit, in: Offe, C. (Hrsg.), ,,Arbeitsgesellschaft”, Strukturprobleme
und Zukunftsperspektiven, Frankfurt/New York 1984, S. 128 ff.

21 Vgl. Billerbeck, U., u. a., Neuorientierung ..., a.a. 0., S. 30

22 Vgl. Schauer, H.,, Dabrowski, H.,, Neumann, U., Sperling, H.J., Tarifvertrag zur
Verbesserung industrieller Arbeitsbedingungen, Frankfurt/New York 1984, S. 141 ff.

23 Im Juli 1985 erhielten nur noch 33,4 v. H. der den Arbeitsimtern gemeldeten Arbeitslo-
sen auch Arbeitslosengeld, wihrend es 10 Jahre zuvor 62 v. H. waren. Demgegentiber
hat sich der Anteil der Empfanger der niedriger dotierten Arbeitslosenhilfe von
10,9 v. H. auf 27,2 v. H. erhoht und 39,4 erhalten tiberhaupt keine Lohnersatzleistungen

24 Vgl Seifert, H., Welzmiller, R., Arbeitszeitverkirzung und Verbexlung, in: WSI-
Mitteilungen 4/1983, S. 227 f.
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Die amerikanische Wirtschaft in
den achtziger Jahren:
Konjunkturzyklen wie gehabt
oder ein neuer Wachstumsschub?

Leon N. Lindberg

Politiker, Konjunkturbeobachter und die Medien in der ganzen Welt
haben ein fast fetischistisches Interesse an den unberechenbaren Lau-
nen des amerikanischen Konjunkturaufschwunges der Jahre 1983/84
entwickelt. Die Griunde daflir sind einsichtig. Man nimmt in breiten
Kreisen an, oder hofft zumindest, dal3 ein amerikanischer Konjunktur-
aufschwung niedrigere Zinsen, stabilere Wechselkurse und eine Neube-
lebung des Welthandels und der internationalen Nachfrage bringen
wird, und daf} die Vereinigten Staaten bei den gemeinsamen Bemiihun-
gen um die Steuerung der Weltwirtschaft eine aktivere und verantwor-
tungsbewulltere Fuhrungsrolle als bisher ibernehmen werden. Diese
einseitige Fixierung auf den zeitlichen Ablauf und die Stirke des
amerikanischen Konjunkturaufschwungs, der so lange auf sich warten
lief}, hat die Aufmerksamkeit von den lidngerfristigen Strukturelemen-
ten der amerikanischen Wirtschaftsentwicklung abgelenkt, die etwas
leichter zu interpretieren sind und auch besser verstanden werden.
Diese Strukturelemente sind auch wichtiger flir eine Beurteilung der
weltwirtschaftlichen Perspektiven in den achtziger Jahren. Die drei
folgenden Elemente sind mehr oder weniger unbestritten.

1. Die amerikanische Wirtschaft war zumindest seit 1950 standig nicht
voll ausgelastet und hat deutlich schlechter abgeschnitten als die
tbrigen OECD-Léander.

2. Die Produktivitit im Industriebereich und die wirtschaftlichen
Selbstheilungskrifte sind in den Vereinigten Staaten friiher als in

Die Ubersetzung des amerikanischen Originaltextes besorgte Dr. Sepp Weidacher.
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irgendeinem anderen wichtigen Industrieland, mit Ausnahme GroB8-

britanniens, schwicher geworden.

3. Die Anpassungsvorgéinge an die geinderten Wirtschaftsbedingungen
der siebziger und achtziger Jahre haben ein deutliches Abgehen von
akzeptierten Normen des Klassenkompromisses, der gesellschaftli-
chen Solidaritat und des politischen Interessenausgleiches mit sich
gebracht. Es ist zu einer grofleren Einkommens- und Machtumvertei-
lung ohne Ricksichtnahme auf ihre politische Legitimation und auf
die langfristige politische und wirtschaftliche Stabilitit gekommen.
Jedes einzelne dieser Strukturelemente hat seinen Ursprung in den

gegebenen wirtschaftlichen und politischen Machtverhiltnissen, in den

herrschenden ideologischen Richtungen und in grundlegenden institu-
tionellen und verfassungsrechtlichen Faktoren, die sich als wichtiger
erwiesen haben, als Verschiebungen in den Mehrheitsverhéltnissen bei

Prasidentenwahlen oder im Kongref3. Sollte es bei diesen Faktoren zu

keiner evolutiondren Anderung kommen, so kann man sich schwer eine

Wirtschaftsprognose fiir die USA vorstellen, die geeignet wire, jenen

Europdern Vertrauen einzufléfen, die explizit oder implizit darauf

bauen, daB3 die Vereinigten Staaten eine wachstumsmaéaBige und wirt-

schaftspolitische Filihrungsrolle fir die kapitalistische Weltwirtschaft
libernehmen werden.

Ein demokratischer Prisident und ein mehrheitlich demokratischer
KongreB konnten vielleicht eine Diskussion iiber die einem kontinu-
jerlichen Wirtschaftswachstum im Wege stehenden Hindernisse in
Gang setzen und sie konnten wieder nach ausgewogenen Lisungen und
am Verhandlungstisch erzielten Kompromissen zu suchen beginnen.
Aber die negative politische Dynamik der amerikanischen Wirtschafts-
entwicklung ist so tief verwurzelt, daB3 eine rasche Wende kaum zu
erreichen sein wird. Als Amerikaner ist man immer wieder iberrascht
dartiber, wie optimistisch die Européder im allgemeinen die Vereinigten
Staaten einschitzen. Breite Kreise sehen in den Vereinigten Staaten
einen kraftvollen und dynamischen Motor der wissenschaftlichen und
technischen Innovation mit einer etwas ungezigelten und unberechen-
baren aber im Grunde robusten und soliden Demokratie, die im
wesentlichen mit westeuropidischen Verhéltnissen vergleichbar ist. In
bezug auf die Einzelperson und kleinere geographische Einheiten
stimmt noch sehr viel von diesem Mythos. Aber insgesamt gesehen, also
bezogen auf die amerikanische Volkswirtschaft als Ganzes, heben sich
diese dynamischen Krifte nur allzu oft gegenseitig auf, und immer
stirker wird das Bild Amerikas durch eine Polarisierung der Politik,
tiefe Risse im demokratischen System und durch eine extrem unein-
heitliche und unstete Wirtschaftsentwicklung gepragt. Das alles wird in
der jingeren amerikanischen sozialwissenschaftlichen und histori-
schen Forschung durchaus gesehen. Die folgenden Ausfiihrungen
basieren auf einigen wichtigen Ergebnissen dieser Forschung.
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1. Die allgemeine Entwicklung der amerikanischen Wirtschaft
seit 1950

Die Wirtschaftsentwicklung in den OECD-Landern zwischen den
Jahren 1950 und 1973 war durch Produktivitatszuwichse, ein hohes
Wirtschaftswachstum, niedrige Arbeitslosigkeit und eine steigende
Inflation gekennzeichnet. Das traf jedoch nicht flir die Vereinigten
Staaten zu, wo die Entwicklung in diesem Zeitraum ausgeprigte
zyklische Schwankungen aufwies. In den Vereinigten Staaten gab es
auch mehr und schérfere Rezessionen, und zwar in den Jahren 1949,
1953/54, 1957/58, 1960/61, 1970, 1974/75 und 1980/82. Fast wihrend des
ganzen Untersuchungszeitraumes mit Ausnahme des Koreakrieges und
Vietnamkrieges wurde das Leistungspotential der amerikanischen
Wirtschaft ganz bewulf3t nicht ausgeschopft.

Die Wirtschaftspolitik dieser Zeit war gekennzeichnet durch ein
zogerndes Umschalten der Fiskalpolitik auf einen expansiveren Kurs in
der Mitte der sechziger Jahre und einer darauffolgenden Riickkehr zu
einem restriktiveren Vorgehen, durch hartnickige Budgetdefizite und
dadurch, dal man mit schoner RegelméaBigkeit immer scharf auf die
Kreditbremse trat, wenn die Inflation bedrohliche Ausmaf3e annahm.
Es tberrascht nicht, dal im allgemeinen die Inflationsrate in den
Vereinigten Staaten am niedrigsten und die Arbeitslosenrate am hoch-
sten von allen OECD-Léndern war, und zwar bis nach 1973. Dieser
wirtschaftspolitische Zickzackkurs hat langfristig unter anderem zur
starken Drosselung der Kapitalbildung und Investitionen und zu einer
Bevorzugung der privaten Konsumausgaben und der Ausgaben der
offentlichen Hand als Konjunkturbelebungsinstrument gefiihrt. So
waren z. B. die Zuwachsraten des Kapitalstocks (als Proxys fiir das
selbst schwer zu messende Tempo des technischen Fortschrittes) in den
Vereinigten Staaten im Vergleich zu den OECD-Durchschnittswerten
sehr niedrig: 2,9 Prozent gegentiber 4,8 Prozent zwischen 1950 und 1973
und 1,8 Prozent gegeniiber 4,8 Prozent fiir die Zeit 1973 bis 1978. Auch
die Produktivititszuwachsraten waren in den Vereinigten Staaten
durchgehend niedriger, sodall in den spéateren siebziger Jahren Westeu-
ropa und Japan das amerikanische Niveau erreicht oder sogar tibertrof-
fen hatten.

Wie 143t sich diese amerikanische Sonderentwicklung erkliaren? Fast
wihrend der ganzen Nachkriegszeit stand die amerikanische Wirt-
schaftspolitik ganz unter dem Einflufl eines Blindnisses von Unterneh-
mereliten und konservativen politischen Eliten, und zwar in beiden
Parteien, denen eine Rezession zur Bekdmpfung der Inflation und zur
Zurickgewinnung des von den Gewinnen an die Léhne verlorenen
Terrains lieber war als irgendeine andere Methode. Diese wirtschaftspo-
litisch restriktive Koalition wurde geeint durch eine einseitige Fixie-
rung auf das Inflationsproblem, die Bereitschaft, hohe Arbeitslosenra-
ten in Kauf zu nehmen, die Bevorzugung einer politisch motivierten
Geldpolitik als wirtschaftspolitisches Steuerinstrument und schlieBlich
durch eine Ablehnung staatlicher Eingriffe, sei es in der Form einer
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aktivistischen Fiskalpolitik, in der Form von Lohn- und Preisregelun-
gen oder in der Form einer Arbeitsmarkt- oder Industriepolitik. Diese
wirtschaftspolitisch restriktiv eingestellte Koalition wurde teilweise
und zeitweilig, und zwar zwischen 1964 und 1969 unter Kennedy und
Johnson, sowie zwischen 1976 und 1978 unter Carter zurtickgedrangt.
Das geschah durch einen geméfigten Keynesianismus, der von liberal-
politischen Eliten in Zusammenwirken mit der Arbeiterschaft und
Minderheitengruppen getragen wurde.

Der anhaltende starke Einflul3 dieser wirtschaftspolitisch restriktiv
eingestellten Koalition von Eliten auf die amerikanische Wirtschaft und
Politik erkléart sich aus der etablierten Macht und privilegierten Stel-
lung der amerikanischen Wirtschaftstreibenden, deren arbeiterfeindli-
che und antietatistische Einstellung daher riihrt, dafl3 sich die amerika-
nischen GrofBunternehmen einen Platz in der Wirtschaft und Politik
gesichert hatten, lange bevor die Gewerkschaften und die Staatsbiiro-
kratie ihren Einflul geltend machen konnten. Im Vergleich zu den
meisten anderen kapitalistischen Lindern weisen die amerikanischen
Wirtschaftseliten und -institutionen in den meisten die Staatsinterven-
tion, die Rechte der Arbeiter und die Rolle des Staates im Sozialversi-
cherungswesen betreffenden Fragen und in der Verteilungsproblema-
tik einen eindeutigen Rechtsdrall auf. An der relativen Schwiche der
amerikanischen Gewerkschaften und an der zutiefst arbeiterfeindli-
chen Haltung der amerikanischen Offentlichkeit hat sich wenig geén-
dert. Die politisch dngstlich agierende und verburgerlichte amerikani-
sche Arbeiterbewegung hat es nie verstanden, die 6ffentliche Meinung
fiir eine entschiedene Vollbeschéftigungspolitik zu mobilisieren.

Andererseits ist die amerikanische Wirtschaft durch eine starke
wirtschaftliche und organisatorische und Dezentralisierung gekenn-
zeichnet. Die Wirtschaftsstruktur wird ausschliefSlich vom Konkurrenz-
denken gepréagt. Fach- und Branchenverbidnde haben wenig zu sagen.
Der Bankensektor ist relativ zersplittert und von der tibrigen Wirtschaft
abgetrennt. Die positive Einstellung zur Autonomie der einzelnen
Firma wird genauso-wenig hinterfragt wie das allzu bereitwillige Einge-
hen auf die kurzfristigen Wiinsche der Aktionire.

Ein Wirtschaftssystem dieser Auspragung ist hier in verschiedener
Hinsicht ein klassisches Beispiel fiir das Versagen des Marktes mit
negativen Wachstumskonsequenzen: Firmen investieren tendenziell zu
wenig in Forschung und Entwicklung, die Gesellschaft produziert zu
wenig infrastrukturelle Guter, wie Autobahnen und Briicken, und fir
die Wirtschaftssubjekte besteht ein starker Anreiz, sowohl antizyklische
als auch ordnungspolitische MaBBnahmen zu unterlaufen oder zu ver-
eiteln.

Ein so geartetes Wirtschaftssystem verstirkt auch die schon oft
kommentierte Neigung der amerikanischen Unternehmungsfithrun-
gen, langfristige zugunsten kurzfristiger Investitionen zu vernachléassi-
gen, billige Arbeitskriafte auszubeuten, anstatt eine Verbesserung der
Produktivitidt und bessere Arbeitsbeziehungen anzustreben, finanziell
und juristisch gefinkelte Konstruktionen und (z. B. bei Fusionen) zu
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finden, die zwar einen ausreichenden Cash-flow und die Erreichung der
jahrlichen Gewinnziele garantieren, aber produktiveren Investitionen
Mittel entziehen.

Schlielich darf man nicht vergessen, dall das Regierungssystem der
Vereinigten Staaten stark dezentralisiert und zersplittert ist. Der der
Regierung zur Verfligung stehende wirtschaftspolitische Apparat leidet
an starken Koordinationsméngeln. Dasselbe gilt auch fiir die Legisla-
tive. Konsequente Bemihungen um eine Koordination der Wirtschafts-
politik im Kongref3 gibt es nur sporadisch, und sie sind auch nicht sehr
wirksam. Die Parteien sind schwach und verlieren stiandig an Bedeu-
tung. Die wirtschaftspolitischen Kompetenzen sind auf verschiedene
Regierungsbereiche verteilt und unterliegen dort der Beeinflussung
durch einseitig orientierte Interessengruppen und der kurzfristigen
politischen Manipulation. Die Fiskalpolitik ist durch politisch bedingte
Verziégerungseffekte und durch die geteilte politische Verantwortung
fir die Einnahmen- und Ausgabenseite des Budgets, die zu chronischen
Defiziten fahrt, zur stindigen Wirkungslosigkeit verurteilt. In 21 von 34
Jahren, zwischen 1948 und 1982, und mit drei Ausnahmen in jedem Jahr
seit 1965 waren der amerikanische Staatshaushalt insgesamt, d. h. unter
Einschluf3 der bundesstaatlichen und lokalen Ebenen, im Minus. Trotz
eines Riickganges in der Zuwachsrate der 6ffentlichen Ausgaben, der
schon in den siebziger Jahren einsetzte, geht der Trend eindeutig zu
immer groBeren Budgetdefiziten, gemessen in Relation zum Bruttoso-
zialprodukt. Mit Ausnahme der Landwirtschaft und des militarischen
Beschaffungswesens kam es kaum je zu einem systematischen und
erfolgreichen Einsatz von Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik, der
Preis- und Einkommenspolitik und der Investitionspolitik, und zwar
weil die Wirtschaft dagegen war, weil es sektorale oder regionale
Rivalitiaten gab, und weil die Staatsbtirokratie zu wenig Fachkenntnisse
und Autonomie besall. So verblieb als leicht zu handhabendes wirt-
schaftspolitisches Instrument nur die Geldpolitik, die in die Kompetenz
der gegen politische Einflisse abgeschotteten unabhingigen Zentral-
bank fillt. Aber die Wirkungen der Geldpolitik sind bekanntermalf3en
unsicher, unterliegen starken Verziogerungseffekten und tendieren tiber
das Ziel hinauszuschieBen, besonders wenn sie nicht mit fiskalpoliti-
schen und angebotsorientierten MaBnahmen koordiniert werden. Diese
wachstumshemmenden politischen und institutionellen Faktoren
begrinden auch die zwei anderen entscheidenden Strukturelemente
der amerikanischen Wirtschaftsentwicklung.

2.Die Selbstheilungskrifte der Wirtschaft schwiachten sich in den
Vereinigten Staaten frither ab, als in den anderen Lindern

Wenn man heute von der Wirtschaftskrise im kapitalistischen System
spricht, so klingt das beinahe abgedroschen. Die Tatsache, daf3 ihre
Hauptsymptome, wie fallende Profitrate, riicklaufige Investitionen und
Produktivitatszuwéachse, chronische Budgetdefizite und eine Inflation,
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die nicht auf antizyklische MaBnahmen reagiert, in den Vereinigten
Staaten friiher auftraten als in den meisten anderen Léindern, sollte uns
gegentiiber einfachen Erklarungsmodellen und eindimensionalen
Abhilfen vorsichtig machen. Paradoxerweise traten die ersten Anzei-
chen einer Schwiachung der allgemeinen wirtschaftlichen Dynamik und
der wirtschaftlichen Selbstheilungskréifte in einem Land auf, das die
moderateste Form des Keynesianismus praktizierte, dessen Gewerk-
schaften zu den schwichsten und dessen Sozialsystem zu den knausrig-
sten zidhlt, in einem Land, das mit Ausnahme Japans die niedrigsten
Steuern und Staatsausgaben hat, in einem Land, das sich am wenigsten
in unternehmerische Entscheidungen, z. B. bei Investitionen, ein-
mischt, in einem Land, das den freien Marktkriften den gréften
Spielraum einrdumt und die stiarkste rhetorische Unterstiitzung ange-
deihen laft.

Dieses Nachlassen der wirtschaftlichen Dynamik zeigt sich an einer
Reihe von Indikatoren. Die Rentabilitdt der amerikanischen Unterneh-
mungen insgesamt war vor der Erreichung ihres Héhepunktes fir die
Nachkriegszeit im Jahre 1965 konjunkturellen Schwankungen unter-
worfen. Seit dieser Zeit ist sie stark rticklaufig, wobei es 1971/72, 1976/77
und auch 1983/84 eine kurzlebige Trendumkehr gab. Die Zuwachsraten
bei der Produktivitit begannen in der Mitte der sechziger Jahre zu
fallen, ein Ruckgang, der in den frithen siebziger Jahren in einen
Sturzflug tberging. Die Forschungs- und Entwicklungsausgaben der
Privatunternehmen sind seit der Mitte der sechziger Jahre entweder
konstant oder rucklaufig, wobei es nach 1967 zu einem drastischen
Riickgang in den Ausgaben fiir Grundlagenforschung und fiir risiko-
reichere Projekte kam. Auch die staatlichen Ausgaben fiir Forschung
und Entwicklung gingen nach 1967 zurtick. Die Zuwachsrate fiir die in
der Wirtschaft beschiftigten Wissenschaftler und Techniker wird seit
1963 immer geringer. Der Spitzenwert fir die US-Gebietsanséssigen
erteilten Patente fillt in das Jahr 1969. Anstatt ihre Strategien —
besonders im Investitionsbereich — auf eine langfristige Verbesserung
der Produktivitidt und eine Anpassung an die verscharfte internationale
Konkurrenz abzustellen, sind die amerikanischen Firmen der Heraus-
forderung nur allzuoft dadurch begegnet, daf} sie sich auf die Binnen-
mairkte konzentrierten, die Produktion in Gebiete mit niedrigen Loh-
nen ohne gewerkschaftliche Organisation verlagerten, den kurzfristigen
Cash-flow durch horizontale Fusionen oder spekulative Investitionen
absicherten und die Regierung unter Druck setzten, protektionistische
MaBnahmen zu verabschieden oder allgemeine Steuersenkungen
durchzufiihren.

Es mag sein, daf3 die Vereinigten Staaten einen Teil der Vorteile,
denen das Land seine technologische und wirtschaftliche Flhrungs-
rolle zum Ende des 19. Jahrhunderts verdankt, einfach aufgebraucht
haben. Bis in die funfziger und sechziger Jahre hinein konnten sich die
Vereinigten Staaten auf eine konkurrenzlose Ausstattung mit Boden-
schitzen, auf einen riesigen Binnenmarkt mit geringer internationaler
Konkurrenz, auf GroBunternehmen, die den institutionellen Rahmen
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far eine produktorientierte Innovationspolitik abgaben, und auf einen
standigen Zustrom motivierter, mobiler, hochqualifizierter Arbeits-
krafte stiitzen. Man hat es bisher verabsdumt, die Grundwerte, die
Ablauforganisation und die institutionelle Struktur der amerikanischen
Wirtschaft auf die wirtschaftlichen und politischen Erfordernisse der
siebziger und achtziger Jahre abzustellen.

3. Anpassung durch einen ideologischen ,,Coup* und durch eine
instabile Anderung der Einkommens- und Machtverhiltnisse

Eine der hervorstechenden wirtschaftspolitischen Erfahrungen der
T0er Jahre war das stdndige und irreversible Ansteigen der Inflations-
rate von 1973 an. Ausgehend von einem fiir die OECD-Lénder niedrigen
Durchschnittswert von 3,3% fir die Jahre 1963/72 stieg die amerikani-
sche Inflationsrate Anfang 1980 auf 13% an, wobei der Durchschnitts-
wert far die Jahre 1973/79 8,2% betrug, und das trotz wiederholter
Anwendung restriktiver geldpolitischer MafBinahmen, steigender
Arbeitslosigkeit und freier Kapazitidten. Eine ganz bewuf3t herbeige-
fiihrte und an eine Depression grenzende Rezession, die nach 1979 von
Carter eingeleitet und von Reagan verschirft wurde, gebot der Inflation
Einhalt, wobei die Weltwirtschaft allerdings beinahe bankrott machte.
In der offensichtlich verminderten Fahigkeit der amerikanischen Wirt-
schaft, auf die tiblichen Instrumente der globalen Nachfragesteuerung
anzusprechen, kam eine weniger einseitige Verteilung der wirtschaftli-
chen und politischen Macht zum Ausdruck, die sich in den sechziger
und siebziger Jahren entwickelt hatte. Automatische Einkommenssta-
bilisatoren bremsten die Auswirkung fiskal- und geldpolitischer Maf3-
nahmen auf die Lohnbildung und auf Ausgabenentscheidungen. Infla-
tionsabgeltungsklauseln wurden in der ganzen Industrie immer ubli-
cher. Sozialversicherungspensionen und Pensionen des Militdrperso-
nals wurden indexiert. Weitere Kreise kamen in den Genuf3 von
Budgetmitteln. Durch den von Johnson initiierten Kampf gegen die
Armut erhéhten sich z. B. die Sozialausgaben, Arzte und Spitiler
sicherten ihre Einkommen tiber die Medicare und Medicaidprogramme
ab.

Um in einem solchen Wirtschaftssystem mit stirkeren demokrati-
schen Akzenten den Preisauftrieb unter Kontrolle zu halten und
externe Schocks, wie die Olpreiserhéhungen der Jahre 1973 und 1979 zu
verkraften, hatte es, wie die européische Erfahrung zeigt, des Einsatzes
einer Arbeitsmarktpolitik einer zwischen den Sozialpartnern ausgehan-
delten Einkommenspolitik und konsequenterer Anpassungsmalfnah-
men in der Industrie und im Exportsektor bedurft. Aber eine derartige
Politik entprach nicht den Priferenzen der vorherrschenden wirt-
schaftspolitischen Koalition und konnte ohne gezielte institutionelle
Reformen zur Stirkung der Staatsbiirokratie nicht durchgefiihrt wer-
den. Die angesprochenen Kreise zogen es jedoch vor, eine hdéhere
Inflationsrate in Kauf zu nehmen, anstatt einer marktfeindlichen Politik
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zuzustimmen, die diese Inflationsrate in den Griff gebracht hitte. Sie
zogen dann mit groBem Stimmaufwand gegen den Preisauftrieb zu
Felde, machten die tiberhohten Staatsausgaben und die Macht der
Gewerkschaften dafiir verantwortlich und mobilisierten die 6ffentliche
Meinung fur eine restriktive Geldpolitik, fir drastische Kiirzungen bei
den Sozialausgaben und fiir eine Beendigung der Indexbindung. Der
Wahlsieg Reagans stellt einen Triumph fir diese politischen Vorstellun-
gen dar. Ich glaube, dafl man die Politik des Kabinetts Reagan durchaus
als ganz gezielten und zumindest voriibergehend sehr erfolgreichen
Versuch interpretieren kann, die Arbeiterschaft zu disziplinieren und
zwel Jahrzehnte Sozialpolitik auszuldschen, die in gewissem Ausmal
zu einer ausgeglicheneren Einkommens- und Machtverteilung geftihrt
hatte. Die durch die Erh6hung der Energiepreise, durch den technologi-
schen Fortschritt und die verschirfte internationale Konkurrenz not-
wendig gewordenen Anpassungsvorginge sollten von den Marktkraf-
ten effektuiert werden. Im Jahre 1981 sagte das Wirtschaftsjournal
,,Businessweek* vorausschauend, daf3 die Entwicklung in den achtziger
Jahren zu einem Husarenritt fiir den amerikanischen Kapitalismus
werden konnte, zu einem Ritt, den das Wirtschafts- und Gesellschafts-
system vielleicht nicht iiberstehen wiirde.

In dem von ,,Businessweek® entworfenen Zukunftsbild zersplittert
die amerikanische Wirtschaft in disparate Segmente, die immer weniger
einer wirtschaftlichen Globalsteuerung zugéinglich sind. Ein uneinheit-
licher Konjunkturverlauf wird zur Regel. Neue Regionalkonflikte, eine
rasche Verschirfung der Diskrepanzen in der Einkommens- und Ver-
mogensverteilung spalten die Vereinigten Staaten in ein Volk der
Besitzenden und ein Volk der Habenichtse. Mit der Abnahme von
hochbezahlten Arbeitspldtzen in der Industrie kommt es in zunehmen-
dem Maf zu einer Fragmentierung der Arbeiterschaft. Die tatsdchlichen
Ereignisse der Jahre 1982/83 stellen eine Bestatigung fiir diese Prognose
dar. Es kommt zur Entwicklung von gespaltenen Konsummarkten, da
ein Viertel der Haushalte Giber die Hélfte des disponiblen Einkommens
verfiigt. Im Nordosten und Mittelwesten der Vereinigten Staaten ist es
schlagartig zur Verlagerung von Kapital und Arbeitsplitzen gekom-
men, die zu struktureller Arbeitslosigkeit, zum Verfall von Stidten und
zur Preisgabe von Infrastruktureinrichtungen fiihrte. Eine maéachtige
Bewegung zur Schwichung oder Eliminierung der Gewerkschaften, die
von den durch Reagan ernannten Mitgliedern des National Labor
Relations Board ermutigt wird, hat groflen Erfolg. Demoralisierten
Arbeitern, die um ihre Arbeitspliatze bangen, werden Lohnsenkungen
und Anderungen in den Arbeitsvorschriften aufgezwungen. Das Kon-
kursrecht wird ganz offen dafir verwendet, die Gewerkschaften in die
Knie zu zwingen. Es ist durchaus nicht ausgemacht, daf3 ein derartiger
LAnpassungsprozef3“ die Gesamtleistung und Stabilitdt der amerikani-
schen Wirtschaft (im Unterschied zum Abschneiden einzelner Sektoren
und Firmen) verbessern und das Wirtschaftswachstum davon profitie-
ren wird. Das wire selbst dann fraglich, wenn dieser Prozel3 von der
offentlichen Meinung getragen, durch eine allgemein akzeptierte Philo-
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sophie legitimiert oder politisch durch parlamentarische Mehrheiten
und Verwaltungsinstrumente abgestiitzt wurde.

Aber dem steht entgegen, dafl bis jetzt in den Vereinigten Staaten
kein tragfahiger Verteilungskompromif3, den ich als unabdingbare
Voraussetzung fir eine gut funktionierende Mischwirtschaft halte,
erzielt worden ist. Die von Reagan angefiihrte Revolution war eine Art
ideologischer ,,Coup®, der sehr leicht lingerfristig auch nicht halten
kénnte. Der Gewaltstreich wurde nur méglich durch die geschickte
Ausnititzung eines politischen Prozesses, der in einzigartiger Weise von
entschlossenen Minderheiten bestimmt werden kann, und der politi-
schen Chancen, welche sich in Zusammenhang mit dem Zusammen-
bruch des Carter-Kabinetts und der vélligen Desorientierung der Arbei-
terschaft und der Demokratischen Partei ergaben. Trotzdem besteht
kaum ein Zweifel daran, daB sich die Vereinigten Staaten und die
Ubrige Welt fir die restlichen achtziger Jahre mit der politischen
Realitéit eines geschrumpften Steueraufkommens, einer zersetzenden
offentlichen Finanzkrise und dem Verfall 6ffentlicher Infrastrukturein-
richtungen werden abfinden miissen. Das heif3t wohl, daf3 weiterhin mit
harten politischen Auseinandersetzungen tiber die Budgetdefizite, das
Budgetvolumen, tber die Rolle der Geldpolitik und die mégliche Rolle
von Lohn- und Preisregelungen und einer Arbeitsmarkt- und Industrie-
politik zu rechnen ist.

Mit besonderer Sorge erfullt den Beobachter des politischen Lebens
der Vereinigten Staaten in den siebziger und achtziger Jahren die
Tatsache, dal man ganz offensichtlich die konsensstiftenden politi-
schen Mechanismen verkommen 148t und eine Vorliebe fiir ein dem
Marktmechanismus nachempfundenes Freistilringen um politische
und wirtschaftliche Macht entwickelt. Das gab den michtigen Eliten
und Koalitionen die Chance, eine dramatische Macht- und Einkom-
mensverteilung zu ihren Gunsten durchzusetzen, statt sich um Ver-
handlungslésungen und eine Zusammenarbeit mit anderen gesell-
schaftlichen Gruppierungen zu bemiihen.

4. Ein Szenarium fiir die Entwicklung der amerikanischen Wirtschaft
und der Weltwirtschaft in den 80er Jahren

Langfristige Entwicklungstendenzen und die politischen und institu-
tionellen Faktoren, die sie bestimmen, bilden eine wesentlich sicherere
Grundlage fiir eine Prognose der amerikanischen Wirtschaftsentwick-
lung und der damit fiir die Weltwirtschaft verbundenen Implikationen
als eine abergldubische Interpretation der kurzfristigen Kursschwan-
kungen an der Wallstreet. Aufgrund der oben skizzierten Trends kann
ich mir nicht vorstellen, daf es sich beim letzten Aufschwung in den
Vereinigten Staaten um etwas anderes handelt als um eine Konjunktur-
belebung durchaus im Rahmen der zyklischen Schwankungen, wie wir
sie seit den 50er Jahren erlebt haben. Das heif3t, er ist relativ unausge-
wogen und kurzlebig, bleibt nur auf einige Sektoren beschrankt, wird
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getragen von einem hohen, aber sehr unregelméaflig verteilten Privat-
konsum, ist verbunden mit relativ niedrigen Investitionen und einer
hohen strukturellen Arbeitslosigkeit. Meiner Meinung nach besteht
kaum Aussicht auf einen anhaltenden Aufschwung, der das Produktivi-
tatspotential der amerikanischen Wirtschaft, ihre Fahigkeit zur Schaf-
fung von hochwertigen Arbeitspldtzen und die Chancen fiir ein langer-
fristiges inflationsloses Wachstum verbessern kénnte. Wenn man ande-
rer Meinung ist, mifBte man darauf setzen, daB3 die amerikanische
Wirtschaft in Zukunft wesentlich bessere Leistungen als bisher
erbringt. Das wiirde aber bedeuten, daf3 es bei sehr lange bestehenden
Trends zu einer Umkehr kommen muflte, und zwar unter den wesent-
lich erschwerten Bedingungen eines unsicheren politischen Konsenses,
einer verschirften internationalen Konkurrenz und eines weltweiten
Strukturwandels, der von oligopolitischen transnationalen Firmen getra-
gen wird, die sich im wesentlichen dem einzelstaatlichen Zugriff entzie-
hen. Es ist durchaus moglich, da3 das wahrscheinliche Scheitern der
von Prisident Reagan initiierten Wirtschaftspolitik und zukiinftige
nationale und internationale Wirtschaftskrisen in den Vereinigten Staa-
ten einen politischen Evolutionsprozefl auslésen werden. Dazu werden
aber lange Auseinandersetzungen und Diskussionen notwendig sein,
um einen neuen Konsens und die erforderlichen institutionellen Vor-
aussetzungen zu entwickeln.

Man kann die Ausfithrungen zum Thema Aussichten fiir die amerika-
nische Wirtschaft in den 80er Jahren in Form eines nichtformalen
,Modelles“ zusammenfassen, das die Wirtschaftspolitik mit dem Ver-
halten der Wirtschaftssubjekte im Privatsektor verbindet, also mit den
unternehmerischen Entscheidungen auf dem Gebiet der Investitionen,
der Kapitalbildung, der Kreditvergabe und der Arbeitsbeziehungen.

4.1 Der wirtschaftspolitische Entscheidungsprozef3

Es besteht wenig Hoffnung, daf3 es den Vereinigten Staaten gelingen
wird, die fiskalpolitischen und geldpolitischen Mafinahmen zu koordi-
nieren oder sie durch Lohn-Preis-Regelungen, Schulungs- und
Umschulungsmafnahmen oder durch ein Exportférderungsprogramm
zu ergianzen. Daher missen wir uns wohl auf eine Fortsetzung des
wirtschaftspolitischen Zickzackkurses, auf eine kumulative Verstar-
kung der zyklischen Unterbeschiftigung, auf eine weitere Abschwa-
chung der Investitionen, auf eine Verlangsamung des Kapitalstockum-
schlages und auf verstirkte Forderungen nach Importbeschriankungen
einstellen.

Kurz- bis mittelfristig wird die gegenwértige industriepolitische Dis-
kussion héchstwahrscheinlich kaum etwas anderes bringen als eine
Fortsetzung der protektionistischen MaBnahmen fir bestimmte Sekto-
ren und eine Stiarkung der Vorrechte der Unternehmensleitung gegen-
uber der Arbeiterschaft.

Einer staatlichen Forschungs- und Entwicklungspolitik werden
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durch folgende Faktoren enge Grenzen gesetzt: durch eine vom Kon-
kurrenzprinzip bestimmte Wirtschaftsstruktur, durch die politische
Schwiche und technologische Inkompetenz der amerikanischen
Staatsbtirokratie, durch das Fehlen von 6ffentlichen Infrastrukturein-
richtungen und einer politischen Legitimation fiir staatliche Lenkungs-
malBnahmen, die fiir eine moderne Technologieentwicklung unentbehr-
lich sind.

4.2 Unternehmerische Entscheidungsprozesse

Aufgrund der wenigen vorliegenden Forschungsergebnisse Gber das
Verhalten von amerikanischen Firmen und aufgrund des Fehlens
entschiedener staatlicher MaBBnahmen und eines Drucks von seiten der
Gewerkschaft scheinen folgende Erwartungen plausibel: weiterhin zu
niedrige Investitionen, soweit sie iber die notwendigen Ersatzanlagein-
vestitionen und Lagerinvestitionen hinausgehen; zuwenig Nachdruck
fur eine Erhéhung der Forschungs- und Entwicklungsausgaben; eine
risikofeindliche Einstellung bei gleichzeitiger Priferenz fiir Investitio-
nen mit einem Ausbeutungseffekt fir die Arbeiter bei der Allokations-
entscheidung auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung; geringe
Neigung, auf flexible Produktionssysteme umzusteigen, das heif3t auf
Produkte und Produktionsprozesse, die hochentwickelte Kenntnisse
und Fertigkeiten voraussetzen, die nur im Team erlernt werden kénnen
und einen weniger autoritiren Filihrungsstil voraussetzen.

4.3 Anlagekapitalbildung und das amerikanische Finanzsystem

Es ist sehr wahrscheinlich, da3 sich das dezentralisierte und auf
Wertpapierbasis funktionierende amerikanische Finanzsystem, das die
Wirtschaft sowohl von den Banken als auch vom Staat trennt, weiterhin
als Hemmschuh fir das Wirtschaftswachstum erweisen wird, und zwar
weil es zu hohen realen Finanzierungskosten fiihrt, eine risikofeindliche
Einstellung férdert, die Ausrichtung der Unternehmensleitungen auf
kurzfristige Unternehmungsziele verstirkt, Mittel in kurzfristige Pro-
jekte lenkt und die vorhandenen Kreditmittel verzettelt.

Die Steuerung oder Anleitung durch Banken oder den Staat wird
vereitelt und die Autonomie der Einzelunternehmung gestirkt. Ein
weiterer Abbau des staatlichen Einflusses auf das Finanzsystem wirkt
sich negativ auf die Zinsséatze, die Kontrolle der off-shore-Banken und
auf das offentliche Vertrauen in die finanzielle Sicherheit der Wirt-
schaftsinstitutionen aus.

4.4 Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen

Irgendeine halbwegs stabile Form eines sozialpartnerschaftlichen
Konsenses zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern diirfte wohl
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unerlaBlich sein, wenn man den technologischen Wandel und die damit
verbundenen wirtschaftlichen Anpassungsvorginge erleichtern will. In
den USA sind jedoch Léhne aufgrund von erzwungenen Zugestindnis-
sen der Arbeiterschaft reduziert worden, was zu anhaltenden Konflik-
ten und zu tiefer Verbitterung geflihrt hat.

Antigewerkschaftliche Kampagnen fiihren zu einer defensiven und
protektionistischen Einstellung der Gewerkschaften, und es wird kein
Versuch gemacht, zu freiwilligen Ubereinkiinften, die linger Bestand
haben wiirden, zu kommen. Es wird kein Anreiz geboten, Geld in
Produktivitatsverbesserungen zu investieren, die mit den Belegschaf-
ten ausgehandelt wurden, da die Unternehmen die Méglichkeit haben,
Fabriken zu schlieBen und in gewerkschaftsfreie Gebiete, sei es im
Stiden des Landes oder im Ausland abzusiedeln. Die gingige Manage-
mentphilosophie unterschitzt die Bedeutung von job enrichment,
Sicherheit am Arbeitsplatz und Arbeitermitbestimmung.

5. Die Entwicklung der amerikanischen Wirtschaft und die
Weltwirtschaft

Wenn das fiir die 80er Jahre entworfene Szenarium im grof3en und
ganzen richtig ist, was bedeutet es fiir die Weltwirtschaft? Ich glaube,
daB es vier wichtige Auswirkungen gibt, die ich kurz darstellen méchte.
1. Insgesamt gesehen, werden die Vereinigten Staaten ihre traditionelle

Rolle als dynamischer Motor der Technologieentwicklung fiur die

Weltwirtschaft nicht wieder libernehmen. Westeuropa und Japan

kénnen sich nicht mehr darauf verlassen, dafl ihre Forschungs- und

Entwicklungsinvestitionen fast konstante Skalenertrige abwerfen.

Der technologische Fortschritt wird vielleicht teurer und unsicherer

werden.

2. Die effektive amerikanische Unterstiitzung fiir das Freihandelssy-
stem wird weiterhin schwéacher werden, weil die unsichere Konjunk-
turentwicklung dem Protektionismus sowohl in den Vereinigten
Staaten als auch in der tibrigen Welt neue Nahrung geben wird.

3. Es besteht keine Hoffnung, dal3 die Vereinigten Staaten die weltwirt-
schaftliche Nachfrage durch interne fiskal- und geldpolitische Maf-
nahmen oder durch eine internationale Abstimmung der Wirtschafts-
politik stabilisieren werden. Die politischen Konflikte und das Aus-
einanderklaffen der Fiskal- und Geldpolitik in den Vereinigten Staa-
ten werden hochstwahrscheinlich zu instabilen Zinssédtzen und Wech-
selkursen fiithren und sich somit negativ auf die Investitionen und auf
den Welthandel auswirken.

4. Die Vereinigten. Staaten werden vielleicht nicht mehr in der Lage
sein, einen Beitrag zur Stabilisierung der internationalen Zahlungs-
strome, der internationalen Verschuldung und der Wahrungsrelatio-
nen zu leisten, weil diese Aufgaben eine verantwortungsbewulfitere
Geld- und Wahrungspolitik voraussetzen wiirden, als man aufgrund
des amerikanischen politischen Systems und seiner Institutionen
erwarten kann.
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6. Wirtschaftspolitische Implikationen fiir Westeuropa

Diese Verflechtung der amerikanischen Wirtschaft mit der Weltwirt-
schaft und ihre Auswirkungen signalisieren, dal3 sich die amerikanische
Fuhrungsrolle in der Welt gewandelt hat. Internationales Verantwor-
tungsbewulitsein ist einem engstirnigeren isolationistischen Stand-
punkt gewichen. Das heif3t nun nicht, dafl es unausweichlich zu einer
weltweiten Wirtschaftskatastrophe kommen mufl. Die kapitalistische
Weltwirtschaft hat sich als sehr robust erwiesen und war zu ganz
unerwarteten evolutiondren Mutationen fidhig. Andererseits — wenn
nicht eine technische Neuerung dazwischenkommt, die eine neue,
lange Wachstumswelle einleitet — kann man kaum etwas Besseres
erwarten als eine in Unordnung geratene Welt mit einem zégernden und
unsicheren Wirtschaftswachstum, wihrend man gleichzeitig tastend
nach einem akzeptablen Ubergang zu einer Weltwirtschaftsordnung
sucht, die im Rahmen eines breiteren internationalen Konsenses neue
Mechanismen flr eine neue Koordination der Wirtschaftspolitik, fiir die
Steuerung der internationalen Zahlungsstrome und flir die Bewailti-
gung des internationalen Verschuldungsproblemes bereitstellen
konnte. Bis es so weit ist, werden wir uns wahrscheinlich fiir den
Grofteil der laufenden Dekade mit niedrigen Wachstumsraten abfinden
miissen. Wir sollten daher beginnen, Pldne zur Bewiltigung der vorher-
sehbaren Auswirkungen dieser Situation zu erstellen.

Zum Beispiel wird es ohne zusitzliches Wachstum kaum mdoglich
sein, die 6ffentlichen Ausgaben insgesamt zu erh6hen, und das Problem
wird sein, wie man die Ausgaben in einzelnen Bereichen auf Kosten
anderer Bereiche erhoht. Wie wird es ohne rasche Riickkehr zu stabilen
Wachstumsraten moglich sein, die Massenkaufkraft in der Dritten Welt
zu stiarken, von der langfristig gesehen die Zukunft aller entwickelten
Volkswirtschaften abhingt? Wir werden uns vielleicht auch fragen
mussen, wie weit wir uns wirtschaftspolitische Strategien zur Beschleu-
nigung des technologischen Wandels und der wirtschaftlichen Anpas-
sungsprozesse leisten konnen. InvestitionsférderungsmafBnahmen fir
die Privatwirtschaft, die Korrektur von Faktorpreisverzerrungen oder
sonstige Maflnahmen zur Starkung der internationalen Wettbewerbsfa-
higkeit wéiren z. B. von diesen Uberlegungen betroffen. Derartige
MafBnahmen haben in den 50er und 60er Jahren gut funktioniert, als
hohe Wachstumsraten, die auf heute nicht mehr existenten Faktoren
beruhten, es den Regierungen ermdéglichten, die abrupten Auswirkun-
gen des Strukturwandels auf das Beschiftigungsniveau und auf
bestimmte Standorte zu mildern. Auflerdem implizieren solche liberale
Anpassungsstrategien eine verstirkte Internationalisierung der Welt-
wirtschaft und damit eine stdrkere Beeinflussung einzelner Volkswirt-
schaften durch einen Uberaus raschen wirtschaftlichen Strukturwan-
del, iber den man noch recht wenig weill. Damit geht man vielleicht ein
unnotiges Risiko gerade zu einem Zeitpunkt ein, da die Méglichkeit der
Steuerung der Weltwirtschaft in Zweifel gezogen wird, und die grote
politische Herausforderung vielleicht darin besteht, eine echte Debatte
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Uber einen ,geordneten Rickzug aus dem Freihandel” in Gang zu
setzen.
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Mehr Okonomie im
Gesundheitswesen?

Uberlegung zur Frage der Kostendampfung im
Krankenanstaltenbereich

Hannes Swoboda

Es ist empirisch eindeutig belegt, dafl jedenfalls in den Industrieldn-
dern der Gesundheitssektor in den letzten Jahren und Jahrzehnten
einen wachsenden Anteil der 6konomischen Ressourcen in Anspruch
nahm. Ebenso offensichtlich ist, daf3 sich der Gesundheitszustand der
Bevélkerung in diesen Staaten nicht parallel zur Ressourcenbeanspru-
chung verbessert hat. Uberhaupt sind keine klaren und eindeutigen
Beziehungen zwischen Wohlfahrt und Gesundheit einerseits und dem
Versorgungsstandard (Arzte pro 1.000 Einwohner, Krankenhausbetten
pro 1.000 Einwohner, Anteil der Gesundheitsausgaben am BNP etc.)
herzustellen (Macra, 1984).

Damit soll zwar nicht der EinfluB3 des Gesundheitssystems im enge-
ren Sinn auf das Erkrankungs- bzw. Heilungsrisiko im Einzelfall und
bei bestimmten Krankheiten geleugnet werden.

Aber allem Anschein nach sind die hygienischen Verhéiltnisse, die
Ernidhrungs- und sonstigen Lebensgewohnheiten, die Arbeitsbedingun-
gen etc., doch die wesentlichen EinfluBfaktoren auf die Gesundheit.
Umsomehr scheint es angebracht das Gesundheitssystem, insbeson-
dere unter dem Gesichtspunkt der Versorgungsqualitit einerseits und
der Kostenentwicklung andererseits zu untersuchen. Auch diejenigen,
die primér soziale Kategorien vor Augen haben, wenn sie das Gesund-
heitssystem analysieren (Verbesserung der Lebensbedingungen, Ver-
ringerung der sozial bedingten Ungleichheiten bei der Krankheitsent-
stehung und der Versorgung etc.) konnen sich an der Kostenentwick-
lung nicht uninteressiert zeigen. Denn die Mittel, die die Gesellschaft
fur die Gesundheitsversorgung aufzuwenden vermag, sind notwendi-
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gerweise begrenzt. Was immer fiir ein Teil am Sozialprodukt fir
Gesundheit zur Verfligung gestellt wird, je rationeller der Mitteleinsatz,
desto mehr kann das Versorgungssystem leisten.

Entwicklung der Gesundheitsausgaben

Den westlichen Industriestaaten ist ein starkes Ansteigen des Anteils
der Gesundheitsausgaben am Sozialprodukt gemeinsam. Allerdings
gibt es doch deutliche Unterschiede in der Hohe des Anteils und im
Wachstum. Spitzenreiter sind die USA mit einem BIP-Anteil im Jahre
1983 von 10,8 Prozent. Frankreich, Niederlande und Schweden liegen
bei etwas Utiber 8 Prozent. Grof3britannien bildet das SchlufSlicht mit
ungefiahr 6 Prozent (Abel Smith, 1984; Malloy, 1984; Reisler, 1985). Der
kontinuierlich steigende Ressourcenverbrauch ist fiir die Vereinigten
Staaten am deutlichsten: 1950 betrug der Anteil der Gesundheitsausga-
ben am BIP 4,4 Prozent, 1960: 5,3 Prozent, 1970: 7,5 Prozent und 1980:
9,5 Prozent. Diese Entwicklung ist nicht zuletzt gesellschaftspolitisch
interessant. Dort wo das Gesundheitssystem am stirksten privatwirt-
schaftlich organisiert ist und der Staatseinflufl zwar etwas zunahm, aber
immer noch weit unterreprisentiert ist, war das Wachstum der Ausga-
ben am ausgeprigtesten und zeigt der Ressourcenverbrauch das héch-
ste Niveau.

In Osterreich gibt es leider keine genaueren Berechnungen des
Anteils der Gesundheitsausgaben am BIP. Addiert man jedoch die
laufenden privaten und o6ffentlichen Ausgaben fiir Gesundheit sowie
die o6ffentlichen Investitionen im Gesundheitssektor, so erhidlt man
Gesamtausgaben, in denen nur die relativ geringfligigen privaten
Investitionen im Gesundheitsbereich unberiicksichtigt bleiben. 1970
betrug der Anteil des privaten Konsums sowie der 6ffentlichen Kon-
sum- und Investitionsausgaben (incl. Sozialversicherung) am verfligba-

Tabelle 1
Ausgaben fiir Gesundheit in Milliarden Schilling

1 2 3 -4 5 4in %
privater 6ffentlicher 6ffentliche Summe Verfiligbares Gliter- von5
Konsum Konsum Investitionen 1-3 und Leistungsvolumen

1970 7,5 12,6 1,0 21,1 372,0 5,7
1975 15,2 26,7 24 44,3 651,0 6,8
1980 25,5 45,0 3,3 73,8 1.014,0 73
1981 27,6 49,4 4,5 81,6 1.070,0 7,6
1983 32,8 53,8 4,1 90,7 1.196,0 7,6
1983:

(1980 = 100) 128,5 119,5 124,5 122,9 117,9

1983:

(1970 = 100) 434,3 428,2 410,0 429,8 321,0

Quelle: Osterreichisches Statistisches Zentralamt
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ren Giuter- und Leistungsvolumen 5,7 Prozent, 1980 7,2 Prozent und

1983 7,5 Prozent. Bedenkt man, da3 1983 §sterreichweit nur etwa 20

Prozent der Betten in privaten Krankenhéusern aufgestellt waren, so

konnen die privaten Investitionen dieses Bild kaum veriandern. Jeden-

falls liegt Osterreich im internationalen Vergleich im unteren Bereich
und gehoért damit zu den Landern mit einem relativ sparsamen Gesund-
heitssektor.

Zu sehr dhnlichen Ergebnissen kamen auch die Schitzungen von
Obermann u. Schopf, die allerdings von etwas hoheren Investitionsaus-
gaben ausgehen.

Fir 1970 berechnen sie Gesundheitsausgaben in der Hohe von 22,13
Milliarden Schilling und fir 1975 von 47,47 Milliarden Schilling. Gemes-
sen am BIP ergibt sich dann eine Ausgabenquote von 5,89 bzw. 7,23
Prozent. Da ihre Berechnungen nur bis 1977 gehen, ist ein Vergleich
von Werten fir die frithen achtziger Jahre nicht méglich (Obermann/
Schopf, 1981). Klar ersichtlich ist der langfristige Trend tiberdurch-
schnittlich steigender Gesundheitsausgaben, aber ebenso das relative
Einschleifen in den letzten Jahren!

Was sind nun aber die Ursachen des internationalen Trends tiber-
durchschnittlich steigender Gesundheitsausgaben? Wie meist gibt es
eine Reihe von Ursachen und den Beitrag der einzelnen Faktoren
abzuschitzen ist nicht nur schwierig, sondern unméglich. Man kann
aber strukturelle und politische Faktoren sowie Ursachen, die im
Gesundheitssystem selbst gelegen sind unterscheiden ohne dabei aller-
dings auf Wechselwirkungen zwischen einzelnen Faktoren zu vergessen
(vergleiche dazu Abel-Smith, 1984 und Dogan, 1985).

a) Ein wesentlicher struktureller Faktor sind demographische Verin-
derungen, insbesondere der Altersaufbau der Bevoélkerung. Die
Zunahme des Anteils der tiber 60jdhrigen, in manchen Fillen der
uber 80jahrigen, hat auf die Gesundheitsausgaben insbesondere
auch im stationdren Bereich einen kostensteigenden Einfluf3. Fur
Osterreich jedoch kann keine diesbeziigliche Tendenz festgestellt
werden, was den Anteil der tiber 60jdhrigen betrifft, er ist sogar
gesunken. Allerdings ist der Anteil der tber 80jahrigen zwischen
1970 und 1983 um 41 Prozent gestiegen.

b) Weitgehender politischer Konsens bestand in den letzten Jahrzehn-
ten hinsichtlich einer Ausdehnung der Krankenversicherung auf
immer grofBere Teile der Bevolkerung. Ende 1983 waren 4,3 Millio-
nen Osterreicher krankenversichert, 1970 jedoch nur 3,8 Millionen
(ohne Mitversicherte).

c) Die Anzahl der Beschiéftigten im Gesundheitssektor ist tiberdurch-
schnittlich gestiegen. 1970 wurden in Osterreich 13.682 berufsaus-
tibende Arzte gezidhlt, 1983 20.390. Kommen 1970 185 Arzte auf
100.000 Einwohner, so waren es 1983 bereits 270 — ein auch internatio-
nal sehr hoher Wert. Die Beschiftigten im Krankenpflegedienst,
Medizinisch-technischen Dienst und Sanitidtsdienst nahmen von
24.421 1970 auf 43.332 im Jahre 1983 zu. Das sind um 77 Prozent mehr
gegeniiber +50 Prozent bei den Arzten. Im Vergleich dazu betrug die
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Zunahme der Beschiftigten im Dienstleistungssektor insgesamt
zwischen 1970 und 1983 36 Prozent.

d) In den meisten Lédndern wurde nicht nur das Personal vermehrt,
sondern auch verschiedene Einrichtungen wurden ausgebaut.
Gerade in Osterreich hat sich jedoch die Anzahl der Betten seit 1970
nur um ca. 4 Prozent (in Wien nur +2,5 Prozent) vermehrt. In den
letzten Jahren ging die Anzahl der tatsidchlich aufgestellten Betten
jedoch zurtick, insbesondere in Wien.

e) Der Gesundheitssektor als ein Teil der 6ffentlichen Dienstleistungen
leidet ebenfalls auf Grund der hohen Personaltangente — unabhéangig
von Personalsteigerungen — und des kaum arbeitsplatzsparenden
technischen Fortschritts an der , Kostenkrankheit des 6ffentlichen
Sektors“ (iberdurchschnittliche Inflationsrate). 1983 betrug der
Anteil der Personalkosten in den Krankenhdusern etwas tiber 67
Prozent.

f) Das Gesundheitswesen ist vor allem in den letzten Jahren durch eine
zunehmende Verwendung komplizierter technischer Geréite gekenn-
zeichnet, die ihre Spuren auch in der Kostenrechnung hinterlassen.

Als Indikator moge die Zuwachsrate von drei Spitzenversorgungslei-
stungen dienen: Haemodialyse, Computer-Tomographie, intensivmedi-
zinische Betreuung. Diese Leistungen stiegen allein zwischen 1982 und

1984 um jeweils 33, 49 und 25 Prozent. Insgesamt stiegen die im Rahmen

des Krankenanstaltenzusammenarbeitsfonds gemessenen und mit Lei-

stungspunkten bewerteten 26 Spitzenversorgungsleistungen in diesem

Zeitraum um fast 19 Prozent. (In Wien, das 1984 uber ein Drittel aller

Leistungen erbrachte, war eine Zunahme um 23 Prozent zu ver-

zeichnen.)

Die Kostenentwicklung in Osterreichs Spitilern

Schon die bisherigen Betrachtungen der Ursachenfaktoren fir die
Kostensteigerungen im Gesundheitswesen legen nahe, den Kranken-
hausbereich besonders zu betrachten. Auch das tiberdurchschnittliche
Wachstum der Ausgaben fir Anstaltspflege durch die Krankenversi-
cherungen unterstiitzten den Wert dieser gesonderten Betrachtung. Im
Zeitraum 1978-1983, fir den es auch Kostenrechnungsergebnisse im
Rahmen des Krankenanstaltenzusammenarbeitsfonds gibt, sank der
Anteil an den Gesamtausgaben fiir drztliche Hilfe von 25,6 Prozent auf
25,3 Prozent, fiir Heilmittel von 13,1 Prozent auf 12,8 Prozent wahrend
die Ausgaben fiir Anstaltspflege von 24,8 Prozent auf 25,3 Prozent
stiegen.

Die Kostenentwicklung bei den Spitilern ist — wie erwahnt — seit der
Griindung des Krankenanstaltenzusammenarbeitsfonds stirker unter
Beobachtung — und langfristig hoffentlich auch starker unter Kontrolle.
156 Krankenanstalten mit ca. 76 Prozent der gesamten Bettenkapazitat
der osterreichischen Spitdler werden derzeit statistisch erfafit und
ausgewertet. Im Beobachtungszeitraum (1978-1983) stiegen die
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Gesamtkosten etwa doppelt so stark wie der Verbraucherpreisindex (59
Prozent gegenuber 28 Prozent). Wie schon erwdhnt, dominieren die
Personalkosten mit 1983 etwa 67 Prozent der Kosten. Allerdings weisen
sie ein leicht unterdurchschnittliches Wachstum auf, gegentiber den
Energiekosten, aber auch den medizinischen Ge- und Verbrauchsgi-
tern.

Zwischen 1978 und 1983 sank die durchschnittliche Auslastung der
Spitéler um etwa einen Prozentpunkt von 81,85 auf 80,75 Prozent. Dies
ist vor allem das Ergebnis einer deutlich gesunkenen durchschnittli-
chen Belagsdauer (von 15,4 auf 13,6 Tagen) die durch die gestiegene
Krankenhaushéaufigkeit nicht kompensiert wurde. Aus diesem Grund
sind auch die Kosten pro Belagstag stirker gestiegen als pro stationa-
rem Patienten.

Genau vergleichbare Werte tiber eine einheitliche Zahl von Kranken-
anstalten gibt es blof fur die Jahre 1980-1983 und vorlaufige Werte fir
das Jahr 1984. Die Tabellen 2 und 3 geben daher nur einen Uberblick
tiber die Leistungs- und Kostenentwicklung dieser Jahre.

Tabelle 2

1980 1981 1982 1983 1984

Stationdre Patienten

in 1.000 1.332 1.329 1.351 1.386 1.405
Belagstage

in 1.000 19.262 18.925 18.624 18.516 18.556
durchschnittliche

Auslastung in Prozent 80,94 81,04 80,80 80,74 81,12
durchschnittliche

Belagsdauer in Tagen 14,46 14,22 13,74 13,36 13,20

Tabelle 3

1980 1981 1982 1983 1984

Endkosten

in Millionen Schilling 22.421 25.032 27.534 29.626 32.337
Endkosten je Belagstag

in Schilling 1.165 1.325 1.480 1.595 1.751
Endkosten je stationdren

Patienten in Schilling 18.876 18.878 20.399 21.330 23.117

Quelle: Koos, G. (1984) Krankenanstalten-Kostenwegrechnung gemafi KRV-Ergebnisse
1983, in: Osterreichische Krankenhauszeitung Nr. 25 und miindliche Informationen.
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Uber alle Strukturverinderungen hinweg bleibt jedoch die Tatsache
bestehen, daf3 die Kosten der Spitdler nicht nur etwa doppelt so stark
stiegen wie die Inflation, sondern auch etwa eineinhalbmal so stark wie
das Bruttosozialprodukt. Da die Spitéler insgesamt zwischen 40 und 50
Prozent der Gesamtausgaben fur das Gesundheitswesen in Anspruch
nehmen, ist die Kostenddmpfung im Krankenhauswesen ein durchaus
berechtigtes gesellschaftliches Ziel.

In den letzten Jahren wurden in Theorie und Praxis umfangreiche
Uberlegungen angestellt, um der starken Kostenentwicklung im
Gesundheitswesen generell und im stationidrem Bereich speziell Ein-
halt zu gebieten. Der grofte Mangel der meisten Uberlegungen und
Modelle jedoch ist, daf3 sie von den gegebenen Strukturen ausgehen
und kaum Strukturverinderungen miteinbeziehen. Zwar hat auch der
Gesundheitssektor eine stirkere betriebswirtschaftliche Orientierung
notig, doch wird dies allein kaum ausreichen. Sowohl die sozialen
Zielsetzungen der Gesundheitsversorgung als auch die 6konomischen
Ziele verlangen nach strukturellen Anpassungen. Dennoch sollen im
folgenden vorerst die wesentlichen betriebswirtschaftlichen Instru-
mente beleuchtet werden, bevor die grundséatzlichen Gedanken in den
SchluBfolgerungen wieder aufgenommen werden.

Ansatzpunkt der Kritik sind die verschiedenen Méngel der bestehen-
den Kostenrechnungs- und Kostenersatzsysteme, insbesondere der
fehlende Anreiz zu sparsamerem Ressourcenverbrauch. Kritisiert wird
vor allem die — jedenfalls vom Prinzip her — bestehende Tendenz, die
bestehenden Kapazitiaten voll auszuniitzen, um einen moglichst hohen
Deckungsbeitrag zu den Fixkosten zu erzielen. Dies kann vor allem
durch eine Verlingerung der Verweildauer bzw. durch mehr Aufnah-
men als medizinisch begriindet erfolgen. Allerdings werden diese
MaBnahmen desto eher ergriffen werden, je stirker sich das einzelne
Krankenhaus an privatwirtschaftlichen Kriterien orientiert. Daher miis-
sen auch bei der Beurteilung der im folgenden charakterisierten
Reformmodelle die konkreten Méngel des in einem Land bestehenden
Kostenersatzsystems berticksichtigt werden.

Kostendampfung durch Budgetrestriktionen

Die Bemiihungen um geringere Kostensteigerungen im stationéren
Bereich beginnen bei entsprechenden MafBnahmen im nationalen
Gesundheitssystem generell und gehen bis zu SparmaBnahmen auf der
Ebene einzelner Spitidler und Spitalsabteilungen. Die einfachste
Methode besteht sicherlich in SparmafBnahmen bei der Budgetierung
des Gesundheitssektors auf nationaler Ebene. Dies vor allem dann,
wenn das nationale Budget die Hauptfinanzierungsquelle fur die
Gesundheitsversorgung darstellt wie in GrofBbritannien. Nicht zufallig
weist GroBbritannien unter allen westlichen Industriestaaten den
geringsten relativen Ressourcenverbrauch fiir die Gesundheitsversor-
gung auf.
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Ein detaillierter Vergleich der Versorgungsleistungen in GrofBbritan-
nien und den USA zeigt deutlich den Einfluf} einer sparsamen nationa-
len Budgetierung im Rahmen des staatlichen britischen Gesundheitssy-
stems (Aaron/Schwartz, 1984; Aaron/Schwartz, 1985; sowie Macrae,
1984). Zum Teil liegt der eindeutig niedrigere Ressourcenverbrauch —
bei etwa gleichen Morbiditats- und Mortalitdtsraten in beiden Landern —
in geringeren Kosten pro Leistungseinheit begriindet. Insbesondere die
Personalkosten in GroBbritannien sind um einiges niedriger als in den
USA. Anderseits bestehen aber auch nicht unbetriachtliche Leistungs-
unterschiede.

Zwar gibt es Therapien, die in beiden Léndern auf selbem Niveau
angeboten werden. Dazu gehoéren die Behandlungen von Bluterkran-
kungen, die Strahlentherapie bei Karzinomen und Knochentransplan-
tationen. Andererseits gibt es jedoch eine Reihe von Untersuchungen
und Therapien, die in GroBbritannien eindeutig rationiert sind. So
werden — jeweils im Verhéltnis zu den Vereinigten Staaten — pro Kopf
der Bevilkerung nur halb soviel Rontgenaufnahmen gemacht und pro
Aufnahme nur halb soviel Filme verwendet. Die Gesamtrate von
Behandlungen im Falle von Nierenversagen liegt ebenfalls bei der
Hilfte im Vergleich zu den USA. Zwar werden dhnlich viel Transplan-
tationen, jedoch weit weniger Dialysen durchgefiihrt, vor allem im
hoheren Alter. Grofbritannien hat nur ein Sechstel der Computertomo-
graphie-Kapazitiat der USA und ein Flinftel bis ein Zehntel der Intensiv-
betten — jeweils in Relation zur Bevolkerung. Sowohl Huftoperationen
(kuinstliche Hiufte) als auch Bypass-Operationen werden in deutlich
geringerem Ausmalf durchgeflihrt. Was die letzteren betrifft, so sind die
britischen Arzte weitaus skeptischer als ihre amerikanischen Kollegen
sowohl hinsichtlich des lebensverlingernden als auch des lebenser-
leichternden Effekts dieser Operation. Was die Chemotherapie bei
Karzinomen betrifft, so wird sie etwa im gleichen Ausmaf bei ,,poten-
tiell heilbaren* Erkrankungen eingesetzt, bei Karzinomen mit geringe-
ren Heilungschancen findet jedoch in GroBbritannien die Chemothera-
pie geringeren Einsatz. Auch hier werden wieder Zweifel iliber die
Lebensqualitat wahrend bzw. nach der Behandlung gedulert.

Die Ursachen flir das im Durchschnitt geringere Behandlungsniveau
sind dabei sowohl medizinische Urteile als auch begrenzt verfligbare
Finanzmittel, die ein geringeres Versorgungsniveau dort erzwingen, wo
diese mit der arztlichen Ethik vereinbar ist. Hinzu kommt, daf3 das
mehrheitlich privatwirtschaftlich ausgerichtete Gesundheitssystem in
den USA tiber das direkte 6konomische Interesse des Arztes zu einer
uberdurchschnittlichen Anzahl von Behandlungsleistungen flihrt.
Denn im Unterschied zu GroB3britannien besteht in den USA zwischen
der Hohe des arztlichen Einkommens und der Zahl der Diagnose- und
Therapieleistungen in den meisten Fallen ein direkter Zusammenhang.

Zwar wurden seit Anfang der sechziger Jahre in den USA zwei
staatliche Versicherungssysteme — Medicare fiir die Alteren und Medi-
caid flir die Armen — ausgebaut, doch die privatwirtschaftliche und
damit kosten- und vor allem kostensteigerungs-intensive Orientierung
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des Gesundheitssystems wurde kaum verdndert. Erst seit einigen
Jahren wurde fur die erwihnten Systeme die Verrechnung nach
diagnosebezogenen Fallpauschalen (DRG) vorgeschrieben, worauf
noch einzugehen sein wird.

Von der Kostenentwicklung (sowohl gemessen als Anteil am Brutto-
sozialprodukt als auch beziglich der jahrlichen Steigerungsraten)
scheint die sparsame nationale Budgetierung das geeignetste Mittel zu
sein. Allerdings setzt es einen zumindest dominierenden staatlichen
Gesundheitsdienst voraus. Im tbrigen handelt es sich um eine relativ
grobe MalBinahme, die vielleicht manche ,,unnétigen“ Behandlungen
vermeidet, aber andererseits manche sinnvolle Therapie — vor allem bei
nicht akuten Fillen — ebenfalls verhindert oder jedenfalls lange Warte-
schlangen bewirkt.

Die Budgetierung kann jedoch auch auf der Ebene der einzelnen
Krankenhéuser ansetzen (siehe dazu Mis, 1985). Das Krankenhaus
erhilt einen bestimmten Etat, nachdem die voraussichtlichen Kosten
bei sparsamen Betrieb vorausberechnet wurden. Ein tiber das Budget
hinausgehendem Gewinn bzw. Verlust geht dann zu Nutzen bzw.
Lasten des Krankenhauses bzw. des Krankenhaustriagers. Eine fixe
Budgetierung wiirde einige Miangel des gegenwiértigen Finanzierungs-
systems vermeiden, weil zumindest die Einnahmen nicht manipulier-
bar sind. Allerdings kann die Kiurzung der Verweildauer und die
Verringerung der Fallzahlen und damit die Verringerung der Belags-
tage zumindest die variablen Kosten senken und damit einen Uber-
schuBB erméglichen. Soweit dies medizinisch vertretbar ist, ist dies ja
auch ein Ziel der Budgetierung. Wie bei anderen Modellen besteht
allerdings auch hier die Gefahr, der Patientenselektion (siehe dazu im
nichsten Abschnitt).

Diagnosebezogene Fallpauschalierung

Das Kostenrechnungs- und -einsparungssystem, das sich derzeit am
stiarksten in Diskussion befindet, ist das in den Vereinigten Staaten
entwickelte DRG-System (Coddington/Palmquist/Tweliger, 1985,
Ingruber/Priemer, 1985).

Die DRGs — Diagnosis Related Groups — sind Patientengruppen, die
durch eine Diagnose und in der Folge durch eine Behandlung und zum
Teil noch durch das Alter der Patienten definiert sind. Die derzeit 467
Diagnosegruppen bestimmen den Kostenersatz, den das Spital fir die
Therapie erhilt, unabhingig von der tatsidchlichen Verweildauer und
den einzelnen Diagnose- und Therapieschritten im Laufe der Behand-
lung. Treffen mehrere Diagnosen zu, so kann zwar die kostenersatz-
glinstigste gewihlt werden, im allgemeinen erfolgt jedoch keine Addi-
tion der Kostenerstitze. Ahnlich gelagert sind Komplikationen wih-
rend der Behandlung, die nur zum Teil in Form von Zuschligen
berticksichtigt werden.
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Es wird also angenommen, daf3 Patienten mit gleicher Diagnose
grundsatzlich zumindest dhnliche Kosten verursachen. Gibt es extreme
»Ausreifler”, so kann nach Einzelbegutachtung durch die Gesundheits-
behorde ein hoherer Kostenersatz geleistet werden.

Wesentlich ist, dall es sich dabei um vorausschauende, prospektive
Pflegesitze handelt, die den Spitédlern als Richtwerte fur den Kostener-
satz und damit fiir die durch Therapien entstehenden Kosten dienen.
Behandelt ein Spital tiber alle DRGs hinweg kostengiuinstiger als in den
prospektiven Pflegesdtzen angenommen, so entsteht dem Kranken-
haustriager ein Gewinn, im umgekehrten Fall ein Verlust.

Die Verwendung des DRG-Systems bietet sicherlich Anreize zum
Kostensparen, hat allerdings einige nicht unbedeutende Nachteile.

a) Ein Problem stellt die Festsetzung der ,richtigen“ Kosten dar, die
durch einzelne Krankheiten und deren Therapien verursacht wer-
den. Sollen eher die Minimalkosten oder die Durchschnittskosten
gewiahlt werden?

b) Welche Diagnosegruppen sollen gebildet werden? Inwieweit sollen
Komplikationen, Zweitdiagnosen, Alter und Geschlecht der Patien-
ten etc. berticksichtigt werden?

¢) Inwieweit und wie schnell wird der technische Fortschritt bertick-
sichtigt oder besteht nicht die Tendenz, bestehende Verfahren
festzuschreiben?

d) Eine Moglichkeit im DRG-System zu sparen besteht darin, den
»case-mix“, also die Zusammensetzung der Patienten nach Diagno-
sen so zu beeinflussen, dafl primir kostenglnstige , Diagnosen*
aufgenommen werden.

e) Eine weitere Moglichkeit besteht darin, im Zweifelsfall immer die
kostengtinstigste Diagnose zu stellen.

f) Da die Berechnung des Fallpauschales auch von der vorausberech-
neten Verweildauer ausgeht, konnte auch durch ein medizinisch
nicht gerechtfertigtes Kiirzen der Verweildauer gespart werden.

Das sind nur einige der Méngel, die mit einem System der Fallpau-
schalierung verbunden sind (siehe dazu auch Krcal, 1984). Im Prinzip
jedenfalls ist die Abgrenzung zwischen medizinisch durchaus gerecht-
fertigten SparmaBinahmen und medizinisch nicht mehr vertretbaren
Handlungen kaum moéglich. Dadurch kénnte vor allem die Qualitit der
Behandlung im Gesundheitssystem generell bzw. in einzelnen Kran-
kenhdusern drastisch leiden. Um diesen Tendenzen einigermalien
entgegenzuwirken, mull ein entsprechendes System der Qualititskon-
trolle aufgebaut werden. Diese Kontrolle muf3 die Richtigkeit der
Diagnosen und die Qualitat der Therapien ebenso lberprifen wie die
Struktur der Aufnahmen, den Zeitpunkt der Entlassungen, die Qualitét
von Pflege und Versorgung etc.

Den Grundgedanken der Fallpauschalierung greifen auch Egger und
Stiegler (1985) in ihren Vorschlidgen zur Normleistungs- und Normko-
stenrechnung auf. Dem Kostenersatzsystem werden auch hier
»genormte Falleistungen® zugrunde gelegt. Die Krankenhéuser wiirden
aber jedenfalls fir alle Leistungen die tatsidchlichen Kosten feststellen
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und den genormten Kosten, nach denen der Kostenersatz erfolgt,
gegentiberstellen (Egger/Stiegler 1985).

Liegt also beim DRG-System der Schwerpunkt auf einer Verringe-
rung der Steigerungsraten der Kostenersidtze insbesondere durch die
Sozialversicherungssysteme, liegt bei diesem Modell die Betonung auf
der Information der Kostenentwicklung fir die einzelnen Spitéaler bzw.
Abteilungen selbst.

Fixe und variable Kosten

Ein Grundproblem der Kostendampfung im stationdren Bereich
bildet der Anreiz, die fixen Kosten durch eine moglichst hohe Zahl an
Belagstagen weitgehend abzudecken. Dies geschieht insbesondere
dann, wenn es sich um kostenglinstige Belagstage handelt, entweder
durch eine medizinisch nicht notwendige Verldngerung der Verweil-
dauer (z. B. iiber das Wochenende) oder durch die Aufnahme ,,billiger*
Fille. Gilt erstere Methode fiir das auch in Osterreich herrschende
Finanzierungssystem, gilt letzteres flir das DRG-System. Gewinn kann
dabei bei den Fillen gemacht werden, wo die DRG-Kostensétze an sich
relativ hoch angesetzt werden, bzw. durch die Aufnahme von Patienten,
die geringere Spitalsleistungen erwarten lassen, als den DRG-Berech-
nungen zugrunde gelegt wurden.

Um ein solches ,,Rahmabschépfen” zu verhindern, wurde ein alterna-
tives Kostenersatzsystem entwickelt, das an der betriebswirtschaftli-
chen Unterscheidung zwischen fixen und variablen Kosten ansetzt
(Eggenhofer/Stepan, 1984). Ziel ist die Vermeidung jeglichen Anreizes
zur Auslastung von vom Versorgungsstandpunkt aus gesehen nicht
notwendigen Kapazitiaten. Voraussetzung daftir ist die Festsetzung von
sanzustrebenden“ Kapazititen in den einzelnen Fachbereichen auf
Grund eines regionalisierten Krankenanstaltenplans. Die Bereitstel-
lung dieser planméBigen Kapazitidt wird finanziell voll abgedeckt,
dartiber hinausgehende Bettenkapazititen finden keine bzw. gegen 0
abnehmende Deckung und jeder Krankenhaustriger wire bestrebt,
diese moglichst rasch abzubauen. Die variablen Kosten hingegen
werden gesondert bezahlt: Entweder werden retrospektiv die tatsiach-
lich anfallenden Kosten bezahlt oder es werden errechnete Kostener-
sdtze (z. B. durchschnittliche Kosten vergleichbarer Abteilungen der
Vorperiode) beglichen. Letztere Berechnungsart wiirde einen gewissen
Anreiz zur Sparsamkeit bewirken.

Die Abgrenzung der fixen und variablen Kosten ist sicherlich proble-
matisch und nicht leicht durchzufiihren. Sie hat aber eindeutig Vorteile.
Zuallererst wird das Bestreben vorhandene Kapazitidten voll auszula-
sten (,a built bed is a filled bed*) hinfillig, da die Fixkosten der
Kapazitiatsbereitstellung ohnedies gedeckt sind. Dartiber hinaus wiirde
das vorgeschlagene System eine regionalisierte, abteilungsbezogene
Krankenanstaltenplanung erzwingen. Dies wire insbesondere bei der
Aufstellung von GrolBigerdten flir Diagnose und Therapie und der
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Errichtung besonders teurer Einrichtungen (z. B. Intensivstationen)
sinnvoll. Nicht zuletzt wiirde die ambulante Behandlung durch Entfal-
len jeglicher Anreize zur Auslastung der jeweils bestehenden stationéa-
ren Kapazititen aufgewertet werden.

Wesentliche Voraussetzung — auch — dieses Systems der Krankenan-
staltenfinanzierung ist jedoch ein gréfleres Zusammenwirken der
Financiers. Deshalb schlagen auch Eggenhofer und Stepan vor, daf alle
Finanzierungsbeteiligten, also Bund, Lander, Gemeinden und Sozial-
versicherungstrager die gesamten Budgets flir die Abdeckung der fixen
Kosten der stationidren Versorgung in eine Clearing-Stelle einbringen.
Die Sozialversicherungstriager wiirden dabei jenen Betrag einbringen,
der nach Abzug der von ihnen zu leistenden variablen Kosten von den
Einnahmen der Krankenversicherungen verbleibt.

SchluBfolgerungen

Alle diskutierten Modelle zur kostendimpfenden Finanzierung der
Krankenanstalten zeigen Vorteile gegentliber dem derzeit herrschenden
System der Krankenhausfinanzierung in Osterreich. Allerdings sind die
theoretischen Voraussetzungen und Folgewirkungen der einzelnen
Finanzierungssysteme mit den tatsédchlichen, empirisch vorfindbaren
zu konfrontieren. So steht dem Anreiz zur Verliangerung der Verweil-
dauer im gegenwartigen System die tatsdchliche Reduzierung der
durchschnittlichen Verweildauer gegentiber — allerdings bei erhéhter
Krankenhaushéaufigkeit. Der Hinweis auf die gesunkene Verweildauer
und die gestiegene Krankenhaushiufigkeit soll nicht die Vorteile
alternativer Finanzierungssysteme leugnen, er soll aber dazu beitragen,
den Stellenwert solcher Systeme flir die kostenméaflige und qualitative
Entwicklung des Krankenhauswesens richtig einzuschéitzen. Nur eine
Kombination von MafBnahmen kann eine sinnvolle und langfristig
wirksame Neuordnung im Krankenhaussektor und im Gesundheitswe-
sen generell bewirken. Dazu gehoéren unter anderem:

1. Die Industriestaaten — so auch Osterreich — verwenden einen
wachsenden Anteil der finanziellen Ressourcen im Gesundheitssystem.
Dies ist per se weder schlecht noch gut, sondern am Nutzen des
Systems zu messen. Um diesen Nutzen auf eine moglichst rationale
Basis zu bewerten, bedarf es klarer Informationen uiber die gegenwaérti-
gen Leistungen und alternativen Moglichkeiten. Dabei sollte nicht nur
der Beitrag des Gesundheitssektors zur Lebensverliangerung, sondern
vor allem zur Krankheitsvermeidung und zur humanen Lebensgestal-
tung im Krankheitsfall im Vordergrund stehen. Dartiber hinaus bzw.
gerade unter diesem Gesichtspunkt ist auch eine grobe Vorstellung
uber das Verhaltnis ambulanter zu stationdrer Betreuung zu entwik-
keln, ebenso tiber das Verhaltnis der Akutversorgung zur Rehabilita-
tion und Langzeitpflege. Der neueste Stand der gesundheitspolitischen
Diskussion vor allem auch unter dem Aspekt eines hoheren Anteils der
alten bzw. der sehr alten Menschen legt den Schwerpunkt auf die
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ambulante Betreuung bzw. gezielte RehabilitationsmaBnahmen und
spezialisierte Einrichtungen der Langzeitpflege (siehe dazu vor allem:
Koppl [Hrsg.], 1984).

Erst die inhaltliche Feststellung was der Gesundheitssektor leisten
soll und wie die Gesundheitsversorgung strukturiert sein soll, macht
eine Abschidtzung des notwendigen Ressourcenverbrauchs méglich
und sinnvoll. Dabei ist der Ausspruch: , Filr die Gesundheit ist uns
nichts zu teuer” irrefithrend, denn jede Gesellschaft setzt den Gesund-
heitsausgaben Grenzen, heute bei gestiegenem Ausgabenniveau wahr-
scheinlich mehr als vor 10 oder 20 Jahren. Nur sollen diese Grenzen
bewullt, gezielt und explizit gesetzt werden und nicht bloB aus einem
unbestimmten Gefiihl, die Medizin ist zu ,,teuer” geworden.

2. Das Gesundheitssystem wird auch in Osterreich nicht ohne Struk-
turreform auskommen, will es den obengenannten Zielsetzungen
gerecht werden. Ein grober Vergleich starker privatwirtschaftlich orien-
tierter Systeme wie z. B. jenes in den Vereinigten Staaten mit Systemen
eines staatlichen Gesundheitsdienstes wie in GroBbritannien und
Schweden zeigt, dal3 letztere geringere volkswirtschaftliche Ressourcen
in Anspruch nehmen und direktere Ansatzpunkte zur Sparsamkeit
aufweisen. Da man bei allen Reformbestrebungen im gesellschaftlichen
Bereich von den gegebenen nationalen Voraussetzungen ausgehen soll
und auslandische Modelle als Erfahrungswerte aber nicht als unmittel-
bare Vorbilder dienen sollen, wird der konservativen Forderung nach
Privatisierung hier allerdings nicht einfach der Aufbau eines nationalen
Gesundheitsdienstes gegentibergestelit.

Das gegenwirtige, vielfach zersplitterte Organisations- und Finanzie-
rungssystem weist jedoch gravierende Mingel auf. Einerseits besteht
zuwenig Druck und Anreiz zu einem rationellen Einsatz der Mittel zur
Erreichung der unter Punkt 1 genannten Ziele. Andererseits bestehen
einige grobe Ungleichgewichte im System. Vor allem werden regional-
spezifische Leistungen nur in Anséitzen honoriert, was die benachteilig-
ten Spitalserhalter zu systemwidrigen Konstruktionen animiert. So
werden Spitzenleistungen und neue technologische Verfahren, die die
Kostenstruktur verdndern — weniger Pflegetage und damit geringere
Kostenersitze, aber hohere Investitions- und Betriebskosten — nicht
oder ungentigend berticksichtigt. Das gleiche gilt fiir Fremdpatienten —
seien sie aus einem anderen Bundesland oder aus dem Ausland. Diese
Faktoren haben z. B. das Land Wien bewegt, fir die Betreibung des
Nierensteinzertrimmerers eine privat-rechtliche Gesellschaft zu griin-
den, die sich in einem o6ffentlichen Spital der Stadt Wien einmietet, da
eine solche Gesellschaft hohere Kostenersitze verlangen kann. Diese
MaBnahme ist aus den gegebenen finanziellen Regelungen verstiand-
lich, belegt jedoch eindeutig die Reformbedirftigkeit des Systems.
Jedenfalls sollten die Versuche die Finanzierungslast auf andere Finan-
zierungspartner, bzw. derzeit besser -gegner, zu verschieben einer mehr
einheitlichen, gesamtwirtschaftlich rationellen Planung und Kostentra-
gung weichen (Mayr/Seitlinger, 1985).

3. Erst unter den genannten Voraussetzungen einer Strukturanpas-
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sung des Gesundheitssystems selbst und der Organisations- und Finan-
zierungsstruktur erhalten die konkreten MaBBnahmen zur Kostendamp-
fung ihren tatsdchlichen Stellenwert. Dabei ist auch hier eine pragmati-
sche Vorgangsweise angebracht. Eine strenge Budgetierung — sei es auf
nationaler Ebene, sei es auf der Ebene einzelner Krankenhiuser bzw.
Abteilungen — widerspricht sowohl dem sicher auch weiterhin féderali-
stischen Tragersystem (Ladnder und Gemeinden) als auch der Vielfalt
der Finanzierungsquellen (Bund, Linder, Gemeinden und Sozialversi-
cherungstriager). Dasselbe gilt fiir die einheitlichen Kostenersitze im
DRG-System. Man darf nicht vergessen, dafl die DRGs in den Vereinig-
ten Staaten im Kern nur fiir das Medicare-System gelten und andere
Versicherungssysteme sich nur anhdngen kénnen. Am ehesten an
gegebenen Strukturen kniupft die Aufteilung des Kostenersatzes fiir die
fixen und variablen Kosten an. Einerseits erfordert es ein Mehr an
regionaler und fachorientierter Planung mit der Méglichkeit Uberkapa-
zitdten abzubauen, andererseits kann es sich relativ leicht bei der
Abgeltung der variablen Kosten an den tatsichlichen Kosten orientie-
ren. Insbesondere kénnen dabei regionale und krankenhausspezifische
(z. B. Kliniken) Sonderfaktoren berticksichtigt werden. Dabei kénnen
auch relativ leicht Ubergangsregelungen eingebaut werden, um den
stufenweisen Abbau nicht gerechtfertigter ,,KostenausreiBer* zu be-
wirken.

Wahrscheinlich wire es kaum angebracht, blo auf Grund ausliandi-
scher Erfahrungen ein verpflichtendes Standardmodell der Kostenab-
geltung auszuwihlen. Aus diesem Grund beinhaltet auch die letzte
Vereinbarung im Rahmen des Krankenhausanstaltenzusammenarbeits-
fonds die Absicht, verschiedene Modelle (inkl. einer fixen prospektiven
Budgetierung und eines DRG-Systems) zu erproben. Es 143t sich jedoch
begriinden, daf3 die Wirksamkeit der Kostenrechnungs- und Finanzie-
rungsmodelle wesentlich von der Gestaltung der Rahmenbedingungen
abhingt, in die sie eingebettet sind, und die bei der Evaluierung solcher
Modellversuche mitzubericksichtigen sind.

Auch die 6konomische Debatte sollte nicht in dem Ausmaf von der
engen betriebswirtschaftlichen Fragestellung dominiert werden, wie
eine Durchsicht der einschligigen Literatur belegt, sondern sie sollte
den volkswirtschaftlichen Aspekt der Effizienz und Effektivitit des
Ressourcenverbrauchs im Gesundheitswesen in den Vordergrund
rucken.

Dies gilt auch flir die aus ideologischen Griinden immer wieder
auftauchende Forderung nach einer Kostenbeteiligung des Patienten.
Gerade in den USA, wo eine solche Kostenbeteiligung — in den
einzelnen Bundesstaaten in unterschiedlicher Hohe — besteht, kann von
einer dadurch bedingten Kostendidmpfung nichts bemerkt werden.
Uberdies miiBten, soll die finanzielle Belastung einigermafBen sozial
gestaffelt sein, Einkommensgrenzen bzw. -stufen festgesetzt werden
und damit ein System eingefuihrt werden, das bei verschiedenen
Transferleistungen (z.B. Wohnbeihilfe) groBte Probleme mit sich
bringt. Wirde die Kostenbeteiligung unter dem Gesichtspunkt einer
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zusitzlichen finanziellen Einnahme gesehen, so miifiten die Beitriage
auBerdem sehr hoch angesetzt werden, was aber eine Einkommensstaf-
felung umso notwendiger macht. Ahnlich verhélt es sich, betrachtet
man die Kostenbeteiligung als disincentive zur Beanspruchung des
Versorgungssystems. Unabhéngig davon bleibt jedenfalls die Unge-
rechtigkeit der unterschiedlichen Belastung bei gleichem Einkommen,
aber unterschiedlicher Morbiditdt. So entpuppt sich die Forderung
_nach einer Kostenbeteiligung — wird sie nicht ohnehin aus rein ideologi-
schen Griinden aufgestellt — als Prototyp eines uniberlegten, nicht
durchdachten ad-hoc-,,Reformvorschlages”. Was aber nétig ist, ist eine
Gesamtbetrachtung des Gesundheitssystems und eine klare Definition
der Reformziele. Erst dann sollten die schrittweise zu vollziehenden
Reformen festgelegt werden.
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Der Alternativsektor — Produktion
zwischen Utopie und
Notwendigkeit: Das Beispiel
Berlins

Franz-Josef Bartsch und Dieter Rulf

Seit Mitte der 70er Jahre ist die Zahl der Betriebe und Projekte, die
aus der sog. Alternativbewegung hervorgehen, so gewachsen, daf3 von
einem eigenen Wirtschaftssektor gesprochen werden kann. Wahrend in
anderen Bereichen verstirkt Arbeitspldtze abgebaut wurden, sind im
Alternativsektor zunehmend neue Arbeitsplidtze entstanden. Am Bei-
spiel Berlins sind wir der Frage nachgegangen, welchen Beitrag alterna-
tiv-6konomische Betriebe (im folgenden auch selbstverwaltete Betriebe
genannt) zur Bekdmpfung der nach wie vor hohen Arbeitslosigkeit
leisten, und unter welchen Bedingungen die Beschiftigungseffekte
noch erhéht werden kénnen'.

Um die beschéftigungspolitische Bedeutung dieses Sektors und die
in ihm liegenden Entwicklungspotentiale erfassen zu kénnen, miissen
die wesentlichen Charakteristika alternativen Wirtschaftens beriick-
sichtigt werden. Diese resultieren aus dem — im Gegensatz bzw. in
Erginzung zum rein marktorientierten Wirtschaften — veridnderten
Verstindnis, welches die Mitarbeiter/innen alternativer Betriebe in
bezug auf die Form und den Inhalt ihres Arbeitsprozesses haben:

Zum einen sollen neue Arbeitspliatze selbst geschaffen werden. Zum
anderen sollen durch die Einfliihrung neuer Organisations- und Arbeits-
formen, sowie durch die Orientierung der Produktion an gesellschaft-
lich nttzlichen Produkten Arbeitszusammenhinge entwickelt werden,
die eigene und selbstbestimmte Lebensformen erméglichen. Beabsich-
tigt ist, die von der Alternativbewegung an den Erscheinungsformen
der modernen Industriegesellschaft getibte Kritik, welche sich vor
allem an den gesellschaftlichen und sozialen Kosten einer gewinn-

353




orientierten, groBtechnologisch-industriellen Produktionsweise fest-
macht, — eine bis an ihre dullerste Grenze belastete Natur, die Zersto-
rung der Landschaft, der Stadte und damit einhergehend der gewachse-
nen sozialen Bezlige der Menschen — in konkretes Handeln umzusetzen.
Alternativ-dkonomische Betriebe sind so gesehen, institutionalisierte
Formen einer praktisch gelebten (Gesellschafts-)Kritik, die exempla-
risch-modellhaft eine auch flir andere praktizierbare und nachahmens-
werte Alternative zur Leistungsgesellschaft darstellen sollen.

Ob diese Vorstellungen gesamtgesellschaftlich praktikabel und
durchsetzbar sind, kann hier nicht weiter erortert werden. Im Zusam-
menhang unserer Fragestellung ist das Selbstverstindnis der Mitarbei-
ter/innen alternativ-6konomischer Betriebe insofern von Bedeutung,
als — wie noch zu zeigen ist — die meisten internen und externen
Probleme selbstverwalteter Betriebe, sowie auch die Moglichkeit dieses
Sektors zur Expansion unmittelbar mit dem Spannungsverhiltnis
zusammenhéngen, welches aus den gesellschaftspolitischen und sozia-
len Anspriichen der selbstverwalteten Betriebe einerseits und ihrer
notwendig marktbezogenen Existenz andererseits ergibt. Dartiber hin-
aus liegt in der Perspektive alternativen Wirtschaftens auch der wesent-
liche Unterschied zu den herkommlichen Formen des Kleinunterneh-
mertums.

I. Der Alternativsektor in Zahlen

Ein genauer Uberblick uber die Zahl der Alternativprojekte und
-betriebe in Berlin ist nur schwer herstellbar. Zum einen werden von
wissenschaftlicher Seite erst in jungster Zeit Anstrengungen unternom-
men, den Alternativsektor statistisch zu erfassen, zum anderen sind die
einzelnen Erhebungen wegen ihrer voéllig unterschiedlichen Abgren-
zungskriterien nicht miteinander zu vergleichen. Fur unsere Fragestel-
lung differenziert genug war lediglich die Schétzung von Grottian/
Kiick® Sie ordnen rund 260 Betriebe mit 1400 Mitarbeitern/Arbeitsplét-
zen dem alternativ-6konomisch, marktorientierten Sektor zu.

Folgende Definitionsmerkmale flr alternativ-6konomische Betriebe
wurden von Grottian/Ktick in der Schatzung berticksichtigt:

— das Praktizieren demokratischer Selbstverwaltung

— das Aufheben der gesellschafts- und rollenspezifischen Arbeitstei-
lung

— gesellschaftlich niitzliche und 6kologische Produktion

— dezentrale Arbeitsweise

— Entspezialisierung und Funktionsrotation

— Wirtschaften nach dem Kostendeckungsprinzip

Die ca. 260 alternativ-6konomischen Betriebe West-Berlins mit ihren
insgesamt 1400 Arbeitsplatzen verteilen sich auf folgende Wirtschafts-
bereiche:

26 Betriebe mit 119 Arbeitspldatzen im kleinindustriellen Bereich
56 Betriebe mit 312 Arbeitspldatzen im Handwerk
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71 Betriebe mit 274 Arbeitsplidtzen im Handel

14 Betriebe mit 105 Arbeitsplatzen im Verkehrsbereich

22 Betriebe mit 292 Arbeitsplatzen im Dienstleistungsbereich
60 Betriebe mit 298 Arbeitsplidtzen im Gaststattenbereich

Die Struktur des alternativ-6konomischen Sektors unterscheidet sich
von der Wirtschaftsstruktur Berlins vor allen Dingen durch die relativ
hohen Anteile des verarbeitenden Gewerbes und der Gaststitten.
Jedoch ist selbst in diesen Wirtschaftsbereichen die quantitative Bedeu-
tung des Alternativsektors verschwindend gering. Grottian/Kiick schit-
zen den Anteil der Alternativbetriebe an der Gesamtzahl der Arbeits-
stiatten in Berlin flir Ende 1983 auf knapp 1 Prozent. (Setzt man die von
Grottian/Kiick geschatzten 260 selbstverwalteten Betriebe zu den
Gesamtbetriebszahlen fiir Berlin vom Dezember 1982 ins Verhiltnis, so
betrigt der Anteil nur 0,31 Prozent.) Quantitativ gesehen ist also die
beschaftigungspolitische Bedeutung des alternativ-6konomischen Sek-
tors im Wirtschaftsraum Berlin marginal. Das zeigt sich auch, wenn
man die 1400 im alternativ-6konomischen Sektor geschaffenen Arbeits-
platze auf die gegenwartig ca. 80.000 Arbeitslosen in der Stadt bezieht.

Betrachtet man den Alternativsektor differenziert nach Branchen, so
erfolgten von 1978 bis 1984 im Handwerksbereich die meisten Betriebs-
griindungen in den vier Branchen Holz, Backgewerbe, Druckgewerbe
und Keramik. Die Konzentration der alternativ-6konomischen Hand-
werksbetriebe auf diese vier Branchen ist wiahrend dieses Zeitraums
fast konstant geblieben und erklart sich vor allem aus dem geringen
Eigenkapital, tiber das alternativ-6konomische Betriebe in der Regel
bei ihrer Grindung verfiigen. In der eher kleinindustriellen als hand-
werklichen Metallbranche z. B. sind die notwendigen Investitionsko-
sten schon bei der Betriebsgrindung so hoch, daf3 sich Betriebsgriin-
dungen fir eigenkapitalschwache Alternativbetriebe kaum anbieten.

Zum anderen weichen alternativ-6konomische Handwerksbetriebe
vorzugsweise nicht nur auf Branchen aus, in denen die Investitionsko-
sten bei der Betriebsgriindung eher niedrig sind, sondern auch auf
Branchen, in denen mittlerweile ein kritisches BewuBtsein im ,,Sympa-
thisantenfeld“ Konsumbediirfnisse und Kaufgewohnheiten hervorge-
rufen hat, die den Betrieben einen mehr oder minder gesicherten Markt
bieten. Dies gilt z. B. fiir alternative Vollkorn- und Biobrotbéckereien.
Auch die Expansion im holzverarbeitenden Gewerbe geht vorwiegend
auf die Existenz eines gesicherten Marktes zurtiick: In den letzten
Jahren wurden vom Berliner Senat (der Regierung der Stadt) — im
Zusammenhang mit den Hausbesetzungen als Folge einer verfehlten
Sanierungspolitik — spezielle Forderungsprogramme eingerichtet, mit
deren Hilfe Gruppen ihre Héauser selbst instandsetzen und modernisie-
ren. Mit einem Programmvolumen von mehreren Millionen DM wurde
dadurch eine Kaufkraft erzeugt, die in hohem MaBe alternativ-6konomi-
schen Handwerksbetrieben zugute kommt.

Die Zahl alternativer Handelsbetriebe stieg ebenfalls in den Branchen
am meisten, in denen verdnderte (kritische) Konsumgewohnheiten bzw.
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ein kritisches Umweltbewuftsein bei Sympathisanten einen entspre-
chenden Absatzmarkt geschaffen haben (Naturkostladen, Naturstoffla-
den, Fahrradlidden).

Da ein Grofteil der Mitarbeiter in alternativ-6konomischen Betrieben
Akademiker und arbeitslose Jugendliche sind, die in der Regel — wenn
tiberhaupt — nur eine berufsfremde, selten jedoch eine fiir ein Hand-
werk angemessene und ausreichende Qualifikation mitbringen, ist eine
grofle Zahl alternativ-6konomischer Betriebe in Branchen angesiedelt,
die eine vergleichsweise nur geringe Qualifikation erfordern.

Geringes Eigenkapital, ,,gesicherte* Markte sowie Qualifikationsdefi-
zite fithren demnach zu einer relativen Monostruktur, die sich — wenn
man unsere Erhebung mit der Schatzung Grottian/Kiick vergleicht —im
Laufe der Jahre eher verfestigt als aufgelockert hat. Nennenswerte
Einbriiche in Branchen, wo die Konkurrenz mit herkémmlichen Betrie-
ben stark ist, konnten alternativ-6konomische Betriebe nicht erzwin-
gen. Jedoch hat durch die ErschlieBung neuer Bereiche auch eine
gewisse Diversifizierung stattgefunden: so sind im Laufe der letzten
Jahre auch qualifizierte Dienstleistungsbetriebe entstanden. Zum einen
hat die stindig steigende Zahl selbstverwalteter Betriebe einen Bedarf
an qualifizierter Finanzierungs-, Rechts- und Betriebswirtschaftsbera-
tung geschaffen. Da herkémmliche Beratungsbiiros mit den speziellen
Problemen selbstverwalteter Betriebe ungentigend vertraut sind, sind
alternative Beratungsdienste entstanden. Zum anderen haben sich
alternative Ingenieur- und Planungsbiiros gegriindet, die sich auf die
Anwendung und den Einsatz alternativer, vor allem energiesparender,
umweltfreundlicher Techniken spezialisiert haben. In dem bereits
erwidhnten alternativen Bau-Selbsthilfebereich haben diese Biiros ihr
priméres Arbeitsfeld. Schliefllich muf3 man auch die alternativ-6kono-
mischen Betriebe erwihnen, die die Belastungen eines geringer wer-
denden Lebensstandards auffangen: Mitfahrzentralen, Second-Hand-
Léaden, alternative Gruppen-Reise-Veranstalter.

Diese partielle Diversifizierung vermag die Monostruktur des alterna-
tiv-dkonomischen Sektors bestenfalls zu relativieren, hebt sie jedoch
nicht auf. Es ist vielmehr davon auszugehen, dafl die Schwerpunkte
alternativer Betriebsgriindungen weiterhin in Branchen mit niedrigem
Investitionsbedarf, sicheren Absatzmirkten im Sympathisantenfeld
und niedrigen Qualifikationsanforderungen liegen werden.

Damit sind zumindest quantitativ dem Arbeitsplatzpotential des
alternativ-dkonomischen Sektors Grenzen gesetzt. Selbst in den Bran-
chen, in denen er besonders stark vertreten ist, vermag er aufgrund
seiner GréfBenordnung keine nennenswerte Entlastung auf dem
Arbeitsmarkt zu bringen.

Hinzu kommt, daB3 der Kreis von Arbeitslosen, die in alternativ-
tkonomischen Betrieben Arbeit finden kénnten, begrenzt ist, da fiir die
Einstellungspraxis der Betriebe die fachspezifische Qualifikation ein
eher nachrangiges Kriterium ist. Wesentlicher ist die Bereitschaft des
Bewerbers, nach den vorgegebenen alternativen Prinzipien zu arbeiten
und die Nachteile eines im Regelfall geringen Einkommens und einer
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unsicheren Zukunft auf sich zu nehmen. Aufgrund ihres sozialen Status
und ihrer gesellschaftspolitischen Einstellung sind dazu am ehesten
Akademiker und arbeitslose Jugendliche in der Lage. Gerade fur
letztere erfiillen alternative Betriebe eine wichtige beschéftigungs- und
mehr noch sozialpolitische Funktion.

Mit bis zu 18 Prozent liegt die Gruppe der arbeitslosen Jugendlichen
weit tiber der durchschnittlichen Arbeitslosenrate. Ihnen fehlt zumeist
eine fachspezifische Qualifikation. Sie sind nur schwer auf dem traditio-
nellen Arbeitsmarkt zu vermitteln. Diese berufliche Perspektivlosigkeit
und die daraus resultierende soziale Isolation sind mitverantwortlich
fiir steigende Jugendkriminalitdt und Drogenkonsum. Die Erfahrung
der letzten Jahre in Berlin hat gezeigt, dal3 der alternative Bereich noch
am ehesten als Auffangbecken flir diese Problemgruppen angesehen
werden kann. Nicht allein die alternativ-6konomischen Betriebe, son-
dern auch der noch groflere Sektor der alternativen Sozialprojekte
haben ein Netz von Einrichtungen geschaffen, die Ausgangspunkt einer
sozialen Integration dieser Jugendlichen sind. So griundeten sich
Selbsthilfegruppen ehemals Drogenabhéngiger, die ihren Lebensunter-
halt durch Mébeltransporte, eigene Druckereien und Tischlereien ver-
dingen. (In Berlin leben zur Zeit ca. 150-170 ehemals Drogenabhéngige
in solchen Kollektiven.) Auch bei den Gruppen, die ihre Hauser in
Selbsthilfe instandsetzen, finden sich viele Jugendliche, denen damit
héufig zum ersten Mal stabile soziale Bezilige und eine sinnvolle
Beschaftigungsperspektive vermittelt wird.

Dieser beschéiftigungspolitische und vor allem auch soziale Effekt
macht die wesentliche Bedeutung des alternativen Sektors aus, die mit
einer rein quantitativen Erfassung seiner Arbeitspliatze kaum mef@bar
ist. Die steigende Zahl der alternativen Arbeitsplatze ist allerdings wohl
auch ein Indikator dafiir, da3 diese gesellschaftspolitische Funktion
weiter zunimmt.

I1. Finanzierung des alternativ-okonomischen Sektors

Die Finanzierung des alternativ-6konomischen Sektors war immer
und bleibt heute noch problematisch. Die wesentlichen Griinde hierfiir
sind teilweise bereits angesprochen worden. Sie sind, erstens, das
vergleichsweise geringe Eigenkapital der Projektgriinder. Zweitens
scheuen sich viele Projekte vor der Aufnahme von Fremdkapital
insofern, als daf3 sie die Kapitalintensitdt ihres Vorhabens mdéglichst
gering, die Arbeitsintensitidt moéglichst hoch halten wollen. Ferner und
drittens scheuen sie sich ebenfalls vor der eventuellen ,,Einmischung*
von aullen, die mit der Aufnahme von Fremdkapital verbunden sein
konnte. Daran knupft sich viertens die Skepsis der gewerblichen
Kreditinstitute und o6ffentlicher Foérderungsstellen gegentiber dem
alternativen Sektor, eine Skepsis, die teilweise politisch begriindet sein
mag, die aber auch mit perzipierten Bonitdtsméangeln bei alternativen
Projekten zusammenhéngt. Die hauptsidchlichen Folgen der beschrie-
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benen Finanzierungsprobleme alternativ-6konomischer Projekte und
Betriebe sind vielerlei. Erstens, wie bereits oben angedeutet, werden
Projekte vorwiegend in Bereichen mit niedrigem Kapitalbedarf gegriin-
det. Zweitens wird der Arbeitseinsatz erh6ht, um Kapitalmingel auszu-
gleichen. Daraus ergibt sich drittens eine im Vergleich zu herkémmli-
chen Betrieben ausgesprochen niedrige Relation von Investitionskapi-
tal zu der Zahl der geschaffenen Arbeitsplatze. Dazu gehort auch, da3
infolge der bescheidenen Aufnahme von 6ffentlichen Forderungen die
Kosten pro eingerichtetem Arbeitsplatz fiir die 6ffentliche Hand sehr
klein sind. SchlieBllich und viertens haben die Finanzierungsprobleme
dazu gefuhrt, daB3 der alternative Sektor eigene Finanzierungsinstitutio-
nen aufgebaut hat.

Die Berliner Alternativszene hat im Laufe ihres Bestehens drei eigene
alternative Finanzierungs- und Finanzierungsberatungsinstitutionen
hervorgebracht: ,,Netzwerk", ,,Goldrausch* und ,,die Stattwerke*. Neue
Initiativen dieser Art sind derzeit in Vorbereitung.

Allen drei alternativen Finanzierungs- und Finanzierungsberatungs-
institutionen ist gemeinsam, dal3 die von ihnen aquirierten Kredite,
Beitrage und Spenden von Privatleuten kommen. Im Prinzip stehen
alternativ-6konomischen Betrieben natlirlich auch die o6ffentlichen
Wirtschaftsférderungsprogramme (z. B. ERP-Programm, Zuschiisse fiir
die Einrichtung von Ausbildungspldtzen) sowie die von Banken ange-
botenen Finanzierungsmoglichkeiten zur Verfligung. Tatsichlich koén-
nen selbstverwaltete Betriebe aber nur in den allerwenigsten Fillen auf
diese Finanzierungsquellen zurtickgreifen.

In der Regel sind selbstverwaltete Betriebe sehr zurtickhaltend, was
die Aufnahme von externen, privaten und 6ffentlichen Finanzierungs-
mitteln angeht. Die Betriebe flirchten durch die Aufnahme von Fremd-
kapital in Abhingigkeit von Kreditgebern, vor allem Banken und
offentlicher Hand zu geraten. Aus bisherigen Erfahrungen einer restrik-
tiven Zusammenarbeit, aber auch aus eigenem politischen Anspruch
heraus ziehen es viele Betriebe vor, soweit wie moglich vom traditionel-
len Geldmarkt und von der 6ffentlichen Wirtschaftsféorderung unabhén-
gig zu bleiben.

Ein anderer wesentlicher Grund fiir den bewuf3t begrenzten Kapital-
bedarf von selbstverwalteten Betrieben und damit fiir ihre Zurtickhal-
tung bei Fremdfinanzierungen liegt zweifellos in dem Willen, eher
arbeits- als kapitalintensiv arbeiten zu wollen. Die Betriebe flirchten die
sich in einem erhohten Kapitaleinsatz bergende tendenzielle Gefahr
steigender Automatisierung und damit auch steigender Entfremdung
der Arbeit.

Die mangelnde Verfligbarkeit von kostenglinstigen externen Kredit-
finanzierungen, aber nicht weniger das politische Ziel, von herkommli-
chen Finanzierungsinstitutionen unabhéingig zu sein, haben in jlingster
Zeit zu einer intensiven Diskussion in der Alternativbewegung um
zusitzliche autonome Finanzierungswege geflihrt. Ein erstes Ergebnis
ist die Griindung einer sog. Haftungsassoziation. Diese Burgschaftsein-
richtung ist von den Berliner ,,Stattwerken“ im Zuge ihrer Kreditver-
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mittlung entwickelt worden. Um das Volumen der vermittelten Kredite
ausweiten zu kénnen, sollen nun optimale Sicherheiten fiir Kreditgeber
geboten werden, indem ein Sicherungstriger zwischengeschaltet wird,
der ein kontinuierliches Blirgschaftsangebot garantiert. Dartiber hinaus
wird gegenwirtig an einem Konzept flir eine alternative Leasing-
Gesellschaft gearbeitet und die Grundung einer eigenen Bank, der
sog. Oko-Bank, ist bereits in Angriff genommen worden.

Diese Weiterentwicklung der alternativ-wirtschaftlichen Finanzie-
rungsinstitutionen belegt den hohen Organisationsgrad der Alternativ-
bewegung in Berlin. Die neuesten Entwicklungen lassen ferner darauf
schlieBen, daB der Fremdfinanzierungsbedarf und vor allem die Bereit-
schaft alternativ-6konomischer Betriebe, Fremdmittel in gréf3erem
Umfang aufzunehmen, neuerdings gestiegen ist.

Die zunehmende Bereitschaft ldnger existierender Betriebe, durch
erhohte Fremdmittelaufnahme groBlere Investitionen vorzunehmen,
mag als Indiz fur ihre Stabilisierung gewertet werden. Im tbrigen
spricht die ausgesprochen niedrige Anzahl von Pleiten im alternativ-
6konomischen Bereich fiir die relativ hohe Stabilitat des Sektors (wobei
die Auffangfunktion der eigenen Finanzierungsinstitutionen im Falle
drohender Pleiten von Bedeutung ist). Insgesamt erscheinen die
1400 bisher geschaffenen Arbeitsplatze auch fir die absehbare Zukunft
stabil.

Wenn dabei die vergleichsweise geringe Zahl wenig Eindruck macht
und die beschéaftigungspolitische Bedeutung dieses Sektors von daher
gering erscheint, darf nicht iibersehen werden, mit welchen enormen
Kosten fiir den Steuerzahler die Schaffung und Erhaltung von Arbeits-
platzen in der herkémmlichen Wirtschaft Berlins erkauft werden. Allein
die Subventionen auf Grundlage der sog. Umsatzsteuerpriaferenz im
Rahmen der Berlin-Férderung ergaben 1979 eine laufende Subvention
von 2730 DM pro Arbeitsplatz und Jahr. Demgegentiber liegt — bei einer
auf 6-7 Millionen DM geschétzten Summe?® der insgesamt in selbstver-
waltete Betriebe investierten Mittel — im Alternativsektor die Investi-
tionsquote pro Arbeitsplatz bei 4000 DM-5000 DM. Wenn man dabei die
Mittel aus 6ffentlichen Wirtschaftsforderungsprogrammen mit 10 Pro-
zent veranschlagt, betrdgt der Anteil der Steuerzahler einmalig
400-500 DM pro Arbeitsplatz.

Wie eine Untersuchung der FU-Berlin' gezeigt hat, ist die Berlin-
Foérderung aber nicht nur mit erheblichen Kosten flir den Steuerzahler,
sondern sie flihrt auch zu schwerwiegenden Folgeerscheinungen fur die
Wirtschaftsstruktur der Stadt. Es siedeln sich vorwiegend kapitalinten-
sive Produktionen in der Stadt an, die kaum Arbeitsplatze schaffen.
Ferner wird eine Verlagerung der wirtschaftlichen Titigkeiten zu
vollautomatisierten Produktionsverfahren begunstigt, dagegen kaum
Potentiale fiir innovative, zukunftstriachtige ,,Know-how*“-Entwicklung
angereizt.

Im alternativ-dkonomischen Bereich dagegen konnten bisher verhalt-
nisméBig stabile Arbeitsplidtze ohne nennenswerte 6ffentliche Subven-
tionierung geschaffen werden. Ein innovatives, zukunftstrachtiges Po-
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tential ist insofern angelegt und vorhanden, als dall o6kologische
Gesichtspunkte bei Produktion und Produktionsverfahren immanent
berticksichtigt werden. Die zunehmende gesellschaftliche Bedeutung
eines ausgewogeneren Verhiltnisses zwischen Okonomie und Okologie
ist kaum abzuweisen, so dal3 hier der alternativ-6konomische Bereich,
wenn auch erst in sehr bescheidenem Ausmalfle, gewissermaflen eine
Vorreiterrolle spielt. SchlieBlich sei nochmals auf die beschéaftigungs-
politische Bedeutung der alternativ-dkonomischen Betriebe fiir Pro-
blemgruppen des Arbeitsmarktes wie arbeitslose Jugendliche oder
Drogenabhingige hingewiesen.

III. Entwicklungsprobleme alternativ-dkonomischer Betriebe

a) Betriebsinterne Probleme alternativ-6konomischer Betriebe

Wie jeder herkommliche Betrieb, so stehen auch selbstverwaltete
Betriebe vor dem Problem Organisations- und Koordinationsstruktu-
ren ausbilden zu miissen, die eine effiziente Produktion gewéhrleisten.
In selbstverwalteten Betrieben soll dies jedoch kollektiv, d. h. von allen
Mitarbeitern zusammen geleistet werden Die Funktionen unter den
Mitarbeitern sollen rotieren.

Hiufig mangelt es jedoch allein schon an den zur Fiihrung eines
Betriebes notwendigen rechtlichen und betriebswirtschaftlichen
Kenntnissen. Und die Fiihrung eines Betriebes im Kollektiv will erst in
langwierigen Gruppen- und Auseinandersetzungsprozessen gelernt
sein. Das verlangt nicht nur ein hohes persénliches Engagement der
Mitarbeiter, solche Gruppenprozesse kosten auch viel Zeit und gehen
damit zu Lasten der Produktivitat.

Erhoéht wird die (finanzielle) Belastung der Betriebe aullerdem noch
dadurch, daf viele Mitarbeiter alternativ-6konomischer Betriebe entwe-
der gar keine oder nur eine berufsfremde Qualifikation mitbringen
(arbeitslose Jugendliche, Akademiker). Diese ungelernten bzw. minder-
qualifizierten Mitarbeiter nicht auf unqualifizierte Arbeitsfelder ,,abzu-
schieben®, sondern so in die betriebliche Arbeit einzufiihren, daf3 die
angestrebte Funktionsrotation realisiert werden kann, verlangt ebenso
Zeit wie von den Gruppenmitgliedern ein hohes Maf3 an Toleranz und
Solidaritiat. Dabei haben die Mitarbeiter selbstverwalteter Betriebe bei
der Umsetzung dieser neuen Organisations- und Arbeitsformen kaum
Nachahmungsmaoglichkeiten. Ein Ruckgriff auf zeitbezogene Erfahrun-
gen ist ausgeschlossen.

Soweit es selbstverwalteten Betrieben gelingt, effektive kollektiv-
kooperierende Betriebsfiihrungsstrukturen auszubilden, sind diese
gefihrdet, sobald der Mitarbeiterbestand wechselt. Austritte einzelner
Kollektivmitglieder haben oft schon Monate vor ihrem faktischen
Vollzug Auswirkungen auf den kollektiven Meinungsbildungsprozef
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und damit auf die Betriebsflihrung. Umgekehrt sind neue Mitarbeiter
erst nach einem mehrmonatigen ,Sozialisationsprozef3“ mit den
betriebsinternen Entscheidungs- und Handlungsformen vertraut.

In jungster Zeit hat die Fluktuation in selbstverwalteten Betrieben
noch eine besondere Komponente angenommen. Es findet namlich so
etwas wie ein ,,Generationswechsel” statt: Vor dem Hintergrund stei-
gender Jugendarbeitslosigkeit suchen immer mehr Jugendliche in
alternativ-6konomischen Betrieben einen Arbeitsplatz und eine Per-
spektive. Fir sie steht das Arbeitsplatzmotiv im Vordergrund. Die
politische Geschichte und Entwicklung des Alternativsektors und der
Betriebe ist fur sie nur wenig pridsent. Dagegen begreifen sich altere
Mitarbeiter gerade als in der politischen Tradition der Alternativbewe-
gung stehend. Dieser unterschiedliche Erfahrungshintergrund zwi-
schen Mitarbeitern eines Betriebes und ein darauf beruhendes unter-
schiedliches (politisches) Selbstverstiandnis fiithren haufig zu Verstandi-
gungsproblemen in bezug auf die gesellschafts-politischen und sozialen
Anspriiche, die mit der Arbeit im Betrieb verwirklicht werden sollen.
Das erschwert zugleich das Herausbilden eines gemeinsamen Gruppen-
selbstverstindnisses und blockiert unter Umstinden Entscheidungs-
prozesse.

Nicht zuletzt spielt auch die Betriebsgrofle eine wichtige Rolle. Je
grofler der Betrieb, um so formalisierter die Organisationsstrukturen,
um so schwieriger die Gruppenprozesse.

Fir die meisten alternativ-6konomischen Betriebe sind der Mangel
an Eigenkapital, zeitraubende Gruppenprozesse, Defizite in der fachli-
chen Qualifikation sowie in betriebswirtschaftlich-rechtlichen Kennt-
nissen nur durch kostenlose Mehrarbeit, Lohnverzicht, Senkung der
eigenen Lebenshaltungskosten zu kompensieren. Mit anderen Worten:
durch einen hohen Grad an Selbstausbeutung.

b) Betriebsexterne Probleme alternativ-6konomischer Betriebe

In dem MaBe, wie der alternativ-6konomische Sektor expandiert,
entwickelt er einen Kapitalbedarf, der durch Spenden und Darlehen
von Sympathisanten allein nicht mehr gedeckt werden kann. Bei der
Beschaffung von Geldern bei den herkémmlichen Kreditinstituten,
aber auch bei offentlichen Férderungseinrichtungen stoBlen die
Betriebe hidufig auf Schwierigkeiten, da sie den gingigen Kriterien
einer Forderungswurdigkeitsprifung nicht entsprechen.

Die Forderungswurdigkeitsprufung ist eine Analyse, durch die das
Kredit- und Burgschaftsrisiko abgeschéatzt wird, um somit eine Pro-
gnose lUber die Rickzahlungswahrscheinlichkeit treffen zu kénnen. Sie
unterteilt sich in eine Prifung der dinglichen und der persénlichen
Verhiltnisse eines Betriebes. In beiderlei Hinsicht weisen alternative
Betriebe Besonderheiten auf, die das Kreditrisiko in den Augen der
Geldgeber erhohen.

1. Wie bereits dargelegt, verfligen die meisten Betriebe nur tiber geringe
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Sachwerte. Produziert wird mit wenigen und haufig Uuberalteten
Maschinen, deren Wiederverkaufswert entsprechend niedrig ist, und
Réaumlichkeiten werden in der Regel gemietet, somit konnen fir
Kredite kaum dingliche Sicherheiten gestellt werden.

2. Die Bilanzen der Betriebe sind bestenfalls ausgeglichen, da die in der
Grindungsphase erwirtschafteten Gewinne lediglich zur Deckung
der notwendigsten Kosten ausreichen. Haufig kann nur durch Lohn-
verzicht eine Verlustausweisung vermieden werden. Allein deshalb
fehlt es flir viele potentiellen Geldgeber an betriebswirtschaftlicher
Soliditat. Hinzu kommt, dal das geringe Alter der Betriebe nur
begrenzt eine zuverldssige Prognose tiber die zukilinftigen Absatz-
chancen und die zu erwirtschaftenden Gewinne ermdéglicht.

3. Entsprechend ihrem Anspruch, samtliche Entscheidungsprozesse
kollektiv zu gestalten, wiahlen die meisten Gruppen fiir ihre Betriebe
die Rechtsform, welche auch juristisch am ehesten eine Gleichbe-
rechtigung aller gewéhrleistet, die Personengesellschaft biirgerlichen
Rechts, in der jedes Mitglied gleichermallen flir den Betrieb haftbar
ist. Es ist dies die einfachste und billigste Rechtsform, die jedoch fir
einen Kreditgeber mit den gréf3eren Risiken behaftet ist, da nicht klar
ist, wer im Fall einer Zahlungsunfihigkeit mit welchem Vermdgen
fur die Verluste eintritt. Das kollektive Organisationsprinzip bedeutet
zudem, dal} betriebliche Verantwortungen oder gar Leitungsfunktio-
nen nicht einzelnen klar zugeordnet werden kénnen, was die Skepsis
der Geldgeber, sie als seriose Geschéftspartner zu akzeptieren, noch
verstarkt.

Die aufgezeigten Defizite und Restriktionen im Finanzierungsbereich
sowie die hoheren Produktionskosten selbstverwalteter Betriebe, die
zum Teil aus Finanzierungsrestriktionen, zum Teil aus der Erprobung
neuer Organisations- und Arbeitsformen resultieren, machen es alterna-
tiv-6konomischen Betrieben schwer, auf dem freien Markt mit her-
kémmlichen Betrieben zu konkurrieren. Wenn die alternativ-6konomi-
schen Betriebe dennoch existieren kénnen, so verdanken sie dies vor
allem ihrem Sympathisantenfeld. Zum einen flieBen aus dem Sympa-
thisantenfeld direkt oder tiber die alternativen Finanzierungsinstitutio-
nen Kredite in die Betriebe. Zum anderen sind die Sympathisanten
durchaus bereit, die hoheren Preise fiir Produkte aus alternativ-6kono-
mischen Betrieben zu zahlen. Sie tun dies in dem BewulBtsein, da3 die
Erprobung neuer Arbeitsformen die Betriebe notwendigerweise Zeit
und damit Geld kosten, und begreifen den hoheren Preis, den sie
zahlen, als einen politischen Preis, der fir die ersten Schritte auf dem
Weg zu einer Gesellschaftsverdnderung in Kauf genommen werden
mulfl.

Dennoch bedeutet die Existenz des Sympathisantenfeldes bzw. des
Sympathisantenmarktes nicht, dafi dort restriktionsfreie Bedingungen
far alternativ-6konomische Betriebe herrschen. Weil alternativ-6kono-
mische Betriebe die Konkurrenz mit herkémmlichen Betrieben filirch-
ten, weichen sie in erhéhtem Mafe auf die ,,gesicherten* Sympathisan-
tenmaéarkte aus. Dadurch konzentrieren sich die alternativ-6konomi-

362




schen Betriebe auf wenige Teilmérkte und machen sich dort gegensei-
tig Konkurrenz. Im Buchhandel hat dies bereits zu den ersten Pleiten
gefiihrt. Wenn ein bestimmtes, zunidchst im Sympathisantenfeld der
Alternativbewegung ausgebildetes Konsumbedtirfnis weitere Bevolke-
rungskreise erfafit, stolen zudem herkémmliche Betriebe mit hohem
Kapitaleinsatz auf diese Mérkte vor und machen den alternativ-6kono-
mischen Betrieben Konkurrenz.

In dieser Situation sind die alternativ-6konomischen Betriebe wieder
ausschlielich vom politisch-moralischen BewuBtsein ihrer Sympathi-
santen/Konsumenten abhéngig, d. h. von deren Bereitschaft, das glei-
che Produkt trotz billiger Angebote herkoémmlicher Betriebe weiterhin
von alternativ-6konomischen Betrieben zu beziehen. Als Ausweg bliebe
den selbstverwalteten Betrieben sonst nur eine Steigerung der Konkur-
renzfihigkeit. Das aber kdme nur tber Produktivititssteigerungen
zustande, bei denen Effizienzkriterien die Herrschaft iiber den sozialen
Anspruch und die gesellschaftspolitische Perspektive der Betriebe
gewinnen wirden. Die Existenzbedingungen vieler alternativ-6konomi-
scher Betriebe sind somit in vielerlei Hinsicht prekar.

Restimee: Die Alternativbewegung am Scheideweg?

Der alternativ-6konomische Bereich hat sich als eigenstindiger Wirt-
schaftssektor konsolidiert. Innerhalb weniger Jahre wurden in 260
Betrieben ohne nennenswerte 6ffentliche Unterstiitzung 1400 Arbeits-
plétze geschaffen. Mit neuen Produkten und anderen Produktionsfor-
men hat eine Bewegung ihren veridnderten Lebens- und Arbeitsbediirf-
nissen eine institutionalisierte Form gegeben, die aus dem Bild Berlins
nicht mehr wegzudenken ist. Aufgrund seiner GréBenordnung und der
von ihm ausgehenden Impulse hat der Alternativbereich einen eigenen
Stellenwert fir die politische und wirtschaftliche Entwicklung dieser
Stadt gewonnen, der zukunftig an Gewicht eher zunehmen wird. Zwar
muf in rein quantitativer Hinsicht die beschiftigungspolitische Bedeu-
tung des alternativ-6konomischen Sektors, auch wenn er zu den gegen-
wirtig wenigen expandierenden Wirtschaftsbereichen zihlt, als eher
bescheiden eingeschitzt werden. Qualitativ gesehen jedoch bieten
alternative Betriebe nennenswerte Beschéiftigungs- bzw. Reintegra-
tionsméglichkeiten fur arbeitsmarkt- und sozialpolitische Problem-
gruppen wie arbeitslose Jugendliche, Drogenabhingige und arbeitslose
Akademiker. Durch die enge Vernetzung der Betriebe mit alternativen
sozialen Dienstleistungs- und Selbsthilfeprojekten werden Stadtteile
mit hoher Problemkonzentration, wie das Beispiel Berlin-Kreuzberg
zeigt, entlastet und ihre soziale Infrastruktur stabilisiert. Die Fihigkeit,
diese Funktion mit nur geringer Inanspruchnahme staatlicher Gelder
durch Eigeninitiative zu erfiillen, macht die Qualitat des alternativen
Sektors aus, die um so bedeutsamer wird vor dem Hintergrund einer
staatlichen Sozial- und Beschéaftigungspolitik, bei der Aufwand und
Wirkung oftmals im krassen Miverhiltnis zueinander stehen.
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Diese Bedeutung kann eher noch zunehmen, denn wesentliche
Produktionspotentiale sind noch nicht erschlossen, vor allem im
Bereich umweltfreundlicher Technologien, fiir die zwar das nétige
Know-how vorhanden ist, dessen Entwicklung und Produktion bislang
jedoch an mangelndem Kapital scheiterte. Die erzielbare GréfBenord-
nung einer solchen Produktion bedingt letztlich die Férderung durch
staatliche Instanzen, wobei Berlin mit seiner Anhdufung von entspre-
chenden Forschungseinrichtungen und Universitidten glnstige Stand-
ortbedingungen hat. In einem Ballungsraum wie Berlin mit seiner
extrem hohen Umweltbelastung zeigt sich die Notwendigkeit einer
solchen Produktion besonders.

Das Arbeitsplatzpotential, welches mit einer Produktionsausweitung
erschlossen werden konnte, liegt nach der von uns zitierten Schitzung
von Grottian/Klick beim Zwei- bis Dreifachen des gegenwirtigen. Im
Moment deutet jedoch alles darauf hin, dafl die Expansion des Alterna-
tivsektors vorerst an ihre Grenzen gestoBen ist: Die Konzentration
alternativ-6konomischer Betriebe ist in den Branchen, die tiber Sympa-
thisantenmaérkte verfiigen, mittlerweile so hoch, daB3 sich die Betriebe
untereinander zunehmend Konkurrenz machen. Bei Erreichung einer
entsprechenden Groéfle eines Teilmarktes stoBen zudem auch her-
kémmliche Betriebe, die kapitalintensiver, rationeller und billiger pro-
duzieren, auf den Markt vor. Fiir Modernisierungs- und Erweiterungsin-
vestitionen mangelt es ebenso an Kapital wie fur die Erschliefung
neuer kapitalintensiver Produktionsbereiche. Durch die alternativen
Finanzierungsinstitute, Netzwerk, Goldrausch und Stattwerke wurden
zwar Moglichkeiten geschaffen, Kapital fiir Neugriindungen bereitzu-
stellen und einzelne Betriebe in Krisenzeiten finanziell abzustiitzen,
jedoch sind diese allmahlich kaum noch in der Lage, den sich erweitern-
den Kapitalbedarf abzudecken.

Die vor diesem Hintergrund in der Alternativbewegung geflihrten
Diskussionen um neue Finanzierungswege drehen sich in ihrem Kern
um die Frage, ob sich mit diesen weiterhin die politische Perspektive
einer gesellschaftlichen Veridnderung verbinden 14t, oder ob mit ihnen
Effizienzkriterien in der Wirtschaftsweise alternativ-6konomischer
Betriebe die Uberhand gewinnen, wodurch der Alternativsektor insge-
samt in die traditionelle Okonomie abzugleiten drohe. Die Entwick-
lungslinien, die sich fir die Zukunft des Alternativsektors in diesen
Diskussionen andeuten, bewegen sich in zwei unterschiedlichen Rich-
tungen.

Zum einen wird die Position einer weitestgehenden Autonomie des
Alternativsektors gegentiber dem Staat vertreten. Diese Autonomie soll
auf einer basis-orientierten, dezentral organisierten, alternativen Infra-
struktur fuBen. Konkret schligt sich diese Position in dem autonomen
Finanzierungskonzept einer sog. Haftungsassoziation nieder. Diese hat
zum Ziel, auf dem Wege der Individualfinanzierung durch Sympathi-
santen ohne Zwischenschaltung von Banken und 6ffentlichen Kapital-
gebern die notwendigen Mittel fiir die alternative Okonomie zu mobili-
sieren. Diese Position kann in der Konsequenz bedeuten, daf3 die
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Autonomie gegentiber dem Staat und dem traditionellen Wirtschaftsbe-
reich auch zukinftig an eine Beschrankung auf die bisher erschlosse-
nen Produktionsbereiche gebunden ist.

Die Gegenposition fordert staatliche Férderungsprogramme, die spe-
ziell auf alternative Produktionsbetriebe ausgerichtet sind. Im Bundes-
land Hessen, wo Griine und Sozialdemokraten zum ersten Mal ein
Regierungsbindnis bilden, ist bei den Koalitionsverhandlungen ein
solches Férderprogramm vereinbart worden. Dies entspricht nicht nur
dem gestiegenen Finanzbedarf der Betriebe, sondern ist vor allem auch
ein Ausdruck der politischen Bedeutung der Bewegung, die damit
ansatzweise ein alternatives Wirtschaftskonzept inhaltlich gestaltet. In
der Konsequenz kann diese Strategie die ErschlieBung neuer Produk-
tionsbereiche und eine gréBere Einflunahme auf wirtschaftspolitische
Entscheidungsprozesse ermoglichen. Sie fihrt jedoch méglicherweise
auch, und dies wird von den ,,Autonomen* kritisiert, zu einer Verwisse-
rung alternativer Prinzipien und zu gréBerer Abhingigkeit vom Staat,
von Parteien und traditioneller Wirtschaft.

So heterogen, wie die Alternativbewegung in sich ist, so wenig wird
sich letztlich nur eine Position durchsetzen. Die Entwicklung wird
vielmehr eher gekennzeichnet sein durch eine Gratwanderung zwi-
schen wirtschaftlicher Expansion und verstirkter politischer Einfluf3-
nahme einerseits und der Verwirklichung alternativer Lebens- und
Arbeitsformen im Sinne einer konkreten Utopie andererseits.

Anmerkungen

1 Der Artikel ist eine Zusammenfassung der wesentlichsten Ergebnisse einer Studie, die
im Rahmen des Aspen Institut-Programms ,Jobs und Society” entstand. Dieses
Programm hat sich zum Ziel gesetzt, in verschiedenen Léndern praktisch verwertbare
Informationen tGber neue Initiativen und Strategien zur Schaffung zusitzlicher Arbeits-
pldtze zu sammeln und zu verbreiten. Die Untersuchung ist auf marktorientierte,
alternativ-6konomische Betriebe beschriankt.

2 vgl. Grottian, P.; Kick, M.; Modell Berlin: 10.000 neue Arbeitsplitze im Selbsthilfe- und
Alternativbereich, Ms., Berlin o. D.

3 Berechnet auf der Grundlage der von Netzwerk, Goldrausch und den Stattwerken
vergebenen Krediten = 1,3 Millionen DM plus Kredit aus dem Freundes- und Bekann-
tenkreis in gleicher Héhe = 2,6 Millionen, plus 20 Prozent dieser Fremdfinanzierungs-
mittel als Anteil der Bankkredite bzw. Mittel aus 6ffentlichen Wirtschaftsférderungs-
programmen = 0,52 Millionen DM, ergibt Fremdfinanzierungsmittel in Héhe von
insgesamt ca. 3,1 Millionen DM. Hinzuzurechnen ist der Eigenkapitalanteil der
Betriebe, der mit 50 Prozent des Betriebskapitals veranschlagt werden kann, ergibt eine
Gesamtinvestitionssumme von ca. 6,2 Millionen DM.

4 vgl. Bolle, M.: Beschéaftigungs- und Wachstumswirkungen wirtschaftpolitischer Kon-
zeptionen fur Berlin, Projektbericht FSA 79/1, FU Berlin, 1979.
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Die wirtschaftliche Entwicklung
der Donaumonarchie im
19. Jahrhundert

Gedanken zu einem neuen Buch von David F. Good

Eduard Marz

Wir verdanken dem amerikanischen Wirtschaftshistoriker David
F. Good ein neues Buch uber die wirtschaftliche Entwicklung der
Donaumonarchie im 18. und 19. Jahrhundert'. Um es gleich vorwegzu-
nehmen: Das Buch faf3t die Studien und Forschungsergebnisse zweier
Jahrzehnte, in denen eine wahrhaft internationale Forschergemeinde
bemiiht war, die Entstehung und Entwicklung des Kapitalismus in
Osterreich systematisch zu erhellen, in klarer und einpriagsamer Weise
zusammen und vermittelt dartiber hinaus auch einige neue interessante
Erkenntnisse. Aber bevor ich auf diese eingehe, méchte ich das neu
erwachte Interesse an diesem besonderen Zweig der Osterreichischen
Historiographie auf den nachsten Seiten in knapper Form dokumen-
tieren.

Die Geschichte des Friihkapitalismus in Osterreich — ich meine damit
die lange Periode von etwa 1700 bis 1850 — war schon seit langem
Gegenstand eingehender Studien einer groflen Zahl von Historikern
gewesen, unter denen die ,reinen“ Geschichtswissenschaftler die
erdriickende Mehrheit bildeten. Aus einer langen Liste von Namen
seien nur einige wenige Reprasentanten dieses Forschungsgebietes
genannt: Franz Baltzarek, Jerome Blum, Herbert Hassinger, Alfred
Hoffman, Arnost Klima, Gustav Otruba, Karl Pribram, Jaroslav Purs,
Roman Rosdolski, Johann Slokar und Ferdinand Tremel.

In den letzten 20 Jahren hat eine nicht minder zahlreiche Gruppe von
Forschern, die zumeist eine griindliche 6konomische Ausbildung auf-
wiesen, sich der neuen oOsterreichischen Wirtschaftsgeschichte zuge-
wandt, nimlich der wirtschaftlichen Entwicklung der Donaumonarchie

367




im 19. Jahrhundert. Zu etwa der gleichen Zeit erschienen zwei Werke,
die zunéchst nur geringe Aufmerksamkeit erweckten: die Dissertation
von Nachum T. Gross, Industrialization in Austria in the Nineteenth
Century, University of California, 1966; und Eduard Marz, Osterrei-
chische Industrie- und Bankpolitik in der Zeit Franz Josephs I, Wien
1968. Gross, der seine Studie zwei Jahre spéter in einem langeren
Aufsatz (,Austrian Industrial Statistics®, Zeitschrift fir die gesamte
Staatswissenschaft, 1968) zusammenfafte, basierte seine Untersuchung
der industriellen Entwicklung auf einigen industriellen Gesamterhe-
bungen, die vom Zensus des Jahres 1841 ausgingen und mit der
repriasentativen Erhebung der Jahre 1911/13 endeten. Durch Verkniip-
fung dieser Erhebungen, deren Aussagewert allerdings recht unter-
schiedlich bewertet werden mulf3, kam Gross zu einigen neuen und
wichtigen Erkenntnissen:

— Die industrielle Entwicklung der Donaumonarchie setzte zweifellos
bereits vor dem Revolutionsjahr 1848 ein.

— Die sechs Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg stehen im Zeichen
einer starken industriellen Expansion, die von mehreren, mehr oder
minder langen Rezessionsphasen unterbrochen wird.

— Die letzten drei Jahrzehnte der Monarchie sind von einer besonderen
industriellen Dynamik gekennzeichnet.

Meine eigene, oben erwidhnte Studie war bereits in den flinfziger
Jahren entstanden, konnte aber infolge der Ungunst der Verhiltnisse
erst 1968 veroffentlicht werden. Ich hatte allerdings 1965 einige Ergeb-
nisse meiner Arbeit in einem Aufsatz zusammengefalit. (Siehe: ,,Zur
Genesis der Schumpeterschen Theorie der wirtschaftlichen Entwick-
lung*, in: On Political Economy and Econometrics, Essays in Honour of
Oskar Lange, Warschau 1965). Darin und in dem drei Jahre spéter
verdffentlichten Buch machte ich den Versuch, das Kondratieff-
Schumpetersche Entwicklungsschema auf die neuere osterreichische
Wirtschaftsgeschichte anzuwenden. In Anlehnung an diese beiden
Autoren, die die Auffassung vertreten hatten, daf3 die moderne Indu-
striegeschichte durch einige lang andauernde Auf- und Abschwungs-
phasen charakterisiert sei, unterschied ich zwischen drei Entwicklungs-
perioden in der neueren Osterreichischen Wirtschaftsgeschichte:

— Periode 1848 bis 1873, ein von der Ausbreitung des Eisenbahnwesens
getragener Entwicklungsabschnitt, der allerdings durch die lange
Rezession der sechziger Jahre empfindlich abgeschwacht wird.

— Periode 1874 bis 1895, ein von schwéicheren Wachstumsimpulsen
getragener Entwicklungsabschnitt, dessen Anfangsjahre durch eine
grofBe Depression geprigt sind.

— 1896 bis 1913, ein Abschnitt stiirmischen Wachstums, dem der
Aufstieg neuerer Industrien (Elektroindustrie, Chemie, Maschinen-
bau), ferner die rasche stidtische Entwicklung und die militarische
Vorbereitung fiir die kommende kriegerische Auseinandersetzung
zwischen den Grof3méchten zugrundeliegt.

Die von mir vorgeschlagene Periodisierung der letzten Jahrzehnte der
Donaumonarchie hat vier Jahre spéater der 6sterreichische Wirtschafts-
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historiker Herbert Matis in seinem grofl angelegten Werk uber die
wirtschaftliche Entwicklung in den Jahren 1848 bis 1913 tibernommen?.
Wahrend ich das Schwergewicht meiner Untersuchung auf die beson-
deren Beziehungen zwischen dem Mobilbankwesen und der modernen
Industrie legte, war Matis priméar um eine Darstellung der qualitativen
Entwicklung der dsterreichischen Industrie und der fiir diese charakte-
ristischen Organisationsformen bemiiht. Er hat, gemeinsam mit Karl
Bachinger, in einer spéter publizierten Arbeit diesen Aspekt der Ent-
wicklung noch griindlicher bearbeitet®. Es soll gleichsam im Vorbeige-
hen vermerkt werden, dafl die Untersuchungsmethoden der zuletzt
genannten Autoren sowie anderer, dem zentraleuropdischen Raum
entstammender, Historiker* durch die besondere Berticksichtigung
institutioneller Momente gekennzeichnet sind, wihrend dies fiir die
hauptsidchlich aus den Vereinigten Staaten kommende ,,quantitative
Schule in weit geringerem Mafe gilt. Von dieser soll im folgenden
hauptsichlich die Rede sein.

Nachum T. Gross, der heute an der Universitiat von Jerusalem lehrt,
mul} als der Initiator der quantitativen Schule der neueren &sterrei-
chischen Wirtschaftsgeschichte angesehen werden. Aber Gross hat sich
eine skeptische und distanzierte Haltung gegeniiber seinen eigenen
Forschungsergebnissen bewahrt, da er die Dirftigkeit und Unverlif-
lichkeit der industriellen Zensusdaten — insbesondere jener, die vor
dem Jahre 1880 erhoben worden waren — nur zu gut kennt. Die gleiche
Zuruckhaltung ist jedoch nicht fur die meisten seiner amerikanischen
Kollegen charakteristisch, die sich seit dem Erscheinen seiner Pionier-
studie um den weiteren Ausbau der quantitativen Schule bemiiht
haben. Dies mag damit zusammenhidngen, dall amerikanische
Geschichtsforscher dazu tendieren, die singulidren Entwicklungsziige
ihrer eigenen Wirtschaft recht undifferenziert auch auf andere Konti-
nente und Lénder zu Ubertragen. Die Legende von der Dynamik des
freien Marktes und des freien Unternehmertums, die auch im Hinblick
auf die Entwicklung der amerikanischen Wirtschaft stirker hinterfragt
werden miifite — man denke bloB an die Bedeutung des protektionisti-
schen Zollsystems nach dem Ende des amerikanischen Biirgerkrie-
ges —, hat die Denkweise insbesondere der jlingeren Generation der
Gesellschaftswissenschaftler in den USA auf das nachhaltigste geprigt.

Der erste, der in den Fulfistapfen von Nachum Gross folgte, war
Richard Rudolph von der Universitit von Minnesota. Rudolph konstru-
ierte einen Index der industriellen Produktion, der das Wachstum der
industriell-gewerblicheen Erzeugung in Osterreich von 1830 bis 1913
dokumentieren sollte’. Weitere amerikanische ,,Cliometriker” (um den
in Amerika tiblichen Namen der quantitativen Schule zu gebrauchen)
sind Thomas Huertas®, John Komlos’, Eddie Scott® und der bereits oben
erwahnte David F. Good. In jiingster Zeit haben auch zwei Osterreicher,
Roman Sandgruber® und Alois Mosser"” bedeutende Beitrige veréffent-
licht, die der quantitativen Schule zugerechnet werden miissen.
SchlieBlich mufl auch der bekannte osterreichische Statistiker und
Volkswirt Anton Kausel genannt werden, dem wir eine fundierte
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Schatzung des osterreichischen Volkseinkommens in den Jahren 1830
bis 1913 verdanken'.

Es ist natiirlich unméglich, im Rahmen eines Aufsatzes auf die
Ergebnisse der oben genannten Studien im einzelnen einzugehen.
David F. Good hat uns jedoch mit seinem vor kurzem (1984) erschiene-
nen Buch, The Economic Rise of the Habsburg Empire, das ich
eingangs bereits erwidhnt habe, eine ausgezeichnete Zusammenfassung
der wichtigsten Forschungsergebnisse der quantitativen Schule vorge-
legt, so daBl eine vorldufige Gesamtwertung der bisher geleisteten
Arbeit nunmehr moglich wird. Ich méchte an Hand von drei Problem-
kreisen die Resultate der amerikanischen Cliometriker mit den dlteren
Lehrmeinungen kontrastieren: die wirtschaftliche Entwicklung im Vor-
maérz, die Bedeutung des Revolutionsjahres 1848 und der sich daran
anschlieenden neo-absolutistischen Regierungsphase und das Pro-
blem der Periodisierung der wirtschaftlichen Entwicklung 1848 bis
1913. Zunéchst sei jedoch eine kurze methodologische Vorbemerkung
gestattet.

Good ist der einzige unter den amerikanischen Cliometrikern, der
sich explizit mit Fragen der Methodik beschaftigt. Er 1a3t dabei eine
kritische Distanz gegentiber der marxistischen Geschichtsinterpreta-
tion erkennen, aber sein eigenes — im Anschlufl an Simon Kuznets
entwickeltes — Begriffsschema enthilt wesentliche Elemente des histo-
rischen Materialismus. So unterscheidet Good zwischen drei konstituti-
ven Merkmalen in seiner Analyse der Maria-Theresianischen
Geschichtsphase: ,,dem technologischen Moment (der niachsten Quelle
des langfristigen Wachstums des Ausstofles pro Kopf der Bevolkerung),
der strukturellen Verlagerung der Volkswirtschaft von der Landwirt-
schaft in andere Bereiche und dem institutionellen Wandel, verkorpert
in der Verdrangung der feudalen Produktionsverhéltnisse durch kapi-
talistische Produktionsverhiltnisse (siehe Seite 28).* Man ist versucht
zu fragen, was Good als die ,,differentia specifica* seines Begriffssche-
mas ansieht und worin sich dieses von dem bekannten Basis-Uberbau-
Modell abhebt? Aber vielleicht sollte man mit Good nicht allzu streng
ins Gericht gehen, hatte doch lange vor ihm der Nobelpreistrager Sir
John Hicks erkléart: ,,Die meisten von jenen (die den Versuch unterneh-
men, die geschichtlichen Entwicklungslinien zu bestimmen) sind
gezwungen, die Marxschen Begriffskategorien zu verwenden, oder eine
modifizierte Version dieser Kategorien, da es so wenig alternative
Moglichkeiten gibt. Es bleibt jedoch ein auBlergewoéhnliches Faktum,
daB hundert Jahre nach dem Erscheinen des Kapital. .. sich so wenig
anderes anbietet®.

Ich komme nun zum ersten der zu untersuchenden Problemkreise:
Wie ist im Lichte der oben versuchten begrifflichen Klirung die Periode
des Vormairz (1815 bis 1848) zu beurteilen? Lange bevor die amerikani-
schen Cliometriker in Erscheinung traten, war es klar, daf3 die Anfdnge
des Fabrikszeitalters in die Zeit des Vormaérz fallen. So meint Johann
Slokar, dem wir eine bahnbrechende Studie liber den 6sterreichischen
Frihkapitalismus verdanken, daB die Grundlagen fiir die Ara der
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GrofBlindustrie in den spéiten dreifliger Jahren des 19. Jahrhunderts

geschaffen wurden®. Und Jerome Blum, den auch Good zitiert, fligt

hinzu, daB ,in diesen Jahren die neuen Technologien und Organisa-
tionsformen eingefiihrt wurden, Wurzeln schlugen und zu wachsen
begannen'. Schlieflich sei noch Nachum Gross zitiert, der die Zeit des

Vormairz charakterisiert sieht durch die Begrenztheit und das langsame

Wachstum des Kohlekonsums. Modernisierung auf der Basis der Kohle

kam erst nach der Revolution des Jahres 1848".

Good meint nun, gestlitzt auf die statistischen Untersuchungen
insbesondere von Rudolph und Komlos, daBl es sich in den frithen
dreifliger Jahren nicht um bescheidene Anfinge handelt, sondern, daf3
das Fabrikssystem in einigen Industriezweigen, namentlich in der
Baumwoll- und Schafwollindustrie sowie in der Montanindustrie, zu
dieser Zeit zu einem Hoéhenflug antrat, der die Ara des sich-selbst-
tragenden, ununterbrochenen industriellen Wachstums in die Wege
leitete. Good sagt wortlich: ,,Aus dieser Sicht betrachtet, weist die
quantitative und qualitative Evidenz den Vormarz als eine Zeit aus, da
die Elemente modernen 6konomischen Wachstums miteinander ver-
schmolzen und einen Trend des rapiden, kontinuierlichen und auf-
wairtsflihrenden Wachstums in den westlichen Léndern der Habsburg-
Monarchie in Bewegung setzten'.“ Welches ist die ,,Evidenz“, die Good
fir so tiberzeugend halt?

Es sei konzediert, daf3 die soeben genannten Industriezweige, von
einer ungemein niedrigen Basis ausgehend, sich in den zwei Jahrzehn-
ten vor dem Jahre 1848 gunstig entwickelten und dafl auch das
Eisenbahnwesen in dieser Zeit in Osterreich seinen Einzug hielt. Aber
diese Feststellung mufl in einigen bedeutsamen Punkten qualifiziert
werden:

— Der moderne Fabriksbetrieb biirgerte sich nur in den Baumwoll- und
Schafwollspinnereien ein und erfolgte, von wenigen Ausnahmen
abgesehen, auf der Basis des hydraulischen Antriebs. Die stationéare,
d. h. betrieblich eingesetzte Dampfmaschine war 1848 noch immer
ein relativ seltenes Symbol des technischen Fortschritts".

— Das Wachstum der Produktion in der Montanindustrie, zweifellos
ausgelost durch die Fortschritte im Eisenbahnwesen, bewegte sich im
Rahmen der alten Technologien. Sieht man von der noch immer
vereinzelten und experimentellen Verwendung des Puddelprozesses
ab, so blieben die englischen Erzeugungsmethoden auf diesem
Gebiet weitgehend unbekannt.

— Nach einem frihen Start auf dem Sektor des Eisenbahnwesens in den
dreifliger Jahren vollzog sich der weitere Fortschritt ungemein
schleppend und war mehr von militdrischen als von wirtschaftlichen
Gesichtspunkten bestimmt.

— Den Fortschritten auf den Gebieten der Baumwoll- und Schafwoll-
produktion mufl die lang anhaltende Stagnation des damals bedeu-
tendsten Sektors der Textilindustrie, ndmlich der Leinenerzeugung
gegenubergestellt werden. Um dem Leser ein Bild von den Gréf3en-
verhéiltnissen zu Beginn der Industrialisierungswelle zu geben: ,,1816
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waren von 27,613.000 Einwohnern der Gesamtmonarchie . . . 1,200.000

Menschen in der Leinen-, 300.000 in der Woll-, 110.000 in der Seiden-

und 100.000 in der Baumwollproduktion beschiftigt®.” Das bedeutet,

daBB mehr als 70 Prozent aller in der Textilindustrie beschiftigten

Personen auf die Leinenindustrie entfielen. Uber die weitere Ent-

wicklung der Leinenerzeugung erfahren wir aus der gleichen Quelle:

,Mit dem Aufstieg der Baumwollindustrie konnten die tbrigen

Zweige der Textilindustrie nicht Schritt halten. Wahrend die Mecha-

nisierung der Baumwollspinnerei buchstéblich mit einem Schlag die

Handspinnerei tberflissig machte, hielt sich das Verlagssystem in

den anderen Sparten der Textilproduktion, besonders in der Leinen-

herstellung, wesentlich ldnger. Das qualvoll langsame Absterben
dieser veralteten Produktionsweise und der Druck der auslédndischen

Konkurrenz fithrten zu furchtbarer Verelendung der in dieser Hausin-

dustrie Beschéaftigten™.

Die merkantilistische Wirtschaftspolitik Maria-Theresias und
Joseph II. hatte die erste grofle Modernisierungswelle in der &sterrei-
chischen Volkswirtschaft zur Folge gehabt. Dem Zeugnis einiger kom-
petenter Wirtschaftshistoriker geméaf3 war es diesen Herrschern gelun-
gen, aus Osterreich ein fiir die damalige Zeit machtvolles Gebilde zu
schaffen®. Das Bild, das sich dem Betrachter zu Mitte des 19. Jahrhun-
derts darstellt, sieht wesentlich ungilnstiger aus. Zu dieser Zeit wiesen
die Staaten des Deutschen Zollvereins gegeniiber Osterreich einen
deutlichen Entwicklungsvorsprung auf. Nach Schéatzungen von
Nachum Gross auf der Grundlage des ersten Industriezensus aus dem
Jahre 1841 betrug in diesem Zeitpunkt das Pro-Kopf-Einkommen
Osterreichs etwa 75 Prozent des deutschen®. Paul Bairoch zufolge
erreichte um 1840 das durchschnittliche Einkommen in Osterreich etwa
80 Prozent des deutschen Wertes®. Osterreichs relative Stellung im
Geflige der west- und zentraleuropaischen Wirtschaft hatte sich zweifel-
los in der Ara des Vormairz bedeutend verschlechtert.

Good mag nun einwenden, daB der Umstand, daB Osterreich im
Vormiérz hinter seinem deutschen Nachbarn, und nicht blof3 hinter
diesem, immer mehr zuriickfiel, nicht notwendigerweise die Mdglich-
keit ausschlieBt, daB der Durchbruch an der industriellen Front, im
Rostowschen Sinne®, gerade in diese Jahrzehnte fiel. Aber auch die
beiden anderen Kriterien, die, wie wir gesehen haben, Good zur
Charakterisierung einer sozio-6konomischen Periode heranzieht, lassen
es als zweifelhaft erscheinen, dal der Vormaérz als eine Zeit der
radikalen industriellen Transformation bewertet werden darf. Betrach-
ten wir zunichst das zweite Goodsche Kriterium, die Verlagerung des
Arbeitskriftepotentials von der Landwirtschaft zur Industrie.

Die Daten, mit denen Good seine These von dem industriellen
Durchbruch im Vormérz untermauern mochte, miissen als besonders
dirftig bezeichnet werden und lassen daher kaum eine generalisierende
Feststellung zu. Unter Berufung auf Sandgruber fiihrt er zuniachst an,
daB die in der Landwirtschaft titige Bevolkerung ungefidhr 75 Prozent
der gesamten aktiven Bevélkerung im Jahre 1790 betrug und daf} ihr
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Anteil 72 Prozent im Jahre 1850 ausmachte. Good meint, da3 man
daraus keine weitreichenden Schliisse ziehen diirfe, da das Gesamtge-
biet, auf das sich diese Daten beziehen, auch die groflen unterentwickel-
ten Regionen, wie Galizien, Dalmatien und die Bukovina, einschlief3t.
Er héilt die Daten fiir das Kronland Béhmen fiir mehr aussagekriftig,
vermag aber nur drei Angaben flir weit auseinanderliegende Zeitpunkte
zu machen: Der Anteil der Landwirtschaft an der gesamten aktiven
Bevolkerung fiel diesen Berechnungen zufolge in Béhmen von 78 Pro-
zent in 1756 auf 64 Prozent in 1848 und schlieBlich auf 49 Prozent in
1869. (Vergl. S. 4748) Wie man sieht, kann man aus diesen Daten
keinerlei Anhaltspunkte fur die zwei kritischen Jahrzehnte vor dem
Revolutionsjahr 1848 gewinnen. Es mul} daher befremden, wenn Good
aus diesen fragmentarischen Angaben eine Bestidtigung fir seine These
von einem tiefreichenden strukturellen Wandel im Vormaérz ableitet.

Gibt es andere, indirekte Indizien, die geeignet wiren, die Vermutun-
gen Goods zu stitzen; ich flirchte, dal die wenigen zuséatzlichen
fragmentarischen Daten den gegenteiligen Schluf3 nahelegen. Ich habe
oben auf die groBe quantitative Bedeutung der Leinenindustrie zu
Anfang des 19. Jahrhunderts hingewiesen. Gemall den ,Tafeln zur
Statistik der dsterreichischen Monarchie* fiir das Jahr 1841 gab es zu
diesem Zeitpunkt nur mehr 200.000 Flachspinner. Seit den zwanziger
Jahren war demnach eine katastrophale Schrumpfung in diesem
Erwerbszweig eingetreten. Berticksichtigt man, daB3 die Einfiihrung der
mechanischen Baumwollspinnerei auch ein Massensterben unter den
zahlreichen Handspinnern in diesem Industriezweig bewirkt haben
mull, kann man kaum umbhin, aus diesen beiden Umstidnden auf eine
starkere Hinwendung eines Grofteils der aktiven Bevéolkerung zu einer
rein agrarischen Lebens- und Arbeitsweise zu schlief3en.

Wenden wir uns nun dem dritten Goodschen Kriterium zu, der Ablose
der feudalen Produktionsverhiltnisse durch mehr neuzeitlich kapitali-
stische Verhiltnisse. Mit der josephinischen Reform hatte Osterreich
einen flihrenden Rang unter den gesellschaftspolitischen Neuerern in
West- und Zentraleuropa erlangt. Unter den Nachfolgern Franz und
Ferdinand war der Reformeifer der Krone praktisch auf den Nullpunkt
gesunken. Diesem ziemlich allgemein akzeptierten Geschichtsbild hélt
Good entgegen, dal3 es in dieser Zeit zu einem Ausbau der hoheren
technischen Lehranstalten kam und dal} diese einen entscheidenden
Einfluf3 auf den Industrialisierungsprozef3 im Vormarz ausiibten®*. Auch
die Einflihrung eines Patentgesetzes im Jahre 1810 und dessen Erweite-
rung zehn Jahre spater werden als Beispiele fur den Reformwillen des
Ancien régimes angefluhrt®.

Es ist Good sicherlich nicht unbekannt, dall eine GroBmacht vom
Range Osterreichs schon aus Griinden militarischer Natur gezwungen
war, hohere technische Lehranstalten zu unterhalten und daB die
napoleonischen Kriege die Riickstidndigkeit der Donaumonarchie auch
auf diesem Gebiete schonungslos entlarvt hatten. Freilich tat auch die
in den besten josephinischen Traditionen erzogene Biirokratie so
manches, um die wirtschaftliche Lebensfiahigkeit ihres Landes trotz der
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ungiinstigen Ambience des Vormaérz nach Tunlichkeit zu bewahren.
Aber auch sie vermochte nichts daran zu &ndern, dal3 die Lebensfragen
der Nation — die Weiterfiihrung der Bauernbefreiung, der Abschluf3 der
wirtschaftlichen Einigung des Landes, der Ersatz der josephinischen
Verbotsgesetze durch einen liberalen Zolltarif, die Uberfillige Auflé-
sung des moribunden Zunftsystems — in den Jahrzehnten der Metter-
nichschen Stagnation ungelost blieben. So muf3te der Hofkammerprasi-
dent Kiibeck, der den zihen Kampf der 6sterreichischen Buirokratie um
eine liberale Wirtschaftspolitik sehr wohl kannte, bei seinem Amtsan-
tritt im Jahre 1840 Metternich gegeniiber die folgende diplomatisch
verbrimte, jedoch unverkennbar resignierte Feststellung machen: ,,Die
osterreichische Regierung hat in dem Bereiche der Industrie und des
Handels wohl verwaltende Maximen und darauf gegriindete gesetzliche
Bestimmungen und MaBregeln befolgt, aber eine ausgesprochene,
positiv festgesetzte Richtung ihrer Politik fehlt allerdings in diesem
wichtigen Zweige®.“

Konnen die von der quantitativen Schule angeftihrten Argumente als
hinreichend fir die Bewertung der letzten Jahrzehnte des Vormaérz im
Sinne eines ,,take-off* erachtet werden? Keine der von Good ins Treffen
gefiihrten Kriterien fur die Kennzeichnung einer bestimmten sozio-
okonomischen Entwicklungsphase scheinen auf die dreifliger und
vierziger Jahre anwendbar. Dem steilen Aufstieg der Baumwoll- und
Schafwollindustrie steht das Siechtum des Leinengewerbes gegentuiber,
ein Umstand, der in den von Good, Komlos und Rudolph kompilierten
industriellen Wachstumskurven unberiicksichtigt bleibt. Der moderne
Fabriksbetrieb, der auf der Anwendung der Dampfkraft beruht und
eine Konzentration der Massenproduktion in stddtischen Zentren
ermoglicht, steckte noch in den frithen Anfiangen. Und auch im Berg-
bau und in der Metallurgie waren die in England entwickelten Techno-
logien noch weitgehend unbekannt. Schliellich war nur in Béhmen
und Niederosterreich eine erkennbare Verlagerung der erwerbstitigen
Bevolkerung von der Landwirtschaft zur Industrie im Gange, aber
selbst in diesen Regionen war der Giberwiegende Teil der arbeitenden
Menschen noch in der Landwirtschaft tatig.

Die Revolution des Jahres 1848 zeigte, wieviel an revolutionidrem
Elan, an sozialer Unrast und an kritischem Potential sich in den Jahren
der Metternichschen Repression angesammelt hatte. Und doch sollten
wir den Fehler vermeiden, nach einem auf klaren gesellschaftspoliti-
schen Zielvorstellungen basierenden Reformgeist unter den breiten
Massen zu suchen, die sich in Wien und in anderen westlichen Indu-
strierezentren hinter dem Banner der Revolution zusammenballten.
Uber die furchtbare existentielle Not, die die frithe industrielle Revolu-
tion in den Industrieregionen ausgelost hatte, besitzen wir eindeutige
und tberzeugende Augenzeugenberichte. So schreibt Ernst Violand,
dieser Feuergeist und spatere Chronist des Revolutionsjahres, tiber die
Agonie des Wiener Proletariats in den dreifliger und vierziger Jahren:

,,Die Folge der furchtbaren Zustidnde der abhingigen Arbeiterklasse
war, wenigstens in Wien, grenzenlose Inmoralitit und sittliche Verkom-
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menheit. Ganze Vorstadte, wie Thury, Liechtenthal, Alt-Lerchenfeld,
Strozzischer Grund, Margarethen, Hundsturm, Neue Wieden, Funf- und
Sechshaus, wimmelten von ausgehungerten, zerlumpten Arbeitern,
und abends erfiillten die unglicklichen Madchen der Fabriken in dem
jugendlichsten, selbst kindlichen Alter die Glacien und den Stadtgra-
ben, um fiir einige Groschen jedem dienstbar zu sein . .. Das schauder-
volle Elend dieser Fabrikssklaven, namentlich im Winter, ging in das
Unglaubliche, und doch waren sie tberglicklich, wenn sie nur nicht
ihren Verdienst verloren; denn dann blieb ihnen nichts tlibrig, als zu
verhungern oder zu stehlen. Es gab viele brotlose Menschen, welche
fast ohne Bekleidung sowohl im Sommer als im Winter sich des Tages
hindurch in den Unratkanilen aufhielten und des Nachts, um frische
Luft zu schépfen und etwas zu erwerben und zu genieB3en, Einbriche
und Raubanfille begingen und sich dann im Prater oder in elenden
Kneipen herumtrieben®.*

Ein letztes Wort tiber das geistige und moralische Elend des Vormaérz,
das die wenigen Tausenden rebellischen Studenten, aber kaum ihre
gesetzteren Viter und Grofivater, zu ihrem abortiven Aufstand gegen
das Ancien régime veranlaf3t haben mag. Die Misere dieser Zeit wird
vielleicht nirgends so manifest wie im &sterreichischen Justizsystem,
das Joseph II. unter dem Einflul der Aufklirung zu reformieren
versucht hatte. Im Jahre 1776 schaffte er die Folter ab und erteilte 1781
die geheime Weisung, die Todesstrafe nicht mehr zu vollziehen. An
Stelle der Todesstrafe sollten die Kettenstraflinge zu niitzlicher 6ffentli-
cher Arbeit angehalten werden. Aber schon im Jahre 1803, also ein
Dutzend Jahre nach dem Tode des groflen Kaisers und seines Bruders
Leopold wurden die obigen Reformen riuckgéangig gemacht. Wie Edith
Sauer auf dem Symposium ,Justiz und Zeitgeschichte* (Wien 1985)
berichtete, war die osterreichische Strafrechtspflege im Biedermeier

| mit ihren Spielberg-Greueln ein europaischer Skandal. Erst 1848 wur-
den die Ausstellungen auf der Schandbiihne, die Brandmarkung und
die Ziichtigung mit Stock- und Rutenstreichen aufgehoben und die
Strafarbeit der Kettenstriflinge in der Offentlichkeit endgiiltig beendet.
Wie man sieht, gab es eine gewisse, nicht vollig unplausible Beziehung
zwischen der primitiven friithkapitalistischen Basis des Vormaéarz und
den barbarischen Institutionen seines ,,Uberbaues®.

Aber die Wortfiihrer des 6sterreichischen Blirgertums, die in dem im
Jahre 1839 gegriindeten Niederdsterreichischen Gewerbeverein und in
den wenigen, behordlich tolerierten Politischen Lesezirkeln zu einem
gelegentlichen Gedankenaustausch zusammenkamen, durften die Note
der ,,misera plebs“ nur wenig bekiimmert haben. Auch hatten sie sich
hinter den fast untibersteigbaren und im josephinischen Verbotssystem
legal verankerten Zollschranken eine mehr oder weniger behagliche
Existenz eingerichtet und verlangten so nach mafgeschneiderten, mit
dem Fortbestand des absolutistischen Systems durchaus harmonisier-
baren Reformen. Dazu kam, dal3 sie sehr bald erkannten, dal} weitge-
hende demokratische Forderungen dazu angetan waren, die Existenz
des Vielvélkerstaates ernstlich zu gefahrden. Es wurde klar, sehr bald
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nach den ersten schweren Erschiitterungen der Marztage, dafl das
Ruhebediirfnis der Bourgeoisie ihren Willen zur gesellschaftspoliti-
schen Erneuerung bei weitem tiberwog. Schon friither hatte der bei
weitestem begabteste literarische Exponent des gehobenen Burger-
tums diesem Ruhebedtirfnis den folgenden geradezu klassischen Aus-
druck verliehen:

Eines nur ist Glick hienieden,

Eins: des Inneren stiller Frieden

Und die schuldbefreite Brust:

Und die GroBe ist gefahrlich,

und der Ruhm ein leeres Spiel;

Was es gibt, sind nicht’ge Schatten,

Was er nimmt, es ist so viel:

(Aus: Franz Grillparzer, Der Traum ein Leben.)

Wir haben gesehen, da3 das Trio Good, Komlos und Rudolph in den
dreiBBiger und vierziger Jahren den Ausgangspunkt der Industriellen
Revolution in Osterreich zu erkennen glauben und daf sie mit diesem
Ereignis tiefreichende strukturelle Verdnderungen assoziieren. Da
diese Autoren keine adidquaten, d. h. diese Wandlungen auslésenden
und begiinstigenden institutionellen Reformen anzugeben vermogen,
so ist ihre implizite Annahme zweifellos die, dafl das freie Spiel der
Marktkrifte — Adam Smith’s ,unsichtbare Hand“ — dieser groflen
Transformation zugrundeliegt. Aus dieser Sicht ist es nur logisch, dem
Revolutionsjahr 1848 keine nennenswerte gesellschaftspolitische
Bedeutung zuzuschreiben. Diesen Schlufl hat auch Rudolph — unter-
stiitzt von Good, wie wir aus dem Buch des letzteren erfahren —
expressis verbis gezogen®. Sehen wir zu, ob die Revolution von 1848 nur
viel Getose hervorrief, aber wenig motorische Kraft besal.

Es sei natiirlich nicht bestritten, daf3 die Revolution nur einen kurzen
Atem besal3 und dal3 das absolutistische System, nun als Neo-Absolutis-
mus deklariert, nach Niederschlagung der Erhebungen, hiiben und
driiben der Leitha, fester im Sattel zu sitzen schien als je zuvor. Aus
Geschichtsbiichern élteren Typs gewinnt man sogar den Eindruck, daf3
sich die Dinge seit dem Vormérz woméglich noch zum Schlechteren
gewendet hitten: Die ,Klerikalisierung” des offentlichen Lebens, die
allgegenwiirtige Priasenz des Polizei- und Spitzelapparats und der
quichotische Versuch der uniformen Verwaltung des Riesenreiches
schienen die markantesten Zilige des ,neuen“ Regierungsstils. Aber
man hat den Neo-Absolutismus auch mit dem schmeichelhaften Attri-
but der ,,Revolution von oben“ bedacht. Wie ist dieser seltsame Wider-
spruch zu erkliaren?

Albert O. Hirschmann hat in einem brillanten Artikel* darauf auf-
merksam gemacht, dafl wir Karl Marx zwei Thesen hinsichtlich der dem
Kapitalismus innewohnenden Entwicklungstendenzen verdanken: Die
erste der beiden Tendenzen — der Hang des Kapitalismus zur Selbstzer-
storung — ist so allgemein bekannt, dal3 sie hier keines Kommentars
bedarf. Die zweite Tendenz, die Hirschman die ,,feudal-shackles“ These
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genannt hat, sei mit dem folgenden Zitat aus dem Vorwort zum Kapital
belegt:

.Wo die kapitalistische Produktion vollig bei uns eingebtirgert ist,
z. B. in den eigentlichen Fabriken, sind die Zustinde viel schlechter als
in England, weil das Gegengewicht der Fabrikgesetze fehlt. In allen
anderen Sphéaren quélt uns, gleich dem ganzen tlibrigen kontinentalen
Westeuropa, nicht nur die Entwicklung der kapitalistischen Produk-
tion, sondern auch der Mangel ihrer Entwicklung. Neben den modernen
Notstinden driickt uns eine ganze Reihe vererbter Notstinde, entsprin-
gend aus der Fortvegetation altertimlicher, Giberlebter Produktionswei-
sen, mit ihrem Gefolg von zeitwidrigen, gesellschaftlichen und politi-
schen Verhiltnissen. Wir leiden nicht nur von den Lebenden, sondern
auch von den Toten. Le mort saisit le vif*.“

Der ,,Mangel der Entwicklung®, von dem Marx spricht, ist auch die
tiefere Ursache fiir ein Phinomen, das wir den ,,begrenzten Emanzipa-
tionswillen“ der deutschen, und im tbrigen auch der ésterreichischen,
Bourgeoisie nennen kénnen. Das erst aus den Eierschalen seiner
feudalen Existenz entstiegene kapitalschwache und zahlenmdaBig
begrenzte Kleinbiirgertum war weder fahig noch bereit, die politisch
fiihrende Rolle im Staate zu Gbernehmen. Engels hat das tragische
Dilemma dieses plotzlich zur flihrenden Rolle aufgerufenen Blurger-
tums mit den folgenden treffenden Worten charakterisiert:

»Wo immer ein bewaffneter Zusammenstof zu einer ernstlichen Krise
fithrte, waren die Kleinbuirger entsetzt tiber die gefahrvolle Lage, in die
sie geraten; entsetzt Giber das Volk, das ihren gro3sprecherischen Ruf zu
den Waffen ernst genommen; entsetzt tiber die Macht, die ihnen
aufgezwungen; entsetzt vor allem tiber die Folgen der Politik, auf die sie
sich notgedrungen eingelassen, fir sich selbst, fiir ihre gesellschaftliche
Stellung, fur ihren Besitz*.“

Das neo-absolutistische Regime begriff recht bald, daf3 gewisse, allzu
lange aufgeschobene Reformen nicht blof3 im Interesse ihres servilen
buirgerlichen Juniorpartners durchzufiihren seien, sondern auch — und
dies vor allem — im eigenen, wohlverstandenen Lebensinteresse. Barry
Supple hat in einem ausgezeichneten Aufsatz zwischen zwei Arten von
Reformen unterschieden, mit deren Hilfe der embryonale buirgerliche
Staat den Transformationsprozefl vom Feudalismus zum Kapitalismus
entscheidend zu beeinflussen vermag: Die eine Reihe von Reformen
zielt auf die Beseitigung der bestehenden feudalen Schranken ab und
die zweite befordert die Errichtung einer tragfihigen kapitalistischen
Infrastruktur. Es ist nttzlich, die Mallnahmen des neu etablierten
absolutistischen Regimes, das sich zumeist begabter burgerlicher
Handlanger bediente, unter diesen zwei Gesichtspunkten zu be-
trachten®.

Zur ersten Gruppe von MafBlnahmen zéhlt vor allem die Bauernbefrei-
ung, mit der das Werk Josephs II. nach mehr als einem halben Jahrhun-
dert des Hinhaltens und Hinauszoégerns endlich zu Ende gefiihrt wurde.
Unser Trio mifBt dieser Reform nur geringe 6konomische Bedeutung
bei, da sie nicht von einer sprunghaften Erhéhung der Arbeitsprodukti-
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vitit in der Landwirtschaft begleitet war. Die rein quantitative Bewer-
tung einer befreienden Tat von dieser gesellschaftspolitischen Trag-
weite zeigt die beklemmende geistige Enge, mit der heute Geschichtsin-
terpretation in den USA betrieben wird. Ich moéchte auf das ,,Produkti-
vititsargument“ weiter unten néher eingehen.

Auch die Beseitigung der Zollschranken zwischen Osterreich und
Ungarn, die 1851 vollzogen wird und den JahrhundertprozeB der
wirtschaftlichen Integration der Monarchie zum Abschlufl bringt, tragt,
wenn wir Komlos folgen dirfen, nur recht geringfiugig zur Steigerung
des Handels zwischen den beiden Reichshailften bei.

Komlos fiihrt dies hauptsdchlich auf den Umstand zurtick, daf3 die
Handelsschranken auf beiden Seiten relativ niedrig waren. Er schéatzt,
daB osterreichische Giiter einem ad-valorem-Tarif unterworfen waren,
der sich fiir das Gros der nach Ungarn exportierten Waren zwischen 2
bis 4 Prozent bewegte. Umgekehrt unterlagen ungarische Exporte nach
Osterreich einer Abgabe, die eine Bandbreite von 8 bis 11 Prozent
besall. Allerdings betrug der Spitzentarif flir manche Waren tiber
40 Prozent, was sich naturlich fiir manche ungarische Produkte prohibi-
tiv auswirkte. Komlos kommt dann zu dem nach dem bisher Gesagten
nur wenig tiberraschenden Ergebnis, dafl die unmittelbaren Folgen der
Aufhebung der Zollschranken zwischen den beiden Reichshilften
quantitativ nicht sehr ins Gewicht fallen®.

°  Aber es bedarf, wie ich glaube, keiner besonders komplizierten
Erwagungen, um das relativ geringe Ausmalf der kurzfristigen Auswir-
kungen der Aufhebung der letzten internen Handelshindernisse zu
begreifen. Denn die wirtschaftliche Integration der Monarchie krankte
vor allem an dem Mangel zweier wichtiger Einrichtungen der Infra-
struktur, an einem effizienten Transportwesen, fiir das im Vormaérz nur
fragmentarische Anséitze geschaffen worden waren, und an einem
modernen Banksystem, das eine weitere unerldBliche Voraussetzung
fir die Bewegung und den Austausch von Massengtitern bildet. Die
Beseitigung von Zollschranken, ob diese niedrig oder hoch, vermochte
nur wenig zu bewirken, solange diese positiven Mafinahmen zur Inten-
sivierung des binnenwirtschaftlichen Waren- und Kapitalverkehrs nicht
getroffen worden waren. Der entscheidende Beitrag des neo-absolutisti-
schen Systems zum Aufbau einer tragfihigen kapitalistischen Infra-
struktur muf} spater eingehender beschrieben werden.

Die dritte wichtige antifeudale ,EntrimpelungsmaBBnahme* der
,Revolution von oben“ (neben der Bauernbefreiung und der binnen-
wirtschaftlichen Integration) war die Einfiihrung einer liberalen Gewer-
beordnung im Jahre 1859, womit dem moribunden Zunftsystem der
Todessto gegeben wurde. Interessanterweise wird diese Mafinahme,
die die weitestgehende berufliche Mobilitit — und damit auch die rasche
Eingliederung der mobil gewordenen bauerlichen Bevélkerung in die
rasch wachsenden urbanen Zentren — gesetzlich festschreibt, von David
Good und seinen zwei amerikanischen Kollegen kaum erwihnt. Hein-
rich Waentig sieht dagegen in dieser Malnahme ,,das Angeld, das der
absolute Staat der in dunklem Drange nach politischer Herrschaft
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strebenden Bourgeoisie zu bieten hatte*.” Die neue Gewerbeordnung
ist nicht allein unter dem Gesichtspunkt der maximalen beruflichen
Freiziigigkeit zu sehen, sondern auch unter dem Aspekt der totalen
Entrechtung des sich langsam formierenden Fabriksproletariats, dem
jeder Versuch der gewerkschaftlichen Notwehr untersagt wird®.

Die bei weitem bedeutendste antifeudale MaBBnahme war natirlich
die von mir bereits erwahnte Bauernbefreiung. Sie sicherte dem Bauern
nicht blof die freie Verfligbarkeit tiber den von ihm bearbeiteten Grund
und Boden, sondern gewédhrte ihm auch die vollen, von keiner feudalen
Oberschicht zu schmalernden staatsbilirgerlichen Rechte. Es war die
einzige wahrhaft revolutionire Errungenschaft des Jahres 1848, der im
tibrigen die ausdriickliche Billigung seitens des Herrscherhauses zuteil
wurde, das sich dartiber im klaren war, daf3 mit dieser Maflnahme ein
entscheidender Eingriff in sozusagen geheiligte Eigentumsrechte und
Standesvorrechte erfolgte. Auf diese Weise gelang die ,,Neutralisierung*
der Bauernschaft zu einem friihen Zeitpunkt der Revolution, deren
Exponenten fortan dem Garungsprozef3 in den Stiadten mit verschrank-
ten Armen gegeniiberstanden. Auch der Umstand, da3 das Haus
Habsburg bauerliche Armeen gegen die verschiedenen Revolutions-
herde zu mobilisieren vermochte, hat seine tiefere Ursache in dieser
frithen und radikalen antifeudalen Maf3nahme.

Aber auch die Bauernbefreiung war durch die ,,Revolution von oben*
gepragt. Neben bauerlichem Klein- und Kleinstbesitz, dessen Ertrags-
kraft durch fortgesetzte Erbteilung stetig vermindert wurde, erhielt sich
in weiten Teilen des Landes (insbesondere in Ungarn, Galizien, Bo6h-
men, der Slowakei usw.) ein ausgedehnter Latifundienbesitz, der noch
durch eine vorkapitalistische — und manchmal sogar durch eine antika-
pitalistische — Mentalitidt und Produktionsweise charakterisiert war®.
Dazu kam, dal3 die Bauern in einer Vielzahl von Einzelregelungen eine
Schmailerung, und nicht selten auch eine totale Beseitigung, ihrer
althergebrachten Rechte auf die gemeine Weide und auf die Nutzung
des herrschaftlichen Waldes hinnehmen muflten. Die Bauernbefreiung,
die wir der ,,Revolution von oben* verdanken, schuf so einen freien und
mobilen Bauernstand, dem es jedoch an so gut wie allen notwendigen
Voraussetzungen fiir eine rasche Kommerzialisierung und Modernisie-
rung der Landwirtschaft gebrach. Es ist hauptséichlich dieser Umstand,
der Rudolph (unterstiitzt von Good) zu der folgenden negativen Bewer-
tung der 6konomischen Konsequenzen des Revolutionsjahres 1848
veranlafit: ,,Alles in allem scheint die Revolution des Jahres 1848 in
wirtschaftlicher Hinsicht ebensowenig erfolgreich gewesen zu sein wie
in ihren enttduschenden politischen Manifestationen®.*

Aber diese einseitig negative Einschitzung der o6konomischen
Aspekte von 1848 laft, wie oben bereits angedeutet, vollig auBBer
Betracht die Einrichtungen der Infrastruktur, die vom Neo-Absolutis-
mus — und insbesondere von seinem genialsten Vertreter, dem Finanz-
minister Karl Ludwig v. Bruck - innerhalb einiger weniger Jahre
geschaffen wurden. Es ist kaum eine Ubertreibung zu sagen, daB es in
Osterreich im Verlauf eines knappen Jahrfiinfts zu einer totalen Revolu-
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tionierung des Bank- und Transportwesens gekommen ist. Ich kann im
folgenden nur auf die markantesten Besonderheiten dieser Entwick-
lung eingehen.

Das Bankwesen des Vormirz bestand im wesentlichen aus drei
Institutionen, aus der Nationalbank (gegriindet 1816), aus den Privat-
banken und den Sparkassen. Obwohl die Bankhéuser S. M. Rothschild,
Sina, Arnstein und Eskeles, S. Brandeis-Weikersheim u. a. m. auch das
industriell-gewerbliche Kreditgeschift betrieben - so finanzierten
Rothschild und Sina die ersten, auf dem Dampfbetrieb beruhenden
Eisenbahnlinien —, galt ihr hauptsédchliches Interesse dem Kreditge-
schift mit dem Staate, mit den fiihrenden aristokratischen Familien
und dem finanzkriftigen Privatmann, der in seinen gelegentlichen
Geldnéten der Anlehnung an ein befreundetes privates Bankhaus
bedurfte®. Die Geschiftswelt muBBte im groBlen und ganzen ohne
routinemifBige Bankverbindung auskommen. Sofern sie in extremen
Notfillen eine Uberbriickungshilfe bei einem der privaten Bankhéiuser
anstrebte und fand, so war fur diese eine exorbitant hohe Zinsenlast zu
tibernehmen. Auch die Nationalbank, die von den grof3en Privatban-
kiers dominiert wurde, stand im Normalfall keinem der ,kleinen*
Geschéftsleute zur Verfugung.

In der Zeit nach 1848 kam es zu einer Reihe von bedeutenden
Bankgrindungen, unter denen die spektakuldrste Neugriindung die
der k. k. priv. 6sterreichischen Creditanstalt fiir Handel und Gewerbe
war, eine ,,Universalbank®, die nach dem Muster des von den Briidern
Pereire ins Leben gerufenen Pariser ,,Crédit Mobilier* errichtet wurde.
Die Griindungsgeschichte der Creditanstalt ist wiederholt beschrieben
worden®. Es geniigt hier festzuhalten, daf sie die bei weitem méchtigste
unter den européaischen Kontinentalbanken war, zu deren Kapitalaus-
stattung die den gesamten europidischen Raum umfassende Finanz-
macht Rothschild den Léwenanteil geleistet hatte. Der Umstand, dal
ihre Grindung in die Ara des Neo-Absolutismus fiel, war naturlich kein
Zufall. Finanzminister Bruck hatte hiefiir den Boden durch ein groB3an-
gelegtes finanzpolitisches Sanierungsprogramm bereitet, das die
Gewihr fiir eine allméihliche Gesundung des Staatshaushalts und der
Waihrung zu bieten schien.

Die mit der Griindung der Creditanstalt verkntipften Hoffnungen auf
eine rasche Industrialisierung Osterreichs sollten nicht so bald in
Erfiillung gehen. Die Versdumnisse der napoleonischen Zeit und des
Vormirz konnten nicht in einigen wenigen Jahren wettgemacht wer-
den. Aber mit Hilfe der Creditanstalt und einigen anderen auslandi-
schen Kapitalgebern wurde es moglich, eine rasche Transformation des
Verkehrswesens zu bewerkstelligen. Das Eisenbahnnetz wuchs im
Jahrzehnt des Neo-Absolutismus in der dsterreichischen Reichshélfte
von 1300 auf 3000 km und in der ungarischen von kimmerlichen 200 auf
1700 km. Mit Recht hat Herbert Matis gemeint, da die Eisenbahn in
dieser Zeit die primére motorische Kraft (,leading sector*) der dsterrei-
chischen Wirtschaft war und daf3 die Verkehrspolitik des neo-absoluti-
stischen Regimes als substantieller Beitrag zur Verbesserung der Infra-
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struktur gewertet werden muf3*. Man muf3 hinzuftigen, dal3 die rasche
Ausdehnung des Eisenbahnnetzes in dem Jahrzehnt nach 1848 erst die
elementaren Voraussetzungen flr die wirtschaftliche Integration des
Donauraumes schuf.

Um die These aufrechtzuerhalten, daf3 das Revolutionsjahr 1848 keine
signifikanten 6konomischen Auswirkungen zeitigte, ist David Good
gezwungen, die Neuerungen des Neo-Absolutismus auf den Gebieten
des Bank- und Verkehrswesens zu bagatellisieren. Schon im Vormérz,
so meint er, hitten die Privatbanken Funktionen des Kapitalmarkts
und des industriellen Unternehmertums ausgeiibt. Ahnliches gelte
auch fiir das Transportwesen, wo der Neo-Absolutismus nichts anderes
tat, als die lebhafte (,,vigorous*) Tatigkeit des Vormaérz fortzusetzen®.
Mit Worten 14t sich natiirlich trefflich streiten. Aber ein gewisses
Minimum an Respekt vor den nackten Tatsachen sollte man auch von
der cliometrischen Schule erwarten diirfen.

In Anbetracht seiner antifeudalen EntrimpelungsmafBnahmen und
seiner bedeutenden Leistungen auf dem Gebiete der Infrastruktur muf3
das neo-autoritire System, das sich in Osterreich nach 1848 etablierte,
als eine echte Wende betrachtet werden. Fortschritte auf dem Gebiete
des Eisenbahnwesens, das Erschlie3en neuer Kohlevorkommnisse, die
rasche Verbreitung der Dampfmaschine und die dadurch bewirkte
Umstellung der manuellen auf die maschinelle Produktionsweise sind
einander auslosende, erginzende und verstirkende Phidnomene. IThr
enges Ineinandergreifen konnte in fritheren Jahrzehnten in England,
Belgien und teilweise auch in Deutschland beobachtet werden. In
Osterreich war dieser komplexe Mechanismus erst in den fiinfziger
Jahren so richtig ins Spiel gekommen, was nicht zuletzt auch auf die
Grindung neuer potenterer Kreditinstitute zurtickzufiihren war. Der
Vormirz hatte den Kapitalismus in Osterreich eingeldutet. Aber der
Anbruch des industriellen Zeitalters kann erst in den finfziger Jahren
des vorigen Jahrhunderts angesetzt werden. Die Dekade, die dem
Revolutionsjahr folgte, hinterlie so tiefe Spuren im Antlitz Osterreichs,
daB sie den groB3en Gsterreichischen Statistiker Czoernig zu dem Ausruf
bewegte: ,,Wer die heutigen Zustinde von Gesamt-Osterreich nach den
Verhiltnissen vom Jahre 1847 beurteilen wollte, der wiirde einen
gewaltigen Anachronismus begehen; er stinde mit seinem Urteil niher
dem Jahre 1758 als dem Jahre 1858.%

Bevor ich auf Tempo, Rhythmus und Periodisierung der wirtschaftli-
chen Entwicklung Osterreichs in der zweiten Hilfte des 19. Jahrhun-
derts eingehe, mdichte ich mir einen kurzen Exkurs in ein viel debattier-
tes, aber gewéhnlich nur unvollkommen durchleuchtetes Thema gestat-
ten — die Rolle des Unternehmers in der Genese des dsterreichischen
Kapitalismus.

Der Frithkapitalismus hat in Osterreich verhiltnismaBig spat tiefere
Wurzeln geschlagen. Um die spérlichen Reihen des einheimischen
- Unternehmertums aufzufiillen, ermutigten Maria Theresia und Jo-
seph II. den Zustrom deutscher Industrieller, englischer Meistermecha-
niker und jlidischer Financiers und GrofBhindler. Auch das josephini-
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sche Toleranzedikt, die Sdkularisierung der Kléster, die zivile Besser-
stellung der Juden und eine Reihe anderer Manahmen sind nicht
zuletzt unter dem Aspekt der Férderung eines nationalen Birgerstan-
des zu sehen. Obwohl die Dominanz der kapitalistischen Produktions-
weise in Osterreich schon in der ersten Hilfte des 19. Jahrhunderts
unverkennbar war, blieb der Anteil von Ausliandern unter den dsterrei-
chischen Unternehmern auffallend hoch. Der Karriere des Geschéfts-
mannes schien ein Makel anzuhaften, der nach der vorherrschenden
Meinung, die durch feudale Wertvorstellungen weitgehend geprégt war,
durch Aussicht auf Gewinn und materiellen Wohlstand nicht zurei-
chend kompensiert werden konnte. Es mangelte wohl nicht an Unter-
nehmerpersonlichkeiten in Osterreich, aber sie schienen hier nicht so
dicht gesat wie in den dlteren Industrieldandern.

Professor Rudolph, mit dem ich in dieser Frage wiederholt die
Klingen gekreuzt habe*®, ist meiner These von der relativen Knappheit
von Unternehmerpersonlichkeiten im alten Osterreich im wesentlichen
mit zwei Einwdnden begegnet: Erstens, so meint Rudolph, ,mul}
besondere Aufmerksamkeit der bedeutenden Rolle der wirtschaftli-
chen Entwicklung der Manufaktur in Osterreich auf den grofen Guts-
hofen unter den Agyde der Landaristokratie gezollt werden.”“ Und er
zitiert in diesem Zusammenhang den bekannten tschechischen Wirt-
schaftshistoriker Arnost Klima, der auf die bedeutenden finanziellen
Mittel hinweist, die der Aristokratie fir Investitionszwecke zur Verfii-
gung standen. Ich werde auf das Argument von Klima eingehen nach
Erwihnung des zweiten Einwands von Rudolph.

Zweitens, so fiahrt Rudolph fort, mull der Behauptung von der
geringen Zahl und der ausldndischen Herkunft der Unternehmer in
Osterreich mit dem Einwand begegnet werden, daB3 ,was auch immer
die Abstammung der Unternehmer war und ihr sozialer Status, die
Tatsache bleibt bestehen, daf3 die Industrie in der Zeit vor 1848 sich auf
dem Wachstumspfad befand und dal3 eine grofle Zahl von Personen
ihre unternehmerischen Fihigkeiten und Aktivititen entfaltete.” Und
Rudolph beschlief3t seine ,,Beweiskette mit der folgenden entwaffnen-
den Feststellung: ,Wiewohl es sich hier um eine schwierige Frage
handelt, ist die Behauptung legitim, dafl eine zahlenméiBig kleinere
Gruppe deshalb existierte, weil eine groflere nicht nétig war*.“

Ich glaube, daf3 ich mir eine ernsthafte Auseinandersetzung mit dem
zweiten ,,Argument“ Rudolphs versagen kann, da mir kein Beispiel
einer absurderen Formulierung von der ,Notwendigkeit“ einer
bestimmten geschichtlichen Konstellation bekannt ist. Starker ins
Gewicht fillt sein zweites, auf den Forschungen von Arnost Klima
beruhendes Argument. Der Stellenwert der Landaristokratie bei der
Entwicklung des Manufakturwesens in Osterreich ist sicherlich von
einer gewissen Bedeutung gewesen, wiewohl die Frage nach dem
Ausmal ihres wirtschaftspolitischen Engagements infolge des Mangels
an schlissigen quantitativen Daten keine prizise Antwort zulafit.
Relevanter erscheint jedoch eine zweite Frage, namlich die der Rolle
der Aristokratie beim Aufbau einer modernen Industrie. Was Arnost
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Klima zu diesem Punkt zu sagen hat, soll an Hand eines ldngeren Zitats
belegt werden. Es untermauert, wie ich glaube, meine frither vorge-
brachte These von der relativen Knappheit an Unternehmerpersénlich-
keiten in den Anfingen des Kapitalismus:

,Die grofen béhmischen und mahrischen Unternehmer der ersten
Hailfte des 19. Jahrhunderts waren ausschlieB8lich deutscher oder judi-
scher Abstammung. Technischer Fortschritt bedeutete, dafl die Organi-
satoren der Textil- und Maschinenindustrie unter einer neuen Schicht
von Minnern gefunden werden muflten. Sie bedurften der Liberalisie-
rung von den Verhaltensweisen der feudalen Ara und des Verzichts auf
die Privilegien, welche den Eigentiimern der groflen Manufakturen
zuteil geworden waren. Dies ist der Grund, warum aristokratische
Eigentiimer der frithen Manufakturen nur selten in der Lage waren, den
Ubergang zur mechanisierten und modernen Produktionsweise zu
bewerkstelligen. Sie verfiigten nicht iiber die technischen Kenninisse
und waren unfdhig, mit dem rapiden Tempo der industriellen Entwick-
lung Schritt zu halten. Sie waren so gezwungen, entweder buirgerliche
Partner zu suchen. .. oder ihr Geschiéft an einen btuirgerlichen Unter-
nehmer zu verkaufen ... Nur in jenen Fillen, wo die Produktion eng
mit dem lindlichen Eigentum verbunden war, wie in den Bereichen der
Kohlen- und Eisenerzférderung, gelang es der Aristokratie, eine unter-
nehmerische Rolle im 19. Jahrhundert zu spielen. Sie konnte dies auch
deswegen, weil es in keiner dieser beiden Industrien einen nennenswer-
ten technischen Fortschritt gab*®.*

Ich wende mich nun der Frage der Periodisierung der letzten sechs
Jahrzehnte der Monarchie zu, die von der Dynamik der industriel.en
Entwicklung getragen waren. Allerdings tbersteigt der relative Anteil
der Industrie (inklusive Gewerbe) am Bruttoinlandsprodukt erst zu
Anfang der achtziger Jahre den der Landwirtschaft und wird so von
diesem Zeitpunkt an zum bestimmenden Faktor der gesamtwirtschaft-
lichen Konjunktur. Eine zweite Vorbemerkung bezieht sich auf die
Datenlage. Die Darstellung der wirtschaftlichen Entwicklung Oster-
reichs kann sich erst ab dem Jahre 1870 auf jahrliche Schitzungen des
Bruttoinlandsproduktes stiitzen*. Fiir die Zeit von 1850 bis 1870 liegen
an quantitativen Informationen nur Indikatoren fiir einzelne Industrie-
branchen sowie Schitzungen fiir einzelne Stichjahre, fiir die Zensusda-
ten existieren, vor®.

Gegeniiber den von Rudolph kompilierten Industrieindizes, die lei-
der auch in die Berechnungen von Anton Kausel Eingang gefunden
haben, miussen jedoch sehr erhebliche Vorbehalte angemeldet werden.
Alois Mosser hat insbesondere die Berechnungen Rudolphs einer
sorgfiltigen Prifung unterzogen und kommt dabei zu dem folgenden
Schluf3:

,Die dieser Methode implizierte Fehlerquelle besteht nun darin, daf3
die von Rudolph ausgewihlten Teilreihen Bergbau, Metallerzeugung
und -verarbeitung, Maschinenbau, Nahrungsmittel- und Textilindustrie
insgesamt nur ca. zwei Drittel des Bruttoproduktionswertes der oster-
reichischen Industrie darstellen, und die Teilreihen selbst wieder (vor
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allem Maschinenbau und Nahrungsmittelerzeugung) mehr oder weni-
ger unvollstindig sind. Aullerdem muf} die ausschlieBliche Berticksich-
tigung von typischen Wachstumsbranchen und -sektoren, — so klam-
mert Rudolph z. B. bei der Erstellung des Index der Textilproduktion
die rezessive Leinenerzeugung aus —, zu einer Uberh6hung des Gesamt-
index fiihren. Die rasch ansteigenden Indexzahlen fiir die Nahrungs-
mittelerzeugung widerspiegeln die Entwicklung der industriellen Pro-
duktion, der jedoch in der Friihzeit eine hohe Herstellungsquote seitens
der gewerblich organisierten Betriebe gegentlbersteht. Auch die Ermitt-
lungen des Produktionswertes der Maschinenindustrie an Hand der zur
Verarbeitung gelangten Metalle mufl zu tiberh6hten Wachstumsschrit-
ten fithren, da im Maschinenbau der achtziger Jahre das Holz noch
konstruktive Bedeutung hatte. Dem Endresultat seiner Berechnungen,
Osterreichs Industrie verzeichnete zwischen 1880 und 1913 eine durch-
schnittliche Wachstumsrate von 3,6 Prozent im Jahr, wird demnach nur
bedingte Giiltigkeit beizumessen sein®.” Dem ist nur hinzuzufiigen, daf
die von unserem Trio fiir die lange Zeitspanne 1830 bis 1913 berechne-
ten Wachstumsraten einen durchgehenden erheblichen ,,upward bias“
aufweisen. Wir werden diesen Umstand bei den folgenden Betrachtun-
gen nicht aus dem Auge verlieren durfen.

Folgt man den Ausfiihrungen Goods, so stellt sich die Industriege-
schichte Osterreichs im 19. Jahrhundert als eine lange, beinahe stetig
verlaufende Wachstumskurve dar, die blof3 von zwei Einbriichen, in den
frithen sechziger und in den spéteren siebziger Jahren, unterbrochen
wird. Man fragt sich bloB, warum Osterreich in Anbetracht dieses
beachtenswerten Wachstumsrekords im Jahre 1913 einen so betrachtli-
chen Riickstand gegeniiber Deutschland aufzuweisen hatte. Gegentiber
dieser so gut wie unilinearen Entwicklungshypothese halte ich an
meinem, schon in frithen Studien dargelegten Periodisierungsschema,
wenn auch mit gewissen geringfligigen Modifikationen, fest*. Die nun
folgenden Ausfiihrungen basieren vor allem auf einem von mir und
Hans Kernbauer vor mehreren Jahren verfafiten Aufsatz®.

Die wenigen statistischen Unterlagen, die wir flir die erste Hélfte des
19. Jahrhunderts besitzen, erlauben keine exakte Periodisierung der
Wirtschaftsentwicklung, doch diirfte sich das industrielle Wachstum in
folgenden Phasen vollzogen haben: Die napoleonischen Kriege fiihrten
in ihren Anfingen zu einer Belebung der Gsterreichischen Wirtschaft,
die aber nach dem Staatsbankrott von 1811 von einer langandauernden
Stagnation gefolgt war. Erst um die Mitte der 1820er Jahre setzte ein
neuer Aufschwung ein, der bis etwa 1830 dauerte und von einer
kriftigen Expansion der Eisen-, sowie der Woll- und Baumwollindustrie
getragen war. Dem bemerkenswerten Wachstum dieser Industrie-
zweige steht der rapide Verfall der Leinenindustrie gegentiber. Nach
einer Wachstumsverlangsamung in der ersten Hélfte der dreifliger
Jahre, die durch die aus Asien eingeschleppte Cholera bis zu einem
gewissen Grad beeinfluf3t war, setzte um die Mitte dieses Jahrzehnts ein
vor allem durch den Eisenbahnbau ausgeldster Aufschwung ein, der
mit geringen Unterbrechungen bis spéit in den Vormaérz andauerte®.
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Die letzten sechs Jahrzehnte der Monarchie, die durch eine beachtli-
che — wenn auch recht unterschiedliche — Wachstumsdynamik geprigt
sind, kénnen, in Anlehnung an Nikolai D. Kondratjeff und Josef
A. Schumpeter, in drei recht deutlich voneinander abgegrenzte Ent-
wicklungsperioden unterteilt werden. Die erste Periode, die drei Zyklen
von ungefiahr gleicher Dauer umfafit, erstreckte sich — gerechnet von
unterem zum unteren Wendepunkt — vom Jahre 1848 bis zum Jahre
1875. Es erscheint deshalb sinnvoll, diese 27 Jahre als eine besondere
Ara der 6sterreichischen Wirtschaftsgeschichte zusammenzufassen, da
sie von einem historisch einmaligen Impetus, dem raschen Ausbau des
Eisenbahnnetzes mit allen fiir diesen eigentimlichen ,linkage effects,
getragen waren. Die zweite Hilfte der flinfziger Jahre und die soge-
nannte ,,Griinderzeit“ (1867-1873) sind nattirlich durch ein besonders
rasches Tempo des Eisenbahnbaues geprigt. Umgekehrt steht der
wirtschaftliche Riickschlag der frithen sechziger Jahre im Zeichen der
durch die finanzielle Not des Staates bedingten Stagnation im Eisen-
bahnwesen. Dazu kamen die von der Plenerschen Wihrungsreform
ausgehenden depressiven Effekte®. Die weitere Entwicklung wird
durch die nachfolgende Tabelle veranschaulicht.

Aufschwungs- und Stagnationsjahre der dsterreichischen Wirtschaft
1876-1913

A S Jahre
(durchschnittliche jahrliche Wachstumsrate
des realen Brutto-Inlandsprodukts in %)

1876-1878 3,0 3
1879-1880 =12 2
1881-1884 2,5 4
1885 - 0,2 1
1886-1891 2,7 6
1892-1893 0,7 2
1894-1898 3,2 5
1899-1900 0,7 2
1901-1907 3,1 7
1908-1909 0,7 2
1910-1912 2,8 3
1913 -04 1

Wie man sieht, ist die 17 Jahre umfassende Periode 1876 bis 1893
durch eine relativ schwache wirtschaftliche Dynamik gepridgt. Dies
wird besonders deutlich, wenn man bedenkt, da die Rudolphschen
Produktionsindizes, wie bereits erwidhnt, einen durchgehenden
supward bias“ besitzen. So dirfte die Wachstumsrate des Bruttoin-
landsprodukts in der Erholungsphase 1881 bis 1884 kaum mehr als
2 Prozent betragen haben. Der konjunkturellen Entwicklung der achtzi-
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ger und der frithen neunziger Jahre lagen keine so kraftigen Impulse
zugrunde wie den vorangegangenen Jahrzehnten. Der Eisenbahnbau,
fiir den die 6ffentliche Hand neuerlich die Initiative Gbernahm, trat in
eine neue Phase der Expansion ein, aber es kam ihm, wie Herbert Matis
ausfiihrt, nicht mehr die ,,Schlisselstellung der vorhergegangenen
Epoche* zu®. Weitere belebende Anstéfle gingen von der Zucker-,
Papier-, Textil und chemischen Industrie aus. Auch die Montanindu-
strie begann sich, insbesondere seit der Mitte der achtziger Jahre,
kraftiger zu regen. In diese Zeit fallen auch die Anfinge der sich erst im
letzten Jahrzehnt des Jahrhunderts stirker entfaltenden elektrotechni-
schen Industrie. Zusammenfassend 146t sich von dieser 17jdhrigen
Entwicklungsphase sagen, daf3 sie im Zeichen einer depressiven — von
einem kontinuierlichen Preisverfall gezeichneten — Weltkonjunktur
stand.

Nach dem kurzen konjunkturellen Rickschlag der Jahre 1892 und
1893 begann eine fast zwei Jahrzehnte wiahrende Aufschwungsperiode
der Gsterreichischen Wirtschaft, die nicht zu Unrecht die Bezeichnung
,»belle époque” tragt. In dieser Zeit verzeichnete die oOsterreichische
Reichshilfte bisweilen Zuwachsraten des Bruttoinlandsprodukts, die
die des benachbarten Deutschland tibertrafen. Die Versdumnisse eines
Jahrhunderts waren jedoch nicht in zwei kurzen Jahrzehnten wettzu-
machen. Bei Ausbruch des Ersten Weltkriegs war die Monarchie die
schwichste unter den fiithrenden Industrienationen Europas.

Man mul} die ,,belle époque” der osterreichischen Volkswirtschaft
gegen den Hintergrund einer rasch expandierenden Weltwirtschaft
sehen, die den Aufschwung zahlreicher Industriezweige, Eisen und
Stahl, Zement, Glas, Maschinen, Zucker und Textilien, beglinstigte.
Relativ neue Industriezweige, insbesondere die Elektrobranche, die
chemische Industrie, die Automobilerzeugung und das Erddél, began-
nen das Konjunkturgeschehen in steigendem Malfe zu bestimmen. Drei
weitere Entwicklungen trugen zur Dynamik der letzten zwei Jahrzehnte
der Monarchie bei: Das Wachstum der Stddte, der mit dieser Erschei-
nung zusammenhingende Ausbau der Infrastruktur und schlielich die
gewaltigen Anstrengungen auf dem Gebiete der militarischen Ristung,
die insbesondere seit der Balkankrise des Jahres 1908 zur Intensitit des
wirtschaftlichen Aufschwunges in Osterreich beitrugen. Das Phino-
men der raschen Urbanisierung soll an dem Beispiel Wiens veranschau-
licht werden: Im Jahre 1869, also in den Anfingen der Grinderzeit,
hatte die Bevolkerung der Haupt- und Residenzstadt noch rund
850.000 Personen betragen. (In dieser Zahl sind auch die Vororte Wiens
bertcksichtigt, die in der Zeit vor 1914 in das Gemeindegebiet einbezo-
gen wurden.) Um das Jahr 1900 war die Bevolkerung auf 1,700.000 Men-
schen gestiegen. 1913 beherbergte die Wienerstadt 2,100.000 Personen,
wobei in dieser Zahl die betriachtliche militdrische Wohnbevélkerung
nicht eingeschlossen ist. Die Menschenzahl der 6sterreichischen Metro-
pole hatte sich demnach seit der Griinderzeit um das Zwei- und
Einhalbfache vermehrt™.

Fassen wir zusammen: In den letzten Jahrzehnten vor dem Ersten
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Weltkrieg war die dsterreichische Volkswirtschaft einem tiefgreifenden
Strukturwandel unterworfen worden. Gemaf3} der Volkszdhlung des
Jahres 1867 waren noch fast zwei Drittel der dsterreichischen Bevélke-
rung, d. h. der im cisleithanischen Teil der Monarchie angesiedelten
Bewohner Osterreichs, in der Landwirtschaft tatig. Am Vorabend des
Weltkriegs betrug der agrarische Teil der Bevolkerung nur um weniges
mehr als die Hilfte der Einwohner, wahrend 23 Prozent der Berufstati-
gen auf Industrie und Gewerbe entfielen. Manche der westlichen
Kronlidnder wiesen eine uberwiegend industrielle Struktur auf. So war
der Anteil der agrarischen Bevoélkerung in den Alpenlidndern, also in
dem heutigen Staatsgebiet Osterreichs, auf unter 40 Prozent gefallen.
Ahnlich war auch die Wirtschaftsstruktur der Kronlidnder Béhmen,
Mihren und Schlesien. Diese standen dem Entwicklungsniveau des
benachbarten Deutschland weitaus nidher als gewissen unterentwickel-
ten Regionen des Reiches wie Galizien und der Bukowina. In diesen
Jahrzehnten des raschen wirtschaftlichen Fortschritts war eine prospe-
rierende Bourgeoisie und Rentierklasse entstanden, die sich innerhalb
der Grenzen der osterreichischen Reichshélfte eine gesicherte und
komfortable Existenz aufgebaut hatte und neben dem Adel und der
hohen Biirokratie zu den verldfllichsten Stilitzen des monarchischen
und pseudo-parlamentarischen Regimes gezihlt werden mulf.

Aber wir haben gesehen, da3 der wirtschaftliche Aufstieg Osterreichs
keineswegs glatt und reibungslos verlaufen ist. Die friihkapitalistische
Phase des Vormirz wird vom Revolutionsjahr 1848 unterbrochen,
welches das Reich mit Zerfall und Untergang bedroht. Es folgt die
Dekade des Neo-Absolutismus, die durch wesentliche institutionelle
Neuerungen geprigt ist und den kommenden Generationen zwei blei-
bende Errungenschaften hinterlaf3t: ein leistungsfahiges Verkehrssy-
stem und ein modernes Bankwesen. Der Krieg des Jahres 1859 und die
tiefe Depression der frithen sechziger Jahre bilden einen weiteren
Geschichtsabschnitt, an dessen Ende der kurze, aber dramatische
preuBisch-osterreichische Konflikt steht. Das Jahr 1867 leitet dann die
sogenannte ,,Griinderzeit” ein. Diese beispiellose, aber nur sechs Jahre
umfassende Blitezeit wird von einer zweiten, tiefen Depressionsphase
abgelost, die zu einer heillosen Diskreditierung der liberalen Wirt-
schaftsmentalitit und Wirtschaftspolitik fiahrt. Auf den Boérsenkrach
des Jahres 1873 folgen zwei Jahrzehnte, die durch relativ schwache
Auftriebskrifte charakterisiert sind. Es kommt zu einer radikalen
Neuorientierung des osterreichischen Kapitalismus, der von nun an
interventionistische, protektionistische und zentralistische Zlige trigt.
Die letzten zwei Jahrzehnte der Monarchie stehen schliefllich im
Zeichen einer bemerkenswert starken wirtschaftlichen Dynamik.

Die cliometrische Schule verkleistert diese von heftigen Dissonanzen
geprigte Entwicklung, indem sie eine relativ glatte und steile Wachs-
tumskurve entwirft, die von zwei so gut wie folgenlosen Konjunkturein-
brichen gedimpft wird. Dem Leser wird so der Eindruck vermittelt,
daB der 6sterreichische Kapitalismus sich stetig und gleichsam unfalls-
frei entwickelt hitte und da3 es keiner wesentlichen institutionellen
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Reformen bedurfte, um diesen friktionslosen Verlauf der Dinge zu
gewihrleisten. Am Anfang dieses Osterreichischen , Wirtschaftswun-
ders“, so mag man versucht sein, die cliometrische Schule zu interpre-
tieren, standen wohl die bahnbrechenden Maria-Theresianischen und
Josephinischen institutionellen Neuerungen. Fir den weiteren fast
zwei Jahrhunderte wihrenden Aufstieg der Gsterreichischen Wirtschaft
sorgte im wesentlichen die ,,unsichtbare Hand“ von Adam Smith. Auf
diese Weise gelangt man moglicherweise zu dsthetisch sehr befriedigen-
den Ergebnissen, aber man entleert die Wirtschaftsgeschichte jedes
konkreten sozio-tkonomischen Gehalts. Was verbleibt, ist eine weitge-
hend sterilisierte Disziplin, fir die kaum etwas anderes noch erforder-
lich ist als die Kenntnis der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und
der mathematischen Statistik.

Otto Bauer hat in einem, heute beinahe vergessenen, Aufsatz den
komplexen Prozef3 der biirgerlichen Revolution beschrieben. Obwohl
er kein zinftiger Wirtschaftshistoriker war, hat er die Quintessenz
dieses jahrzehntelangen weltweiten Geschehens besser beschrieben
und dessen Triebwurzeln deutlicher blo3gelegt als so mancher Jinger
der ,,computerisierten* Historiographie: ,,Die biirgerliche Revolution in
Europa hat im Jahre 1789 mit der Franzésischen Revolution begonnen,
die sich in schnellem Aufstieg bis zur jakobinischen Diktatur der
Pariser Arbeiter und Kleinbiirger steigerte, dann unter dem Direkto-
rium auf das burgerliche Niveau zurtickgeschleudert wurde und unter
Bonaparte die neue burgerliche Rechtsordnung auf den Spitzen ihrer
Bajonette durch Europa trug. Nach Bonapartes Sturz trat auf dem
Festlande eine durch die Revolution von 1820 und 1830 nur vortiberge-
hend unterbrochene Periode der Reaktion und Ruhe ein; aber gerade in
dieser Zeit siegte die biirgerliche Revolution in England, wo zwar nicht
in den Formen eines Biirgerkriegs, wohl aber durch eine Reihe tief
einschneidender Reformen das alte aristokratische England tberwun-
den, das neue biirgerliche geschaffen wurde. Im Jahre 1848 erhob sich
die Revolution zum zweitenmal, rif} diesmal das ganze Festland bis an
die russische Grenze mit sich fort und leitete trotz ihrer voriibergehen-
den Niederlage jene groflien Umwaélzungen ein, die durch die Kriege von
1859, 1864, 1866 und 1870 in Europa und durch den Sezessionskrieg in
Amerika durchgesetzt wurden. Das Ergebnis dieser Periode war tiberall
die Ersetzung der feudal-absolutistischen durch die burgerlich-parla-
mentarische Staatsform, die Bildung der neuen Nationalstaaten in
Deutschland, Italien und Ungarn, die Beseitigung aller feudalen und
zanftlerischen Schranken der kapitalistischen Entwicklung, die Aufhe-
bung der Hérigkeit und Fronarbeit der Bauern in Europa und der
Sklaverei der Neger in Amerika. Erst mit dem Deutsch-Franzésischen
Krieg und der Niederlage der Kommune im Jahre 1871 fand die Epoche
der biirgerlichen Revolution ihren AbschluB. Nun erst setzte jene
Periode ruhiger Expansion des Kapitalismus ein, die dann vor finf
Jahren, mit dem Ausbruch des Weltkrieges, ihren Abschluf fand.

Die biirgerliche Revolution ist also ein ungeheurer Weltprozef3 gewe-
sen, der nicht weniger als achtzig Jahre gedauert hat, der bald die
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Formen des Bilrgerkrieges und des Barrikadenkampfes, bald wieder
die eines Krieges zwischen den Vélkern annahm und durch jahrzehnte-
lange Perioden relativer Ruhe unterbrochen wurde; der in seinen
einzelnen Phasen ganz verschiedene Formen der Aktion notwendig
gemacht hat und von ganz verschiedenen Ideen beherrscht war; der in
jedem Lande in ganz anderen Formen verlaufen ist, in Frankreich in
anderen als in England, in Deutschland in anderen als in Italien, und
dessen Ergebnis doch schlieflich dasselbe gewesen ist: die Herstellung
der burgerlichen Eigentumsordnung und biurgerlichen Staats- und
Wirtschaftsverfassung®.

Es mag den Leser meines Aufsatzes liberraschen, wenn ich ange-
sichts dieser eher negativen Bewertung der quantitativen Schule der
osterreichischen Wirtschaftsgeschichte das jlingste Buch von David
F. Good als informativ, niitzlich und lesenswert empfehle. (Eine deut-
sche Ubersetzung aus der Hand der bekannten Volkswirtin Dr. Monika
Streissler soll im Ubrigen schon im nédchsten Jahr auf dem hiesigen
Buchmarkt erscheinen.) Good hat sich seiner schwierigen Aufgabe mit
anerkennenswerter Griindlichkeit unterzogen. In seinem Buch faft er
die Ergebnisse der Forschung der letzten Jahrzehnte in tibersichtlicher,
klarer, wenn auch in einer von dem methodologischen ,bias“ der
cliometrischen Schule gefirbten Weise zusammen. (Leider sind die
meisten dlteren, noch dem vorigen Jahrhundert zugehorigen osterrei-
chischen Wirtschaftshistoriker in der Studie Goods kaum berticksich-
tigt.) Ich méchte Good auch eine gewisse Einsicht in die Begrenztheit
seines eigenen methodischen ,,approach® nicht absprechen. So stellte er
an einer Stelle seines Buches fest, daf3 1848 und die sich an dieses Jahr
anschlieBende Reformperiode weder den Anfang einer kontinuierli-
chen wirtschaftlichen Aufwirtsentwicklung, noch eine Beschleunigung
des Wirtschaftswachstums signalisierte. Aber er schlie3t an diese
Feststellung die folgende nachdenkliche und skeptische Feststellung
an: '
,2unglicklicherweise bedeutet dies nicht den Schluf3strich unter die
Diskussion tiber die 6konomische Bedeutung der Reformperiode. Neu-
zeitliches Wirtschaftswachstum schliefit sowohl strukturellen sowie
institutionellen Wandel ein, der zum Grofiteil nicht quantifizierbar ist.
Dazu kommt, daB diese Entwicklungen nicht direkt mit einer Anderung
in dem AusstoB pro Kopf korreliert sein miissen, der wichtigsten
quantitativen MafB3zahl des modernen Wirtschaftswachstums. Institutio-
neller Wandel in einer bestimmten Periode kann seine Auswirkungen
auf den Aussto3 mit einem betriachtlichen zeitlichen Abstand (,,substan-
tial lag*) zur Geltung bringen. Noch wichtiger mag die Feststellung sein,
dal3 die reformerischen Bemtiihungen der flinfziger Jahre notwendig
gewesen sein mogen, um die Kontinuitit des neuzeitlichen Wirtschafts-
wachstums zu gewidhrleisten...® Man héitte die Problematik der
eindimensionalen quantitativen Methode kaum besser charakterisieren
koénnen.

Fairnef3 gebietet es auch festzuhalten, da3 Good sehr deutlich
erkennt, dafl3 die letzten Jahrzehnte mehr durch die ,sichtbare Hand*
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(Interventionismus, Kartelle usw.) gepragt waren als durch die
»Segnungen“ eines ungeziigelten freien Marktes. Was er im Anschlufl
an diese Beobachtungen tber die bemerkenswert starken, integrativen
Tendenzen in der Habsburg-Monarchie zu sagen hat, gehort zu den
interessantesten Passagen dieses klugen und flissig geschriebenen
Buches, das ich - alles in allem - als Bereicherung unserer rasch

wachsenden dsterreichischen Historographie betrachte.
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Die Zukunft der politischen
Okonomie

Gerhard Hanappi

Warum?

Es sollte keine Frage sein: Aussagen sind nicht schon deshalb wahr,
weil sie von Karl Marx stammen. Andererseits war Marx ein sehr
gescheiter Mann und es empfiehlt sich, gut zu prifen, was er sagte,
bevor man es beurteilt. Die Gesamtheit von Marx’ Aussagen, oder
besser deren Totalitat, kann man wohl noch am ehesten mit dem Begriff
,Marxismus‘ bezeichnen. Von Marxismen zu sprechen ist nach dieser
Definition sinnlos. Das theoretische Werk des Mannes ist sosehr ein
einziges wie seine physische Person.

Wer immer seine eigene Lehre in der Folge als ,,Marxismus* bezeich-
nete, der tat dies auch, um ein wenig von der Autoritit, die dem
Marxschen Werk gezollt wurde, flir den eigenen Standpunkt beanspru-
chen zu durfen. Der Streit um den ,,wahren Marxismus* begann und mit
ihm die fatale Doppelrolle des Wortchens ,,wahr®. Eine ,,wahre“ Inter-
pretation, im Sinne einer méglichst weitgehenden Ubereinstimmung
mit dem Marxschen Text, wurde nur selten klar von der Wahrheit, im
Sinne einer adidquaten Darstellung der Realitit, unterschieden. Dal}
beide Bedeutungen stets zusammenfallen, hiefle zu behaupten, daB
Marx eine endgiiltige, wahre Theorie produziert habe. Diese Behaup-
tung steht aber in offensichtlichem Widerspruch zu Marx’ eigener Sicht
der Theoriebildung, die ja gerade darin besteht, die Entwicklung des
Bewulitseins aus einem sich entwickelnden gesellschaftlichen Sein zu
erklaren.

Eine Situation also, die an die neuerdings unter Intellektuellen so
modern gewordenen Paradoxa von Russel, Tarski, Gddel bis zu Hof-
stadter erinnert. Hat Marx recht, so scheint er aufgrund des Inhaltes
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seiner Aussagen nicht recht haben zu kénnen. Was hier zu bedenken ist,
ist der Ewigkeitsanspruch des Wahrheitsbegriffes.

Was Marx liefert, ist die Analyse einer besonderen Produktionsweise,
des Kapitalismus. In dieser ,,héchsten” Produktionsweise finden sich
die Sedimente aller fritheren Produktionsweisen, das heif3t, die Analyse
liefert zunichst eine Periodisierung der Geschichte. In diesem (syn-
chronen) Sinne ist alle Wissenschaft Geschichtswissenschaft. Wahrheit
aber kann nicht weiter vordringen als es die Entwicklung der Produk-
tionsweise erlaubt. Marx scheut sich, mehr als die Historizitat des
Kapitalismus zu behaupten — die Notwendigkeit der Revolution. Der
Gultigkeitsbereich von Wahrheit ist durch den Entwicklungsstand des
gesellschaftlichen Seins beschrinkt, ein Charakteristikum, das dem
Wahrheitsbegriff der Logik abgeht. Die paradox erscheinende Marx-
sche Position produziert somit einen bestimmten Wahrheitsbegriff®.
Dieser Wahrheitsbegriff impliziert aber auch, dafl mit der Entwicklung
der Produktionsweise das Marxsche Projekt weiterentwickelbar wird.

Theorien, die das versuchen, werden notwendig an Marx’ Begriff der
Produktionsweise anzusetzen haben: ,,Was ist die kapitalistische Pro-
duktionsweise?”“ — hundert Jahre spéiter. Indem sie dies versuchen,
ausgewiesenermalfien oder uneingestanden, tragen sie zur Entwicklung
dieses Projektes bei. In diesem Sinne stellt etwa Schumpeters Sicht des
Kapitalismus als einem funktionierenden Kreditsystem einen Beitrag
dar, der Diskurs um die Menschlichkeit des Menschen aber, Zielscheibe
Althussers beiflender Humanismuskritik, hilft sowenig weiter wie die
Konstruktion der Rationalitit des Menschen mittels gegebener Prife-
renzsysteme, beliebteste Spielwiese herrschender Okonomie.

Im folgenden maochte ich einige neuere, sich explizit in marxistische
Tradition stellende Ansatze vorstellen.

Zwei Ausgangspunkte

Interessanterweise verdankt die neuere Diskussion sehr viel den
Beitrigen japanischer Autoren. Das hat seine Griinde zum einen sicher
darin, dal} die Marxsche Lehre vergleichsweise frith und nachhaltig in
der akademischen Welt Japans Fufl zu fassen vermochte. (Das zeigt
seine Friichte auch heute noch: Im Jahre 1975 wurde die Anzahl derim
universitiren Bereich marxistische politische Okonomie betreibenden
Akademiker Japans auf tiber tausend Personen geschitzt — fraglos die
grofite Gruppe innerhalb der westlichen Welt. Man vergleiche Itoh,
1980, pp. 746 und Sekine, 1975.) Zum anderen war die Frage nach dem
Charakter der Produktionsweise im Japan der Zwischenkriegszeit eine
Frage von unmittelbarer politischer Brisanz. Ob es sich um eine
feudalistische oder eine bourgeoise Gesellschaft handelte, war fir die
Beurteilung des Charakters der anzustrebenden Revolution ausschlag-
gebend. Das Konzept ,,Produktionsweise” hatte unmittelbaren prakti-
schen Bezug. Anders als im zaristischen Ruliland fiihrte das aber nicht
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zur ,,praktischen Lésung” eines Blindnisses von Arbeitern und Bauern,
sondern, aufgrund des vorhandenen akademischen Humus, zu einer
theoretischen Entfaltung grundlegender Marxscher Positionen. Den
Hohepunkt dieser Entwicklung stellt das Werk des 1977 verstorbenen
Kozo Uno dar.

Von Anbeginn an hatte auch die Diskussion um die Arbeitswertlehre,
das Kernstick der Marxschen Theorie, in Japan ihren Niederschlag
gefunden. Bereits 1922 er6ffneten Marx’ japanische Kritiker auf Bohm-
Bawerks Argumentationslinie die Auseinandersetzung. Der Konnex
zum Konzept der ,,Produktionsweise* sollte ersichtlich sein: Kapital ist
Wertform, zugleich bestimmtes, sich festsetzendes soziales Verhiltnis,
dessen Entwicklung in diskreten Schritten verlauft. Die relativ stabilen
Zustande dazwischen sind Produktionsweisen, respektive entspre-
chend Unos Konzeption, Stadien derselben. Jedenfalls flihrt die Ana-
lyse der Wertformen und ihrer sozialen Modi zur Periodisierung der
Geschichte. Arbeitswertlehre fiihrt so zur Geschichte als einer
Geschichte von Klassenkdmpfen. Ihr genaues Verstiandnis ist unerlaf3-
lich fir die Bestimmung des Standes dieser Klassenkidmpfe. Die
Okonomen der Grenznutzenschule hatten dies bereits in den siebziger
Jahren des vorigen Jahrhunderts intuitiv erkannt und richteten daher
ihren theoretischen Hauptangriff gegen die Marxsche Arbeitswertlehre.

Nach hundertjahriger Debatte ist diese Lehre nun wieder ins Zen-
trum des Interesses gerickt. Die erfolgreiche Formalisierung herr-
schender Nationalokonomie seit dem 2. Weltkrieg — Paul Samuelson
spricht von einem goldenen Zeitalter der Okonomie — hat zu dem
Versuch geftihrt, auch einen mathematisch interpretierten Marx, unter
entsprechender Wirdigung der Originalitit des Meisters, ins grolBe
Haus der stetig fortschreitenden Konigin der Wissenschaften heimzu-
holen. Nicht ohne gewisse Abstriche allerdings, die nun wieder bezeich-
nenderweise eine als redundant geltende Arbeitswerttheorie betreffen.

Der inzwischen klassische Text, der den Grofteil der von Piero
Sraffas Arbeit initiierten Diskussion rigoros zusammenfal3t, stammt
wiederum von einem Japaner: Michio Morishimas ,,Marx’ Economics*
aus dem Jahre 1973. Der Nicht-Marxist Morishima geht in seiner
Argumentation mit einer Genauigkeit vor, die so manchem Marxisten
zur Ehre gereichen wurde — und kommt dennoch zum Schluf}, die
Marxsche Fassung des Wertbegriffes sei ungenau (fiithre blof3 zum
ersten Iterationsschritt bei der Umrechnung von Werten in Preise?),
redundant (weil ersetzbar durch entsprechende Preissysteme) und
letztlich tberhaupt auflésbar in eine von Neumannsche Wachstums-
theorie herkémmlicher Pragung.

Fir einen guten Teil der neueren Autoren war Morishimas Anschlag
auf die Eigenstindigkeit des Marxschen Ansatzes ein wichtiges moti-
vierendes Element. Es ging ihnen um die Frage, ob die von Morishima
aufgezeigten Schwichen Marx’ nicht blo3 Schwéchen seiner besonde-
ren Interpretation seien. Die hier kurz vorgestellten Autoren John
Roemer, Peter Flaschel und Alain Lipietz sind nur eine kleine Stich-
probe einer breiten, internationalen Reaktion.
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John Roemer

Roemers bisheriger Beitrag zerfillt in zwei grof3e Teile. Der erste Teil
ist im wesentlichen in seinem 1981 erschienenem Buch ,,Analytical
Foundations of Marxian Economics* enthalten und beschéftigt sich mit
einer Verallgemeinerung und Prézisierung des von Morishima einge-
schlagenen Weges. Trotz einer Vielzahl neuer Ideen bleibt er daher im
Bannkreis der schon von Morishima festgestellten Redundanz der
Arbeitswertlehre. Anders als Morishima unternimmt der ,Marxist®
Roemer einen halbherzigen Rettungsversuch, indem er darauf hinweist,
daB diese Redundanz nur gilt, wenn Arbeit nicht der einzige homogene
Produktionsfaktor ist.

Fir jeden homogenen Produktionsfaktor kann nidmlich innerhalb
dieses Ansatzes mit gleicher Berechtigung behauptet werden, er werde
sausgebeutet“. Genuf3voll haben dann auch die neo-ricardianischen
Kritiker den Finger auf diese offene Wunde des Konzeptes gelegt. Und
zu recht. Die Methoden der linearen Algebra, in der ihnen von Leontieff
gegebenen Interpretation, der Input-Output-Analyse, eignen sich zwar
zur Darstellung des Warencharakters menschlicher Arbeit im Kapitalis-
mus. Doch darin erschopft sich das Marxsche Konzept von Arbeit
sicherlich nicht. Ware die Erkenntnis des Begriffes Arbeit mit der
Feststellung, daf3 Arbeitskraft im Kapitalismus als Ware mit der physi-
kalischen MafBeinheit Zeit behandelt wird, abgeschlossen, so bestiinde
in der Tat, sozusagen per Definition, kein Grund einen Unterschied zu
anderen Waren zu sehen. Wenn aber, Marx folgend, gedacht wird, daf3
ein solcher Unterschied besteht, so mufl das Konzept wohl auf andere
Produktionsweisen ausgedehnt werden, um das Spezifische der Aneig-
nung von Mehrwert im Kapitalismus hervortreten zu lassen®. Wieder
sind wir also auf den Begriff der Produktionsweise verwiesen. Was soll
aber in diesem Zusammenhang Roemers konterfaktische Behauptung,
die Homogenitidt der Arbeit sei ein moglicher Ausweg? Befriedigen
kann dieses Argument niemanden.

Offensichtlich auch ihn selbst nicht, denn in seinem zweiten Buch ,,A
General Theory of Value, Exploitation and Class* geht er vollig neue
Wege. Bemerkenswert ist bei seinem Vorgehen nicht so sehr der Inhalt
als vielmehr die Methode. Roemer ist sich bewuf3t, da3 er bei der
Konstruktion seiner Modelle von einer zugrundeliegenden Vorstellung,
Schumpeter hitte gesagt von einer ,,Vision“, geleitet wird. Es ist dies
das,,Class Exploitation Correspondence Principle“ (CECP), die Vorstel-
lung einer Entsprechung von Klassenzugehorigkeit und Ausbeutungs-
status. In Hinblick auf die Gultigkeit dieser zu erzielenden Beziehung
werden neue Konzepte, wie die Klassenzugehorigkeit, eingefiihrt und
alte, wie Morishimas Arbeitswertdefinition, reformuliert. Im Laufe
seiner konsequenten Durchformulierung seines, die Giiltigkeit des
CECP bewahrenden Ansatzes ergibt sich eine grof3e Anzahl interessan-
ter Ergebnisse’, eine hochst originelle, den Titel des Buches rechtferti-
gende Theorie. Die grundlegende methodische Rolle, die der ,,Vision*

396




gerade bei der Konstruktion mathematischer Modelle zukommt, wird
von Roemer beispielgebend demonstriert.

Weniger originell ist die inhaltliche Dimension. So fruchtbar sich
seine ,,Vision“ im Detail erweist, so schal ist sie in ihrer Gesamtaussage:
Roemer verbindet seine Entsprechung von Ausbeutung und Klasse
zuséatzlich auch noch mit einem heterogenen Anfangsbestand an Ver-
mogen und zeigt, da3 hohes individuelles Sachvermdgen mit Ausbeu-
terfunktion und entsprechendem Klassenstatus verbunden ist. Gewil,
diese glatte verbale Formulierung verbirgt die Raffinesse und Rigorosi-
tit des mathematischen Modells.

In seiner Formalisierung der Gliederung der Produktionsweisen in
Feudalismus, Kapitalismus und Sozialismus verwendet Roemer ein
spieltheoretisches Konzept. Eine Gruppe von Individuen ,,verbleibt* —
freiwillig — in der Gesellschaft, wenn die ,, Regeln®“ — eine Art gesell-
schaftlicher Spielregeln — flir einen hypothetischen Riickzug aus dieser
Gesellschaft sie in eine schlechtere Position zwingen wirden. Betont
wird das Element der Freiwilligkeit mit der sich die Individuen in ihre
soziale Rolle fiigen, sobald das strukturierende Element, die Ruckzugs-
regel, vorgegeben ist. So gibt die Riuckzugsregel des Kapitalismus der
Person des Arbeiters zwar freies Geleit, sie verhindert aber, dal} er
seinen aliquoten Anteil am produktiven Vermoégen der Gesellschaft
mitnimmt — das ist kapitalistische Ausbeutung. Im Sozialismus, so
Roemer, herrscht sozialistische Ausbeutung insofern die Individuen
nicht enteigenbares Vermégen, gemeint sind besondere Qualifikatio-
nen bestimmter Gesellschaftsmitglieder, nicht auf ihrem hypotheti-
schen Riickzug mitnehmen koénnen. Auch hier gewinnt man den
Eindruck, dafl mit groflen Kanonen (Methode) auf kleine Spatzen
(Inhalt) geschossen wird.

Im tbrigen bekommt Roemer wohl vor der iibergrof3en Freiwilligkeit
mit der sich seine Individuen im strategischen Gleichgewicht zusam-
menfinden selbst ein wenig Angst, sodaf3 er in der dem Erscheinen
seines Buches folgenden Diskussion (Politics and Society, 1982, Nr. 3)
heftig fur die Entwicklung einer ,marxistischen Ethik“ pladiert. Auf
letztere kénnte meines Ermessens verzichtet werden, wenn statt dessen
die Produktionsweise nicht in Form von Riickzugsregeln exogen vorge-
geben wird, sondern als Ergebnis der Konstituierung von Klassen
endogen bestimmt wird. Der in letzter Zeit wieder populdrer werdende
grobe methodologische Individualismus® miif3te dann allerdings einer
flexibleren Modellierung interdependenter, individueller Entscheidun-
gen bei unvollstdndiger Information weichen. Einer Information, die
selbst Produkt bestimmter Handlungen von Individuen ist. Erst dann
kann die Konstituierung von Klassen erfolgreich modelliert werden.

Peter Flaschel

»In Deutschland dagegen, wo das praktische Leben ebenso geistlos
als das geistige Leben unpraktisch ist, . . .“ — so empfindet der 25jahrige
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Marx das Deutschland von 1843. Die Bundesrepublik hat diese Aus-
strahlung nicht verloren. Fur lange Jahre wurde die internationale
Entwicklung von deutschen Theoretikern, von Ausnahmen abgesehen,
mit Ignoranz gestraft, wihrend andererseits die rege praktische Tatig-
keit den Zustand akuter ,,Geistlosigkeit” nur schwer zu verheimlichen
vermochte.

Das Wesentliche sind die Ausnahmen. Dazu zédhlt die Arbeit von Peter
Flaschel, dessen Buch ,Marx, Sraffa und Leontieff* (Flaschel, 1983) die
meines Erachtens beste deutschsprachige Ubersicht der Diskussion um
die Arbeitswertlehre enthalt®. Dartiber hinaus enthilt es auch Flaschels
eigenen Absatz einer operationalen, also in der empirischen Wirt-
schaftsforschung verwendbaren Arbeitswertlehre.

Der Punkt an dem er ansetzt sind einige ernstzunehmende Defekte
der Morishima-Interpretation, die insbesondere von Ian Steedman
(Steedman, 1977) gegen ,,die Marxsche Wertlehre* im allgemeinen in
Anschlag gebracht wurden. Es handelt sich dabei um Schwierigkeiten,
die sich bei der Berechnung der Werte nach Morishimas Rezept ergeben
kénnen, wenn in einem Produktionsprozel3 mehrere Waren gleichzeitig
erzeugt werden (Kuppelproduktion). Es konnen dabei negative Zahlen
als Werte auftreten, obwohl die Profitrate positiv ist — ein 6konomisch
sinnloses Ergebnis. Morishima selbst hatte sich diesem Dilemma durch
eine neue, eigene Wertdefinition entzogen: dem Konzept der optimalen
Werte. Demnach sollten der Berechnung der Werte nur die jeweils
optimalen Produktionsprozesse zugrundegelegt werden, wodurch das
obgenannte Problem umgangen werden kann. Da3 damit auch die
Additivitiat der Werte verlorengeht, ist ein entscheidender Schritt weg
von Marx.

Flaschels Innovation ist nun, dal er versucht Marx’ Begriff der
~gesellschaftlich notwendigen Arbeit“, die den Wert des Gutes ja
bestimmen soll, inhaltlich anders als Morishima zu fiillen. ,,Notwendig*
wird bei ihm nicht als ,mindestens notwendig® (im technologischen
Sinne), sondern als ,unter gegebenen Umstinden durchschnittlich
notwendig® verstanden. Nicht ein imagindres Minimierungsprogramm
soll fiir den Wert der Waren ausschlaggebend sein, sondern die faktisch
verwendeten Produktionsprozesse und die tatsdchlich aufgetretenen
Preise, die durch geeignete Verfahren der Durchschnittsbildung
(Gewichtung) konsistente, 6konomisch sinnvolle Werte zu liefern ver-
mogen. Angewandt auf die alte Frage: ,,Wie werden aus Werten Preise?“
(das Transformationsproblem) erlaubt Flaschels Methode gleich zwei
Fliegen mit einem Schlag zu erwischen: Da auch Léhne Preise sind,
lassen sich faktische Lohndifferentiale ebenso zur Feststellung des
Verhiltnisses von einfacher zu komplizierter Arbeit verwenden — das
heiBt zur Losung des zweiten ,klassischen* Problems marxistischer
Okonomen, des Reduktionsproblems. Was urspriinglich nur als Aus-
weg aus den Anomalien von Kuppelproduktionsproblemen schien, 16st
hier das Transformationsproblem ohne es zu trivialisieren. Denn nach
wie vor miissen Werte in Preise umgerechnet werden — im Gegensatz
etwa zu Ulrich Krause (Krause, 1979), der die Reduktionskoeffizienten
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einfach so wihlt, daf3 das Transformationsproblem gar nicht zustande
kommt.

Neben seinen vielen Meriten hat Flaschels formidabler Ansatz jedoch
auch ein schweres Defizit zu tragen, dafl wohl seiner Herkunft von der
allgemeinen Gleichgewichtstheorie geschuldet ist: Der starke Bezug
auf Faktizitit bindet sein Wertkonzept an den Moment, es ist ein vollig
sinstantanes“ Konzept. In jedem gegebenen Zeitpunkt lassen sich
Werte konsistent bestimmen, doch wie die Zeitpunkte verbunden sind,
dariiber kann diese Fassung des Wertbegriffes nichts aussagen. Insbe-
sondere steht sie dem weiter oben genannten zweiten Ausgangspunkt —
der begrifflichen Durchdringung gewisser Stadien der Produktions-
weise — im wortlichen Sinne ,fassungslos“ gegenuber. Der Angriff
Morishimas und insbesondere Steedmans konnte damit von Flaschel
zwar auf deren Ebene pariert werden, es wurde dadurch aber auch die
Achillesferse der Argumentationsebene selbst umso sichtbarer: Wert
als instantanes Konzept ist, ebenso wie schon Walras’ Preissystem, zur
Beschreibung der Dynamik der Produktionsweise hochst unzulanglich.

Alain Lipietz

Genau diese ,,dunkle* Seite der Flaschelschen Perspektive wird vom
franzosischen Okonomen Alain Lipietz niher beleuchtet. Lipietz unter-
scheidet zwischen synchronem, instantanem Wert und diachronem,
prozessierenden Wert (valeur en proces).

Den ersten der beiden Aspekte deduziert er, in der Vorgangsweise
dhnlich wie Flaschel, im Anschluf} an eine sorgfiltige Einschétzung der
Morishima-Interpretation (Lipietz, 1982a). Anders als dieser sieht er
seinen eigenen Lodsungsvorschlag jedoch nur als komplementar zu
Morishimas Modell an. Er beruht auf einer alternativen Definition des
Wertes der Arbeitskraft.

Bei Morishima ist durch die technischen Gegebenheiten des Systems
und ein bestimmtes, zur Reproduktion der Arbeitskraft notwendiges
Konsumgiiterbiindel ,,Ausbeutung“ in einem sehr weiten, technologi-
schen Sinne gefaf3t. Man konnte sagen, es werden dadurch warenprodu-
zierende Gesellschaften durch blo3e Warenmengen und Arbeitszeitauf-
wendungen entsprechend klassifiziert. Lipietz akzeptiert zwar Morishi-
mas, auf der Ebene der warenproduzierenden Gesellschaften angesie-
delten Wertbegriff, schliagt aber als ,,Ausbeutung” ein Konzept vor, das
vom Anteil der Arbeiter an der, zu laufenden Preisen bewerteten
Wertschopfung ausgeht — der ,Lohnquote”. Im Gegensatz zu Mori-
shima, bei dem Werte, Ausbeutung und damit auch die ,,Lohnsumme*
(in Werten gemessen) fir jede Technologie feststehen, erhalten Lipietz
Arbeiter zunidchst ihren ,,abstrakten Anspruch am Nettoprodukt®, einen
Geldlohn, der — flir gegebene Warenwerte — den Wert ihrer Arbeitskraft
angibt. Das zur Bewertung der Arbeitskrifte nétige Preissystem driickt
die Neuverteilung des gesamtwirtschaftlichen Mehrwerts unter die
Sektoren aus’, und in diesem Sinne ist das Wertsystem dem Preissy-
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stem vorgelagert. Unter der Annahme ausgeglichener Profitraten kon-
nen diese Werte dann errechnet werden. Die logische Prioritit der
Werte vor den Preisen bleibt gewahrt, ohne den Unternehmern eine
Kalkulation anhand nicht beobachtbarer Werte unterstellen zu mussen.
Das ist moglich, weil variables und konstantes Kapital unterschiedlich
behandelt werden. Die vorgegebene Entlohnung hat aber auch andere
Effekte: Unterschiede in der Produktionsstruktur wirken sich auf die
Durchschnittsprofitrate aus. Der Verzicht auf die Annahme gleichge-
wichtigen Wachstums 148t letztere aber dann ebenso arbitrir erschei-
nen wie die Produktionsstruktur selbst. Spatestens hier zeigt sich eine
Parallele von Lipietz synchronem Wertkonzept zu Flaschels Arbeit: Die
Orientierung an faktisch Vorgegebenem flihrt notwendig zum Verlust
an dynamischer Erklarungskraft.

Lipietz wirkt dem entgegen, indem er das diachrone Wertkonzept als
dynamischen Motor — der ,,sich verwertende Wert“ — in den synchronen
Rahmen einzubauen versucht (Lipietz, 1977, 1982b). Interessanterweise
geht er dabei genau umgekehrt wie sonst tblich vor. Nicht das
,,Gleichgewichtssystem* der relativen Preise wird durch eine Dynamik,
etwa technische Innovationen gestort. Vielmehr wird hier eine, stets
durch Klassenkimpfe um Lohnanteile gestorte, synchrone Struktur
durch ein bestimmtes ,,Akkumulationsregime* reguliert. Der Begriff
des Akkumulationsregimes verweist ganz explizit auf den zweiten, der
weiter oben genannten Ausgangspunkte, die Analyse gewisser Stadien
der Produktionsweise. Lipietz konzentriert sich dabei auf das letzte
Stadium und bezeichnet es als ,,intensive Akkumulation* beziehungs-
weise mit dem von Gramsci iibernommenen Begriff des ,,Fordismus®.
Der prozessierende Wert vermag mittels einer, insbesondere durch den
Staat exekutierten , Regulation®, und hier wiederum besonders des
Geld- und Arbeitsmarktes®, eine relative Stabilitdt des Systems tliber
mehrere Jahrzehnte hinweg zu sichern.

Die theoretischen Vorsté3e und empirischen Fallstudien des neuen,
auf seine dkonomischen Fiile gestellten, franzdsischen Strukturalis-
mus sind zu umfangreich und zu wichtig, um hier in wenigen Séatzen
abgehandelt werden zu konnen. Nicht zuletzt ist ihm zugute zu halten,
dalB3 auch versucht wurde zu aktuellen wirtschaftspolitischen Fragen
Stellung zu nehmen, ohne den Bezug zu grundlegenden theoretischen
Fragen zu verlieren (Lipietz, 1984).

Fazit

Kozo Uno hatte die Entwicklung des Kapitalismus in drei Stadien
geteilt: Handelskapitalismus, Industriekapitalismus und Imperialismus
(Uno, 1980). Die Zeit seit dem ersten Weltkrieg war flir ihn bereits eine
Ubergangszeit, in der die Bewegung des Kapitals nicht mehr rein
beobachtbar war.

Entsprechend der Strukturierung des realen Prozesses — reine Bewe-
gung, Stadienspezifik, Einzelheit — sollte sich, ihm gemdil, auch die
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Theoriebildung unterteilen: reine Theorie, Stadientheorie, empirische
Studie. Gerade die letztgenannte Gruppe franzésischer Okonomen
zeigt, dafl diese Gliederung keine Arbeitsteilung im exkludierenden
Sinn bedeuten kann.

Die politische Okonomie der Zukunft wird, so meine Spekulation, der
realen Bewegung in stidndig schneller werdendem Gleichschritt nach-
humpeln — und dadurch, zeitlich gesehen, aufholen. Die Aufeinander-
folge von extensiver und intensiver Akkumulation in der Theoriepro-
duktion stellt sich als Schwerpunktverschiebung von steter Einbezie-
hung spezieller Randgebiete zu einer Vertiefung des Wissens tiber die
zentralen Mechanismen der Produktionsweise dar. Fast konnte es so
scheinen, als ob wir seit mehr als hundert Jahren am Anfang dieser
Aufgabe stehen.

Anmerkungen

1 Es sei bemerkt, dafl es sich beim verwendeten Beispiel um keine strikte Antinomie
handelt. Zum Begriff der Produktivitidt von Antinomien vergleiche man insbesondere
(Kesselring, 1984).

2 Die Verwendung dieser Iteration und ihre Interpretation wurden etwa gleichzeitig von
Shaikh (Februar 1973) und Morishima (November 1973) unabhéingig voneinander
entwickelt. Siehe dazu auch (Shaikh, 1977).

3 Das einzige ,historische* Element, dall die Diskussion um das Morishima Modell
artikulierte war die Frage ob die im Modell stilisierte ,einfache Warenproduktion*
wirklich existiert hat.

4 Besonders interessant erscheint mir die funktionale Aquivalenz von Kreditmarkt und
Arbeitsmarkt. Ausbeutung funktioniert bei Roemer exklusive tiber den Austauschme-
chanismus und ist keineswegs, wie heute vielfach betont, ein Phinomen ,,am Arbeits-
platz“.

5 Im Mittelpunkt der ,,marxistischen“ Diskussion um den methodologischen Individua-
lismus steht die Arbeit Jon Elsters (Elster, 1982, 1983).

6 Wer komprimierte formale Darstellungen nicht schitzt mufl allerdings vor Flaschels
Buch gewarnt werden.

7 Grundlage far die Normierung von Preis- und Wertsumme ist bei Lipietz das
Nettoprodukt. Es gilt Mehrwertsumme ist gleich der — sektoral anders verteilten —
Profitsumme.

8 Marx Theorie des Geldes steht im Mittelpunkt mehrerer neuer Arbeiten. Man verglei-
che insbesondere (de Brunhoff, 1967, 1978) sowie (Foley, 1975).
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BERICHTE UND DOKUMENTE

Betrachtungen iiber
die
Nationalokonomie
von heute®)

JOSEF STEINDL

Ich empfange die Ehre, die Sie mir
zugedacht haben, mit der gebiihren-
den Wertschatzung und mit umso groé-
Berer Freude, als sie mir im Rahmen
der 400-Jahr-Feier der Universitit zu-
teil wird, eines Tributs an die Tradi-
tion und die Geschichte, was aber
nicht eine Konzentration auf die Ver-
gangenheit bedeuten soll, wie man sie
uns Osterreichern oft nachsagt: Man
sagt, dal wir vertrauensvoll und zu-
versichtlich in die Vergangenheit blik-
ken. Nicht so in Graz, ist doch diese
schone Stadt mit ihren reizvollen alten
Gassen in den letzten Jahrzehnten ei-
ne Stadt der Avantgarde geworden,
freilich auf anderen Gebieten, aber
wie es scheint, doch auch aufgeschlos-
sen gegenuber neuen Gedanken auf
6konomischém Gebiet. Fur mich ist es
daher beruhigend, hier Anerkennung
zu finden, muB ich doch fir die grofle
Mehrzahl der Vertreter des Haupt-
stroms der Nationalékonomie eher
dem alten Eisen zugerechnet werden,
gepragt wie ich bin, mein Laudator
hat es schon gesagt, von den Erfahrun-
gen und den Theorien der 30er Jahre.
Keynes, Kalecki, das gilt ja den Tra-
gern der neuen Moden in Amerika
heute als altviterisch, man weil
kaum, was das ist. Wie sehr hat sich

*) Ansprache anldBlich der Verleihung des
Ehrendoktorats durch die Karl-Fran-
zens-Universitdt Graz am 8. Mai 1985

das Fach seit diesen Jahren verdndert!
In den 30er Jahren war die Okonomie
uberschaubar. Man konnte sich ken-
nen, man hat gewul3t, wo man jemand
findet. Man konnte verfolgen, was ge-
dacht wird, was gesagt wird. Heute ist
die Nationalékonomie ein Fabriksbe-
trieb geworden, mit soviel Liarm, daB
man sein eigenes Wort nicht hort. Die
Professoren, die friiher an einer be-
stimmten Stelle in einem Departe-
ment anzutreffen waren, pendeln heu-
te zwischen drei Lehrstiihlen mit dem
Flugzeug hin und her. Sammlung
wird nicht angeboten, ist auch nicht
gefragt. Jeder wirkliche Uberblick
fehlt. Die Zeitschriften vermehren
sich entgegen aller Wachstumskrise
anscheinend nach dem Gesetz von
Malthus, wahrend die Lernkapazitit
der Menschen, so wie in der klas-
sischen Theorie der Grund und Bo-
den, gleichbleibt; das Gehirn wachst
nicht. Trotz der lebhaften Publika-
tionstatigkeit haperts mit der Kom-
munikation. Ich vermute, dafl vor 400
Jahren die Autoren weniger lang auf
die Drucklegung ihrer Werke warten
mubBten als heute. Das Fach wird von
einem schrecklichen Konformismus
zusammengehalten, der in manchen
Landern den Abweichlern, soweit sie
nicht schon lingere Zeit etabliert ge-
wesen sind, das Leben sehr schwer
macht. Viele Okonomen sind in einem
hohen Ausmaf} in praktische Wirt-
schaftspolitik verstrickt. Trotz der Ge-
fahren, die das mit sich bringen mag,
ist es aber besser als eine Isolation in
der Gelehrtenstube. Ist doch die weit
groBere Gefahr der Okonomen von
heute, daf3 sie vom Leben nichts wis-
sen, oder, soweit sie wissen, es ignorie-
ren zu konnen glauben. Der Kontakt
mit der Wirtschaftspolitik ist absolut
notwendig, soll die Theorie nicht de-
generieren. Alle groflen Entwicklun-
gen in der National6konomie haben
ihren Ausgangspunkt in den jeweils
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aktuellen Problemen der Wirtschafts-
politik gehabt, aus denen die Theorie
neue Ideen geschoépft hat. Man sagt
immer wieder, daf3 die Nationalékono-
mie keine Experimente kennt, aber es
gibt sie, man méchte es hie und da fast
bedauern — es gibt sie. Es sind Experi-
mente am lebenden Fleisch der Ge-
sellschaft. Es ist eine Art Vivisektion,
die von keinem Tierschutzverein ver-
boten ist. Aber mangels Kontrolle die-
ser Experimente ist der Ausgang oft
nicht sehr leicht richtig zu beurteilen.
Gleichzeitig mufl man sich fragen, ob
die Nationalékonomen in diesen Hap-
penings eine aktive Rolle spielen, oder
ob sie sozusagen nur die Musik dazu
machen. Es fillt schwer, sie ganz frei
zu sprechen von der aktiven Beteili-
gung an vielem, was geschehen ist.
Man denke etwa an das, was die Ent-
wicklungsékonomie und ihre Berater
aus West und Ost in den ersten Nach-
kriegsjahrzehnten in der dritten Welt
mit ihren Industrialisierungsmodellen
angerichtet haben. Thre Glanzzeit ist
Gott sei Dank voriibergegangen und
die Besinnung auf die wahren Interes-
sen dieser Lander hat auch unter Oko-
nomen ihre Vertreter gefunden, so et-
wa Paul Streeten, urspriinglich einer
unserer Landsleute, mit seiner Strate-
gie der ,,basic needs®. Aber die Trim-
mer der verfehlten Politik werden
noch lange herumliegen. Oder man
denke an die fluktuierenden Wechsel-
kurse, an denen eine ganze Reihe Oko-
nomen gewill nicht unschuldig war,
oder an die natuarliche Rate der Ar-
beitslosigkeit; ich weil nicht, inwie-
weit man die Okonomen wirklich ver-
antwortlich machen koénnte dafur,
vielleicht gehoért es nur zur Musik.
Aber ist nicht die Beschénigung
schon eine Form der Mittiaterschaft
oder der Vorschubleistung? Man kann
nicht behaupten, daf die Nationaléko-
nomen unter all diesen Umstidnden
keinen Prestigeverlust erlitten hatten.
Ein junger englischer Fachkollege ist
gelegentlich einmal ins Spital gekom-
men und hat es der ihn betreuenden
Krankenschwester nicht ganz verber-
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gen konnen, welchen Beruf er hat. Sie
ist entsetzt zurtickgewichen mit den
Worten: ,,Oh! Sie gehoéren zu dieser
entsetzlichen Profession, die soviel
Elend iber die Menschen gebracht
hat.“ Man sieht, der junge Mann hat
sich der Kollektivschuld nicht entzie-
hen kénnen. Vor nicht allzulanger Zeit
erschien in den USA ein Buch von
Interviews mit prominenten Okono-
men. Der Autor Arjo Klamer hat mit
journalistischem Enthullungsinstinkt
versucht, einem breiteren Publikum
von Intelektuellen einen Zugang zu
den Geheimnissen der Branche zu
schaffen, die Okonomen sozusagen in
Pantoffeln zu zeigen. Er kommt zu
dem Ergebnis, daf} die oft divergieren-
den Anschauungen und Theorien der
Okonomen auf den politischen Vorur-
teilen beruhen, von denen sie ausge-
hen. Man koénnte das nun harmlos
interpretieren, wenn es nur bedeuten
soll, was ohnehin kein Geheimnis ist,
daB ein Okonom durch seine blofe
Themenwahl, etwa dadurch, dal3 er
mehr am Problem der Arbeitslosigkeit
interessiert ist oder am Problem der
Stabilitat der Finanzanlagen, in be-
stimmte Richtungen der Untersu-
chung gelenkt wird, also diese oder
jene Zusammenhinge mehr beachtet
als andere. Das ist ja allgemein be-
kannt, daf3 es keine echte Wertfreiheit
gibt. Aber der Eindruck, der hier
durch die Arbeit dieses Mannes her-
vorgerufen wird, ist ein viel argerer.
Es ist der Eindruck, es stecke gar
nichts anderes dahinter, als nur das
politische Vorurteil. Der Schaden fir
das Prestige der ganzen Branche ist
unverkennbar und der‘Zynismus, mit
dem ein groBer Teil der Okonomen
politischen Strémungen gefolgt ist,
beginnt sich so zu riachen.

Aber lassen sie mich auch etwas
Positives sagen. Was uns fehlt, ist die
Beschiftigung mit den Problemen,
die im Niemandsland zwischen den
Fachgebieten liegen. Ich denke z. B.
an Fragen, die an der Grenze zur So-
ziologie liegen oder zur Politikwissen-
schaft, Fragen der Organisation; oder




denken Sie an die Rolle der Imitation
im Konsum, in der Bildung von Er-
wartungen, in der Spekulation, die
Fragen der Diffusion von Neuerun-
gen, von Meinungen, von Information,
um nur Beispiele zu nennen. Oder
aber Fragen, die an der Grenze zur
Technik oder zur Naturwissenschaft
liegen. Denken wir etwa daran, daf3
zwischen Okologie und Okonomie en-
ge verwandtschaftliche Beziehungen
bestehen. Dies wird besonders dann
interessant, wenn wir Parallelen zu
ziehen versuchen zwischen der Zer-
stérung des Gleichgewichts von loka-
len Systemen, also etwa dem Abster-
ben von Fliissen oder Seen, und den
parallelen Erscheinungen des Abster-
bens von lokalen Systemen in der
Okonomie. Um ein biBchen in die
Geschichte zuriuckzugehen, denken
Sie an das Absterben des indischen
Dorfes als Folge der Konkurrenz der
englischen Industrie. Oder die Mono-
kulturen, die sich ergeben haben in
verschiedenen Entwicklungsldndern
als Folge eben des Eindringens euro-
paischer Einfliisse, die ein friiheres
Selbsterhaltungssystem zerstért ha-
ben. Oder denken Sie an die analogen
Erscheinungen in Europa, wo sich in
bestimmten Gebieten einseitige regio-
nale Strukturen durch die Dominanz
gewisser Grof3betriebe entwickelt ha-
ben, was dann das Entstehen von Not-
standsgebieten begunstigt hat. All die-
se Parallelen sind von grofitem Inter-
esse. Die herrschende Richtung der
Okonomie, alles was im sogenannten
Hauptstrom schwimmt, ist dagegen
bestrebt, alles auszuklammern, was
nicht in ihr engbegrenztes und will-
kirliches Schema hineinpal3t. Besten-
falls werden diese auBerordentlich in-
teressanten Probleme des Niemands-
landes Spezialisten tiberlassen, z. B.
Spezialisten fiir Technologie, fir For-
schung und Entwicklung, fir Innova-
tion usw. Diese Spezialisten fiihren
aber eher ein abgesondertes Dasein
und die Kontakte zum Hauptstrom,
der mit der Technologie tberhaupt
nichts anzufangen weil}, vermissen sie

weitgehend und haben keinen Einfluf
auf das, was eigentlich in der hohen
Theorie geschieht. So kommt es, dal
die herrschenden Schulen eine gewis-
se Weltfremdheit zeigen, geschichts-
los und gesellschaftslos sind, auf der
formalen Seite tiberziichtet, in der Be-
ziehung zur Realitidt verarmt, von den
Menschen und deren Problemen
nichts wissen wollen, und ihr Interes-
se auf eine konstruierte Gliederpuppe
mit eingebauten Regelmechanismus
richten: Der optimierende Mensch,
frither hat man ihn homo oeconomi-
cus genannt, es ist eine Art Olympia,
singt aber nicht so schién. Anstelle der
Gesellschaft mit ihren vielen Zusam-
menhéangen verschiedener Art tritt ein
allgemeines Gleichgewicht, das aus-
schliefllich durch das Vorbild der
Physik gepréagt ist, aber der Physik
von vor 250 Jahren, der Newtonschen
Mechanik, und damit den Charakter
unserer Probleme vollkommen ver-
fehlt. Gehoren wir doch nolens volens
zur organischen Welt, missen unsere
Analogien also, wenn wir schon unbe-
dingt welche haben miissen, eher aus
der Biologie holen, deren Lernprozes-
se sich in der Gesellschaft, so in der
Entwicklung der Technologie, wieder-
holen. Wenn die Okonomen etwas
hiufiger Spaziergidnge aus ihrem
Fachgebiet herauswagen und Gespra-
che mit Spezialisten anderer Gebiete
riskieren wirden — das unterliegt na-
tirlich all den Bedingungen personli-
cher Disposition, Neigung, Sympathie
und zufilliger Gelegenheit — dann
konnten sie vielleicht auch dringend
notwendige neue Informationsquellen
erschlieflen, also genau dort Hilfe fin-
den, wo sie der Schuh driickt, ndmlich
in der Beschaffung von Daten. Ich
stelle mir vor, da3 eine Zusammenar-
beit mit Ingenieuren Zugang zu Mate-
rialien eréffnen konnte, die den Oko-
nomen normalerweise nicht unter die
Augen kommen. Daf} hier manches zu
holen ist, zeigt sich am Beispiel der
sogenannten Lernkurven, die aus der
Flugzeugindustrie gekommen sind.
Es fallt nicht leicht, heute National-
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6konom zu sein, ohne die Last eines
groBen Vorwurfs zu fiihlen. Wir leben
in einer Zeit sehr markanter und
schicksalschwangerer  Entwicklun-
gen, einer Zeit der Desorientierung,
des Scheiterns der Ideologien, der er-
neuten Stellung von Fragen, die an
und fiir sich alt sind, aber mit erneuter
und mit gréBerer, viel groferer Dring-
lichkeit gestellt werden: Umwelt,
Strukturwandlung, die dritte Welt
usw. Eine Zeit, in der die Wirtschafts-
politik der grofen Staaten zunehmend
in die Sackgasse geraten ist. Alles Ent-
wicklungen, die von uns Antwort ver-
langen; ohne intelligente Diagnose ist
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nicht zu helfen. Unsere Reaktionen
auf diese Fragen waren bisher eher
karglich. Zumindest aber kénnen wir
glicklich sein, daB wir es in Oster-
reich auf dem Gebiet der National6ko-
nomie vermieden haben, die Modetor-
heiten der Zeit mit Haut und Haaren
zu verschlucken. Der 6sterreichische
Konservatismus auf geistigem Gebie-
te, der uns sonst so gar nicht gut tut —
man denke an die Innovationsproble-
me — hat hier offenbar seine Vorteile.
Ich wiinsche von ganzen Herzen, daf
wir auf diesem Gebiet auch weiterhin
unseren eigenen Weg gehen werden.




BUCHER

DIE STABILITAT DES
WACHSTUMS

Rezension von: D. Ipsen, Die
Stabilitat des Wachstums.
Theoretische Kontroversen und
empirische Untersuchungen zur
Destabilisierung der
Nachkriegsentwicklung. Campus
Verlag, Frankfurt a. M./New York
1983, 312 Seiten.

Bei der vorliegenden Studie handelt
es sich um die Habilitationsschrift von
Dirk Ipsen (D. J.), der heute an der TH
Darmstadt das Fachgebiet Politische
Okonomie vertritt (man lese und stau-
ne: Pol. Ok. in den 80ern in Darmstadt,
BRD!). Die Arbeit ist dem Zweck ge-
widmet, zum Verstindnis der Wirt-
schaftsentwicklung der Bundesrepu-
blik Deutschland von 1950 bis 1976
beizutragen. Insbesondere soll das
Buch den Blick dafir scharfen, dal3
der augenscheinliche Destabilisie-
rungsprozef3 der westdeutschen Oko-
nomie in den siebziger Jahren in Be-
stimmungsgrinden zu suchen ist, die
zeitlich friher liegen, als man dies
vielfach in der Profession anzuneh-
men scheint.

Dieser selbstgestellten Fragestel-
lung, deren Aktualitat angesichts der
krisengeschiittelten westdeutschen
Wirtschaftsverhiltnisse der achtziger
Jahre wohl kaum bestreitbar sein
durfte, wird D. J.,, um es vorab zu
bemerken, weitgehend gerecht. Daher
kann das Buch jenen Okonomen, die
an einer akkumulationstheoretischen
und empirischen Studie der BRD-

Okonomie interessiert sind, zur Lek-
tiire anempfohlen werden.

Das Buch ist in vier Kapitel (von
ungefihr gleicher Linge) unterteilt; es
enthalt ferner sechs Anlagen sowie ein
Tabellen- und Schaubildverzeichnis
und das Literaturverzeichnis. Auf ein
Stichwortverzeichnis mufl der Benut-
zer indes verzichten.

Das erste Kapitel enthalt die fir die
Arbeit wichtigen Fragestellungen und
den theoretischen Bezugsrahmen der
Arbeit; die Gbrigen drei Kapitel sind
dann der empirischen Untersuchung
der westdeutschen Wirtschaft gewid-
met. Hieraus geht auch die Schwer-
punktsetzung des Autors bei der Bear-
beitung des Themas hervor; es sollen
vor allem empirisch herausschilbare
Trends untersucht werden, denen die
Okonomie unterworfen ist. Wir sollten
hinzufiigen, dafl der empirische Teil
der Arbeit aus der Auswertung einer
grofien Zahl entsprechender Studien
besteht und das die Befunde stets im
Kontext des theoretischen Bezugsrah-
mens erortert werden — wenngleich
der nicht immer adéaquat ist, wie wei-
ter unten zu zeigen sein wird. D. J.
zufolge 1dBt sich der 6konomische
Entwicklungsprozef3 der Bundesrepu-
blik von 1950 bis 1976 in zwei Phasen
einteilen; dabei wird die 1. Phase (der
zunehmenden Stabilitit der Okono-
mie) an den Zeitraum von 1950 bis
etwa 1960 gekntipft. In der Periode
von 1957 bis 1960 weisen nun die mei-
sten der von D. J. betrachteten Zeitrei-
hen einen Trendbruch auf. Fiir die 2.
Phase von 1960 bis 1976 ergibt der
Verlauf der zentralen Variablen dann
einen zunehmend instabilen Prozef
der Wirtschaft, der, wie wir hinzufii-
gen mochten, offenbar bis in die jing-
ste Vergangenheit wirksam gewesen
zu sein scheint.

Nach Ansicht von D. J. diirfte nun
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der Ubergang von der ersten zur zwei-
ten Phase von besonderem Interesse
sein. Mit seinen Worten: ,,Unsere Fra-
gestellung zielt ... auf die Erkldarung
des Ubergangs von der ersten Phase
der zunehmenden Stabilitit auf die
zweite Phase der zunehmenden Insta-
bilitdt in der westdeutschen Wirt-
schaftsentwicklung ab.“ (S.11; vgl
auch S. 13). Als theoretischen Hinter-
grund fir die Untersuchung erértert
D. J. klassische Uberlegungen zu den
Determinanten der Akkumulations-
dynamik bei Marx sowie die dazu anti-
thetische Position der post-keynesia-
nischen Wachstumstheorie, wie sie
vor allem von Kaldor beschrieben
worden ist'.

In diesem Zusammenhang beinhal-
tet der von D. J. herangezogene Stabi-
litatsbegriff den folgenden Gedanken-
gang: Tragen verteilungsinduzierte zy-
klische Wachstumsprozesse und Infla-
tion zur langerfristigen Stabilisierung
der Profitrate und damit auch der
Wachstumsrate des Sozialprodukts
bei?

Einen analytisch sehr eleganten,
kompakt gehaltenen Zugang zu eini-
gen wesentlichen akkumulationstheo-
retischen Fragestellungen von Marx
liefert das bekannte Modell von R. M.
Goodwin? auf das D. J. in seiner Skiz-
ze des theoretischen Bezugsrahmens
niher eingeht. Trotz zyklischer
Schwankungen des Beschaftigungs-
grades und der Lohnquote liefert das
Modell konstante Durchschnittswerte
fiir die Verteilung und die Beschaifti-
gung und bei unterstellter (Harrod-)
Neutralitit des technischen Fort-
schritts ergibt sich dann — bei konstan-
tem Kapitalkoeffizienten — auch ein
konstanter Durchschnittswert fir die
Profitrate und die Wachstumsrate des
Systems. Dieses Ergebnis ldft sich
nun mit den ,stylisierten Fakten“ von
Kaldor in Verbindung bringen, bei
dem unter anderem in der kurzen
Frist Geldlohnerh6hungen mittels
entsprechender Preisianderungen neu-
tralisiert werden und in der langen
Frist die Konstanz des Kapitalkoeffi-
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zienten aus dem Zusammenspiel von
technischer Fortschritts- und Investi-
tionsfunktion resultiert. Kurz: bei al-
ler Unterschiedlichkeit des Ausgangs-
punktes und der Untersuchungsme-
thoden konzentrieren sich marxisti-
sche und neokeynesianische Theorie
beim Stabilitatsproblem auf die Be-
dingungen zur Herstellung der langer-
fristigen Konstanz der Profitrate als
der strategischen Variablen einer ka-
pitalistischen Okonomie.

Den Abschlufl der theoretischen Re-
flektionen bildet die Diskussion eines
— leider viel zuwenig beachteten -
Konjunkturmodells von A. Wenig®.
Dessen Formulierung konjunktureller
Zusammenhénge ist D. J. zufolge fir
die empirische Analyse der westdeut-
schen Wirtschaft ergiebiger als das
Goodwin-Modell, weil neben den Glei-
chungen zur Nominallohnentwick-
lung und der Preisbildung (a 1a Solow/
Stiglitz) die Beschiftigungselastizitat
der Produktion und die Einkommens-
elastizitat der Nachfrage ins Blickfeld
der Untersuchung gelangen. Im zwei-
ten Kapitel wird ein historischer Be-
zugsrahmen fiir die empirische Analy-
se entwickelt; mit einiger Ausfiihrlich-
keit wird auch auf die Debatten zur
Dampfung des Konjunkturzyklus und
zur Phillips-Kurve eingegangen. D. J.
priift hier nach, ob Zwischenresultate
der Diskussionen erste Aussagen hin-
sichtlich der Gréf3e und der Verédnde-
rung in der Zeit von relevanten Varia-
blen und Konstanten enthalten.

Sodann werden im dritten Kapitel
die Determinanten der Profitratenent-
wicklung besprochen. Im Zeitraum
von 1950 bis 1960 verzeichnet die Bun-
desrepublik hohe Wachstumsraten
des Sozialprodukts, eine entspre-
chend hohe Akkumulationsrate und
damit eine starke Nachfrage nach Ar-
beit. Die anfangs hohe Arbeitslosig-
keit ist denn auch schnell abgebaut
worden und ab 1960 existiert in der
BRD praktisch Vollbeschéiftigung (fur
ca. 6 Jahre und dann nochmals von
1969 bis 1973). Hinsichtlich der realen
Lohnquote ist fiir diese 1. (und auch




die 2.) Periode ein trendmaéfiger An-
stieg zu beobachten, der sich freilich
noch nicht in einer Reduktion der
gesamtwirtschaftlichen Profitrate nie-
derschlagt, weil der Kapitalkoeffizient
zunidchst (bis 1955) gefallen ist und
erst danach zu steigen beginnt. Alles
in allem ist die Profitrate im Trend
ungefiahr konstant geblieben; erst in
der 2. Phase 143t sich die Entwicklung
der Profitrate durch starke Schwan-
kungen um einen fallenden Trend
charakterisieren. Die darin zum Aus-
druck kommende Destabilisierung
des Wachstumsprozesses mufl nach
Auffassung von D. J. als Grundlage
fir die anhaltende Wachstumsschwa-
che und die hirter gewordenen Vertei-
lungsauseinandersetzungen der sieb-
ziger Jahre angesehen werden. Im
Kontext der theoretischen Argumen-
tation beinhaltet der fallende Trend
der Profitrate die Moglichkeit, die
kurzfristige Stabilisierungsfunktion
der Verteilung kritisch zu tberpriifen.
D. J. legt dar, dal namentlich die von
Kaldor vertretene These von der Uber-
wilzbarkeit steigender Geldl6hne em-
pirisch mehr als zweifelhaft ist, vor
allem deshalb, weil die Investitionsgu-
terpreise im Aufschwung stirker als
die Konsumgiiterpreise zu steigen
pflegen und mithin die Gewinne stér-
ker deflationiert werden als die Loh-
ne. Mit anderen Worten bewegen sich
die Reall6hne ebenso wie die Geldloh-
ne prozyklisch und bestitigen damit
eher den Marx-Goodwinschen Vertei-
lungsprozef, ohne freilich zur Stabili-
sierung der Lohnquote beizutragen.
Bezieht man ferner staatliche Umver-
teilungseffekte mit ein, dann stellt
man fest, daBl bis 1963 die (Netto-)
Gewinnquote negativ und ab 1963 po-
sitiv beeinfluf3t worden ist.

Das vierte Kapitel enthilt eine dis-
aggregiertere Analyse der Zusammen-
hiange. D. J. bildet hier zwei Gruppen
von Industriesektoren, die in Abhéan-
gigkeit vom sektoralen Profitratenni-
veau zum Bereich mit , hoher* bzw.
yhiedriger* Profitrate zusammenge-
faf3t werden. Unter anderem zeigt D. J.

auf, daB sich die Gruppe der Indu-
striesektoren mit der hoheren Profi-
trate im Verhéltnis zur zweiten Grup-
pe im allgemeinen durch starkere
Preis- und durch schwéchere Mengen-
reaktionen auszeichnet. Allerdings
mul} dahingestellt bleiben, ob es sich
hierbei um ein verallgemeinerbares
Resultat handelt, wenn man bedenkt,
daB ca. 70 Prozent der Industriesekto-
ren der Gruppe mit der héheren Pro-
fitrate den von D. J. gewéhlten Krite-
rien fur die Bestimmung der Grup-
penzugehorigkeit nicht gentigen. Da
wir gerade kritische Vorbehalte zu for-
mulieren begonnen haben, seien kur-
zerhand noch einige weitere erwahnt.

Es muB bemingelt werden, daB vie-
le Formeln im Text nicht korrekt sind
und im ibrigen zahlreiche Symbole
unerklirt bleiben, was die Interpreta-
tion der Gleichungen mitunter sehr
erschwert. Gewichtiger ist aber wohl
folgender Einwand: Die theoretischen
Referenz-Modelle sind zur Interpreta-
tion der empirischen Erscheinungen
der westdeutschen Wirtschaftsent-
wicklung in nur eingeschréanktem Ma-
Be geeignet. Das 143t sich so einsehen:

1. Der in der Destabilisierungsphase
steigende Kapitalkoeffizient deutet
darauf hin, daB3 der Charakter des
technischen Fortschritts wichtig ist.
Andererseits ist der technische Fort-
schritt bei Goodwin (im Unter-
schied zu Marx!) neutral und im
Modell von Wenig taucht er — entge-
gen der Ansicht von D. J. — erst gar
nicht auf.

2. Die Bundesrepublik ist zu einem
Land mit hohen Import- und Ex-
portquoten geworden, deren Ein-
fluB auf die 6konomischen Aktivita-
ten unbestritten ist — man denke
etwa an die exportinduzierten Auf-
schwungphasen. Indes wird in den
Referenz-Modellen eine geschlosse-
ne Volkswirtschaft unterstellt.

3. Die von D. J. herausgearbeitete Re-
levanz unterschiedlicher Inflations-
raten fiir die Investitions- und die
Konsumgiiter kann trivialerweise in
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einem Einsektorenmodell nicht un-

tersucht werden.

4. Angesichts der aufgezeigten Bedeu-
tung des Auslastungsgrades fir die
tatsachliche Wirtschaftsentwick-
lung wire es sicher von Vorteil ge-
wesen, auf ein anderes Modell als
das Goodwinsche zu rekurrieren, in
dem der Auslastungsgrad ja kon-
stant ist.

Mit diesen Hinweisen wird viel-
leicht deutlich, welche Gesichtspunk-
te in weiteren Studien zum Verstand-
nis der bundesrepublikanischen Wirt-
schaftsentwicklung nach Ansicht des
Rezensenten Berticksichtigung finden
sollten. Unstrittig aber ist, da3 D. J.s
Studie einen unerldBlichen und wich-
tigen Zwischenschritt zu solchen wei-
teren Arbeiten darstellt.

Michael Kriger
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Anmerkungen

1 Vgl. insbesondere die Peking-Lecture
von Kaldor: Capitalist Ecolution in the
Light of Keynesian Economics, 1956,
wiederabgedruckt in: Kaldor, N., Essays
On Economic Stability And Growth,
London 1960, pp. 243-258.

2 Vgl. Goodwin, R. M., A Growth Cycle, in:
Feinstein, C. H., (Ed.), Socialism, Capita-
lism, and Economic Growth, Cambridge
1967, pp. 54-58.

3 Vgl. Wenig, A., Beschéaftigungsschwan-
kungen, Einkommensverteilung und In-
flation, Zeitschrift flir die gesamte
Staatswissenschaft, 1975, pp. 1-43.




FRUHE ESSAYS VON KEYNES -
ENDLICH IN HANDLICHER
AUSGABE VERFUGBAR

Rezension von: Harald Mattfeldt,
Keynes. Kommentierte Werkauswahl,
VSA-Verlag, Hamburg 1985,

191 Seiten

Die groflen Denker der 6konomi-
schen Zunft haben das gemeinsame
Schicksal, nur selten im Original gele-
sen zu werden. Die keynessche Be-
schiftigungstheorie gehort zum Stan-
dardstoff der wirtschaftstheoretischen
Grundvorlesungen an allen westli-
chen Universitidten, aber die meisten
Okonomiestudenten schépfen ihre
Keynes-Kenntnis aus Sekundar-, Ter-
tidr- oder noch karglicheren Quellen.
Was dann von Keynes tbrigbleibt ist
Hicks’ LM-IS-Modell und ein bi3chen
antizyklische Fiskalpolitik, der soge-
nannte hydraulische Keynesianismus.
GewiB} ist die Lektiire der Hauptwerke
von Keynes' — die ,,Allgemeine Theo-
rie* oder das 1930 erschienene ,,Vom
Gelde* — nicht gerade einfach, aber es
gibt auch leichter lesbare Texte, die
bisher jedoch schwerer zuginglich
waren. Das hat sich mit der vorliegen-
den Veréffentlichung gedndert.

Mattfeldts kommentierte Werkaus-
wahl préasentiert einige der schwung-
vollen und weitsichtigen Essays, die
Keynes in den zwanziger Jahren und
zu Beginn der dreifliger Jahre — also
wiéhrend der groflen Depression — ver-
fafl3t hatte; Texte, die den theoreti-
schen Rebell, gesellschaftspolitisch
engagierten Kommentator und witzi-
ger Ironiker Keynes weit besser ver-
mitteln, als es die enthusiastischsten
Keynesianer je vermogen.

Die Werkauswahl beginnt mit Key-
nes’ Ansprache an die liberale Som-

merschule in Cambridge von 1925
,Bin ich ein Liberaler?“ und endet mit
dem 24. Kapitel aus der ,,Allgemeinen
Theorie“, das den ausgreifenden Titel
tragt ,,Schlufibetrachtungen tiber die
Sozialphilosophie, zu der die Allge-
meine Theorie fiihren kénnte* und in
dem Keynes einige ordnungstheoreti-
sche Perspektiven aufzeigt, Giiber die
sich selbst viele wirtschaftspolitische
Anhidnger des Keynesianismus lieber
hinwegschleichen. Rechnet Keynes in
jenem Passus doch nicht nur dem
Kapitalismus die Ungerechtigkeiten,
Irrationalititen und Steuerungsdefizi-
te vor, sondern Keynes pladiert ex-
pressis verbis fir eine ,,Sozialisierung
der Investitionstatigkeit”, womit er
primér nicht die Eigentumsfrage an-
schneidet, sondern das Problem einer
verniinftigen gesamtwirtschaftlichen
Lenkung der Akkumulation.
Enthalten sind in der Werkauswahl
weiterhin die beiden bekannteren Ab-
handlungen ,Das Ende des Laissez-
Faire“ (1926) und ,,Wege zur Wiederer-
langung der Prosperitit® (1933). In die-
sen beiden brillianten Arbeiten wird
Keynes’ Wirtschafts- und Gesell-
schaftskritik komprimiert geboten.
Wesentliche theoretische Grundein-
sichten, die erst in der ,,Allgemeinen
Theorie* detailliert entfaltet wurden,
finden sich hier bereits in wirtschafts-
politischer Zuspitzung. Keynes sah in
der Dummbheit und der Unfihigkeit
der Politiker, ihre Ziele mit verninfti-
gen Mitteln zu verfolgen und sich
theoretischen Einsichten zu offnen,
weseritlich Griinde fiir die allgemeine
Misere seiner Zeit — und leider sind
Keynes’ Analysen heute eher noch ak-
tueller. ,,Mir scheint, dafl heutzutage
keine einzige Partei auf der ganzen
Welt das richtige Ziel mit den richti-
gen Mitteln verfolgt. Materielle Armut
gibt den Anstof3 zu Umwaélzungen ge-
rade unter Umstinden, die dem Expe-
riment nur wenig Spielraum gewéh-
ren. Materieller Wohlstand lidhmt die-
sen Antrieb gerade unter Umstinden,
unter denen man eine Umgestaltung
wagen diirfte.” (S. 116). Was Keynes
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mit Umgestaltung meinte, ist mit we-
nigen Worten umrissen:

Der Ubergang von wirtschaftlicher
Gesetzlosigkeit zu einer Ordnung, die
bewuBt auf eine Uberwachung und
Lenkung der wirtschaftlichen Krifte
im Sinne gesellschaftlicher Gerechtig-
keit und gesellschaftlichen Gleichge-
wichts abzielt . . .“ (S. 92). Und Keynes
ist sich tber die Hindernisse auf dem
Weg dorthin voéllig im klaren, wenn er
betont, daB dieser ProzeB ,,. .. unge-
heure Schwierigkeiten sowohl techni-
scher wie politischer Natur darbieten
(wird). Trotzdem aber ist mein Vor-
schlag, daB es die wahre Bestimmung
des Neuen Liberalismus ist, ihre Lo-
sung zu suchen® (S. 92).

Die kleineren Aufsitze, die Matt-
feldt in die Werkauswahl aufnahm,
variieren das Grundthema: die Gesell-
schaft ist fiir alle ihre Mitglieder ver-
antwortlich und hat im Prinzip die
Mittel und Méglichkeiten, Arbeitslo-
sigkeit und Armut zu uberwinden,
wenn sie sich von orthodoxen Wirt-
schaftsideologien befreit und Wirt-
schaftspolitik auch, ja vielleicht in er-
ster Linie als eine moralische Aufgabe
versteht. — Der Leser findet eine Fiille
von Einzelaspekten, deren Aktualitit
nicht nur Keynes’' genialen Weitblick
belegt, sondern auch erkennen laft,
dafl3 der Kapitalismus heute von den
gleichen Problemen wie damals steht;
dalBl Borniertheit und Mediokritit des
systemdenogenen Konservatismus in
der Wirtschaftspolitik von den Jahr-
hundertkatastrophen nicht fortgefegt
wurden. Dal Umweltschutz und Voll-
beschiftigung keine Gegensitze, son-
dern in reichen Gesellschaften kom-
plementére GroéfBlen sind, ist keine
Entdeckung von Sozialdemokraten,
sondern wurde von Keynes en passant
formuliert: ,,Wir miissen arm bleiben,
weil wir es nicht ,,bezahlen* kénnen,
reich zu sein. Wir mussen in Hiitten
leben, nicht weil wir keine Paléaste
bauen koénnen, sondern weil wir sie
uns nicht ,leisten” konnen. Der glei-
che Geist selbstsiichtiger finanzieller
Kalkulation beherrscht jeden Lebens-

412

bezirk. Wir zerstoren die Schénheit
der Natur, weil ihre herrenlose Pracht
keinen 6konomischen Wert hat. Wir
sind fahig, die Sonne und die Sterne
auszuschlieBen, weil sie keine Divi-
dende aufbringen* (S. 159).

Dal3 der Auswahlband fiir Studen-
ten, fur Politiker, fiir jeden ein wenig
an 6konomischen Fragen interessier-
ten Leser viele Einsichten und Klar-
sichten zu bieten hat, braucht nicht
weiter unterstrichen zu werden. Doch
es erwartet jeden auch eine sehr amii-
sante und verstindliche Lektiire. Wer
diese Keynes-Aufsitze gelesen hat,
weill mehr tber die wirklichen Pro-
bleme der Politischen Okonomie, als
sie ihm etliche Standardlehrbiicher
der Wirtschaftwissenschaft vermitteln
konnen.

Jedes Buch hat auch seine Méngel.
Und sie sollen auch in diesem Fall
nicht ibergangen werden. Die an sich
sehr wertvolle und klare Kommentie-
rung des Herausgebers ist etwas zu
lang geraten: Einfiihrung und Anmer-
kungen zu den Textausziigen umfas-
sen 84 Seiten; bei einem Gesamtum-
fang von 191 Seiten ist das etwas dis-
proportioniert. Auch hétte man den
einen oder anderen Text Keynes’ noch
mit aufnehmen kénnen, selbst wenn
anderes fortgefallen wire. So gehorte
in eine solche Auswahl gewil3 der pro-
vozierende und wiederum emminent
aktuelle Essay ,,Economic Possibili-
ties for our Grandchildren* (1928/30),
in dem Keynes gleich zu Beginn das
Rationalisierungsproblem anspricht:
»The increase of technical efficiency
has been taking place faster than we
can deal with the problem of labour
absorption'.*

Auch die bibliographischen Anga-
ben machen einen etwas oberflachli-
chen Eindruck. Es fehlen zum Teil
nicht nur Hinweise auf die englischen
Originalquellen sowie Angaben, wo
die Texte in der Gesamtausgabe der
Keynesschen Schriften zu finden sind,
sondern der Herausgeber verzichtete
auch vollig auf eine wenigstens kurze
Zusammenstellung der Original- und




wichtigsten Sekundaérliteratur. Es wa-
re fir die Leser gewiB interessant, u. a.
uber die inzwischen vier Binde um-
fassende Zusammenstellung der Auf-
satzliteratur zu Keynes informiert zu
werden®. — Doch wiegen diese Kkriti-
schen Punkte zu einigen formalen Un-
ebenheiten der Werkauswahl nicht
schwer im Verhiltnis zum Inhalt des
Bandes und zum Verdienst von Her-
ausgeber und Verlag, das sie sich mit
dieser Ausgabe zugute schreiben kén-
nen — zumal das Buch auch vom Preis
her einem breiteren Publikum zu-
ginglich ist.

Karl Georg Zinn

Anmerkungen

1 ,,Das Wachstum der technischen Lei-
stungsfidhigkeit vollzog sich rascher als
wir das Beschéaftigungsproblem zu lésen
vermochten.” Siehe Keynes, John May-
nard, Economic Possibilities for our
Grandchildren, in: The Collected Wri-
tings of John Maynard Keynes, Bd. 9,
London-Basingstoke 1972, S. 321.

2 Wood, John Cunningham, Hrsg., John

Maynard Keynes. Critical Assessments, 4
Bde., London-Canberra: Croom Helm
1983.
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INFLATION UND WACHSTUM

Rezension von: H. Wagner, Inflation
und Wirtschaftswachstum - Zum
EinfluB von Inflation auf die
Akkumulationsrate. Verlag Duncker
und Humblot, Berlin 1983, 234 Seiten.

L

Inflation ist — neben Arbeitslosig-
keit — sicher jener 6konomische Ter-
minus, mit dem am unmittelbarsten
und eindringlichsten Alltagserfahrun-
gen, seien es vergangene oder gegen-
wartige, korrespondieren. Insbeson-
dere trifft dies auf jene Lander zu, die
im 20. Jahrhundert Hyperinflationen
durchstehen muf3ten. Es verwundert
daher nicht, daf3 Preisstabilitit inner-
halb der sog. magischen Vielecke
volkswirtschaftlicher Ziele einen her-
ausragenden Stellenwert besitzt.

»,Stabilitat ist nicht alles, aber ohne
Stabilitit ist alles nichts.” Mit diesem
priagnanten Satz faBte Karl Schiller die
verbreitete Ansicht tiber Preisstabili-
tat als absolut notwendigem, wenn
auch nicht hinreichenden Ingredienz
fiir eine positive wirtschaftliche Ent-
_wicklung zusammen. Als Kronzeuge
fir eine solche Ansicht wird gerne
auch Lenin zitiert, der gemeint haben
soll, um kapitalistische Okonomien
zugrunde zu richten, miisse man nur
deren Wiahrung zerriitten.

Nicht wenige Theoretiker (z.B.
Streissler in Osterreich) haben den -
wie sie meinen - lbertriebenen Glau-
ben in die schiadlichen Wirkungen von
Inflationen indes als Ammenmaérchen
abgetan. Unumstritten sind hiéchstens
die Verteilungswirkungen der Infla-
tion, die Schuldner eher als Glaubiger,
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Realwertbesitzer eher als Geldbesit-
zer, Unternehmer eher als unselbstin-
dig Erwerbende und Reiche eher als
Arme beglnstigen.

IL

Helmut Wagner hat es nun im Rah-
men einer Habilitationsschrift unter-
nommen, die Auswirkungen von In-
flation auf das Wirtschaftswachstum
genauer zu inspizieren. Es mangelt ja
nicht an Hypothesen tiber diesen Zu-
sammenhang, sondern eher an deren
systematischer und stringenter Be-
grindung.

Der Autor erkennt dieses Desiderat
und versucht, diesem einerseits mit
einer systematischen Erfassung aller
fur das Wirtschaftswachstum relevan-
ten Auswirkungen der Inflation auf
verschiedenen Ebenen, andererseits
mit einer Differenzierung des Infla-
tionsphinomens nach Inflationsursa-
che und -ausmaf3 Rechnung zu tragen.
SchlieBlich wird auch beztiglich der
Marktformen differenziert.

Die Auswirkungen der Inflation be-
ziehen sich auf die Kapitalproduktivi-
tat, die funktionelle Einkommensver-
teilung, auf die Hohe des realen Zins-
satzes und auf das Ausmaf} von Unsi-
cherheit.

Beziiglich der funktionellen Ein-
kommensverteilung verwirft Wagner
generalisierende Thesen, die entweder
einen wage lag oder einen wage lead
postulieren, zugunsten einer Differen-
zierung: Je hoher die Inflation und der
Grad der Marktkonzentration, je ge-
ringer die Arbeitslosigkeit und je
schwicher die Inflationsdynamik, de-
sto vollkommener werden sich die
Preissteigerungen in den Lohnsteige-
rungen niederschlagen.

Was die Kapitalproduktivitit (und
auch die Arbeitsproduktivitit) be-
trifft, ist das Ergebnis eindeutiger. In-
flation bedeutet immer eine Erhéhung
von Transaktionskosten wverschiede-
ner Art und mithin eine Produktivi-
tatssenkung.




Die Kosten der Geldhaltung bzw.
der Okonomisierung der Geldhaltung
werden ebenso steigen wie die Absatz-
kosten (allerdings nur bei ,,cost push®-
Inflation) und die Kosten der Lohn-
verhandlungen und der Lohnzahlung.
Alle diese Kosten wirken sich uber
eine Produktivitdtssenkung nattrlich
wachstumshemmend aus.

Ein fur das Wachstum férderlicher
Aspekt von Inflation liegt dagegen in
deren realzinssinkender Tendenz.
Sinkt die Rendite einer Alternativver-
anlagung in Wertpapieren inflations-
bedingt, werden — so die Hauptargu-
mentationslinie Wagners — die Unter-
nehmer gleichsam zu Investitionen in
Sachkapital gezwungen.

SchlieBlich steigt durch Inflation
der Grad der Unsicherheit. Diese Un-
sicherheit bezieht sich auf die Ent-
wicklung der Faktorpreise, der Trans-
aktionskosten sowie der Folgekosten
durch inflationsbedingt notwendig
falsches Rechnen und verianderte Kre-
ditbedingungen.

Um nun Aussagen uber die Netto-
Gesamtwirkung der Inflation auf das
Wachstum zu erlangen, mul} indessen
nicht nur die Wirkungsrichtung, son-
dern auch die Stidrke der einzelnen
Kodeterminanten bekannt sein. Wag-
ner beschrankt sich hier aber auf Ten-
denzaussagen:

Insbesondere fiir das Stadium
,ohiedriger Inflation“ allgemein und
bei Vorliegen oligopolistischer Mirkte
sei eher davon auszugehen, da3 Infla-
tion positive Wachstumseffekte auslo-
se. Dagegen sind fiir Wettbewerbs-
markte eher negative Wachstumsef-
fekte zu erwarten - auller im Falle
,yhiedriger“ Inflationsraten. Entschei-
dend fur die Konsequenzen der Infla-
tion ist demnach die Marktform: We-
gen der besseren Planungsmdéglich-
keiten, der Moglichkeit aktiver Preis-
politik, des Zugangs zu internationa-
len Kapitalméarkten, der hdoheren
Selbstfinanzierungsrate und last, but
not least der grofleren Wahrschein-
lichkeit staatlicher Unterstiitzung im
Krisenfall ist das oligopolistische Un-

ternehmen in seinen Ertragserwartun-
gen weniger negativ durch Inflation
betroffen als der Konkurrenzunter-
nehmer.

Im allgemeinen kann — so die Quint-
essenz der Wagnerschen Darlegungen
— also nicht von der haufig unterstell-
ten wachstumshemmenden Wirkung
von Inflation gesprochen werden.

Daher kann auch eine Politik der
Inflationsbekdmpfung bzw. -vermei-
dung nicht mit sich auf eine Wachs-
tumsbehinderung beziehenden Argu-
menten gestlitzt werden. Empirisch
,hachgewiesene“ negative Wachs-
tumseffekte von Inflation seien darauf
zurickzufiihren, dafl diese Untersu-
chungen die wachstumshemmenden
Effekte restriktiver Antiinflationspoli-
tik der Inflation selbst anlasteten.
Gleichwohl will Wagner nicht jegliche
Anti-Inflationspolitik auf den wirt-
schaftspolitischen Abfallhaufen ver-
bannt wissen. Ihre Begriindung kann
sie aber nur in den ungerechten und
schadlichen  Verteilungswirkungen
von Inflation, aber auch deren Begiin-
stigung von Wirtschaftskonzentration
und einem Legitimationsverlust fir
Staat und Wirtschaftssystem finden:
Hier und nicht in einer Beeintriachti-
gung langfristiger Wachstumschancen
liegen ihre wahren Gefahren.

III.

Der Verdienst der Arbeit Wagners
besteht in einer differenzierenden
Ubersicht tber verschiedene Wir-
kungsweisen von Inflation. Allerdings
bleibt deren Begriindung meist auf
der Ebene von Plausibilitatstiberle-
gungen. Die zentralen Argumente und
Aussagen kénnen daher nur thesen-
haft formuliert werden: Fur weiterge-
hende und vertiefende Arbeit bleibt
hier noch ein weites Feld, sei es, was
die empirische Uberpriifung von Hy-
pothesen und SchluBfolgerungen be-
trifft, sei es, was den Nachweis logi-
scher Stringenz der Begrindung ein-
zelner als plausibel erachteten Wir-
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kungsweisen betrifft. Dies &ndert
nichts daran, dal3 der Beitrag eine
wichtige Grundlage fir die weiterge-
hende Diskussion und insbesondere
fiir die Untersuchung von Einzel-
aspekten der behandelten Problema-
tik darstellt, da er in seiner Gesamt-
schau die Bedeutung einzelner Wir-
kungsfaktoren und -zusammenhinge
zu relativieren erlaubt.

Indes scheint mir Wagners Gesamt-
einschiatzung der Inflation durch ei-
nen Trugschlufl beeintrachtigt zu sein.
Wie erwihnt, nennt er Verteilungs-,
Konzentrations- und Legitimationsef-
fekte als wesentliche Negativfolgen,
tibersieht aber die statischen Effekte
der von ihm selbst — allerdings nur im
Zusammenhang ihrer wachstums-
hemmenden Rolle — lang und breit
entwickelten Transaktionskosten,
welche durch die Inflation in jedem
Fall erhéht werden.

Die negativen dynamischen Effekte
erhodhter Transaktionskosten und da-
mit sinkender Faktorproduktivitit
mogen ja — wie der Autor wahrschein-
lich nicht zu Unrecht plausibel macht
— durch andere, wachstumsfordernde
Inflationseffekte in vielen Konstella-
tionen kompensiert oder tberkom-
pensiert werden. Indes absorbieren
die inflationsbedingten Transaktions-
kosten — ganz abgesehen von ihrer
wachstumsretardierenden Wirkung —
in jeder einzelnen Periode reale Res-
sourcen, die sonst wohlfahrtserho-
hend hitten verwendet werden kon-
nen. Erhéhte Transaktionskosten stel-
len fir sich genommen schon einen
Nachteil der Inflation dar, und nicht
nur durch ihre wachstumshemmen-
den Effekte.

Im allgemeinen werden solche In-
flationsverluste auch nicht durch all-
fillige positive langfristige Wohl-
fahrtseffekte erhohter Akkumula-
tionstitigkeit tberkompensiert wer-
den kdénnen, es sei denn, man wire der
Ansicht, das Wachstum sei immer zu
niedrig und fetischisiert die Akkumu-
lation als Wert an sich. Ansonsten
miifite gezeigt werden, daBl die infla-
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tionsbedingt héhere Akkumulations-
tatigkeit zu einem gegentiber der ohne
Inflation sich durchsetzenden Akku-
mulationsrate wohlfahrtsméfBig besse-
ren Zustand fihrt und daBl dieser
Wohlfahrtsgewinn durch Wachstum
so groB} ist, dal} der Verlust durch die

ressourcenbrauchende Produktivi-
titssenkung (Transaktionskostener-
héhung) mindestens kompensiert
wird.

Dies durfte nur unter sehr speziellen
Annahmen der Fall sein, denn es ist
zwar plausibel, daf3 der inflationsbe-
dingt hohere Akkumulationspfad bei
gesunkener Produktivitidt besser ist
als es der inflationsfreie niedrigere
Wachstumspfad bei gesunkener Pro-
duktivitit wiére (allerdings ist auch
das Gegenteil moglich: Dies hiangt von
den relativen GréBlen von Substitu-
tions- und Einkommenseffekt ab.).
Weniger leicht ist indes einzusehen,
wieso der hohere inflationsbedingte
Akkumulatiospfad bei gesunkener
Produktivitidt besser sein soll als der
niedrigere Pfad bei der hoheren Pro-
duktivitit des inflationsfreien Zu-
stands.

Meines Erachtens liegt ein Manko
der Wagnerschen Arbeit in der Be-
schrankung auf die Untersuchung von
Inflationsauswirkungen auf das
Wachstum ,,an sich“. Zumindest bei
seiner abschlieBenden weiterreichen-
den Evaluation der positiven und ne-
gativen Inflationseffekte, an die auch
wirtschaftspolitische Konklusionen
geknipft werden, wire eine breitere
Sicht wiinschenswert. Wachstum ist
nicht notwendig gleich effizientes
Wachstum, und gerade bei inflations-
bedingt erhéhtem Wachstum miufSte
man sich die Frage nach dessen Effi-
zienz stellen. Schlielich kénnte etwa
im Extremfall das zusatzliche infla-
tionsbedingte reale Wachstum nur in
einem Wachstum der Transaktionsko-
sten bestehen oder das zusitzliche
Wachstum konnte gar nicht ge-
wiinscht sein. Uberdies diirfen jene
Wohlfahrtsverluste nicht unter den
Tisch gekehrt werden, die durch Infla-




tion entstehen, gleichgiiltig ob letztere
netto nun  wachstumshemmend,
wachstumsneutral oder wachstums-
fordernd wirkt: Die Kosten erwachsen
auf jeden Fall und beeintrichtigen die
volkswirtschaftlichen  Produktions-
moglichkeiten.

IV.

Das vorliegende Werk ist insgesamt
durchaus wichtig und lesenswert. Al-
lerdings ist es meines Erachtens nicht
unbedingt leicht lesbar, was weniger
an der Komplexitidt der Darstellung
oder an der Verwendung schwieriger
Methoden liegt, sondern eher am Stil
des Autors. Insbesondere dauert es
eine gewisse Zeit, bis man sich an die
extrem haufig und oft ungewoéhnlich
gesetzten Parenthesen gewdhnt hat,
die mitunter unklar machen, welches
nun die eigentliche Aussage sein soll:
Das nicht in Parenthese Gesetzte, das
in Parenthese Gesetzte, oder beides.
Nicht ganz gelungen scheint mir auch
der Exkurs uber das Konzept der
Transaktionskosten, welcher mit im
Zusammenhang lUberflissigen Details
befrachtet ist.

Eine letzte Detailkritik: In einem
besonders auf realistische Darstellung
bedachten Werk tiberrascht es etwas,
zu vernehmen, daB3 Unternehmerrisi-
ko, iber welches — im Gegensatz zum
Fall der Unsicherheit — eine Wahr-
scheinlichkeitsverteilung bekannt ist,

versichert werden kénnte. Dies trifft
auch zu, allerdings nur unter der un-
realistischen Voraussetzung vollkom-
mener und kostenloser Information.
Ansonsten wird das Auftreten von mo-
ral hazard eine solche Versicherung
verunmoglichen. Verluste sind un-
schwer herbeizufiihren und gehéren
zum normalen Geschéaftsgang einer
Unternehmung, weswegen die Infor-
mationsprobleme hier von vornherein
prohibitiv sind und solche Versiche-
rungen nirgendwo zu beobachten
sind.

V.

Trotzdem: Die meisten Uberlegun-
gen Wagners sind plausibel und
brauchbare Ansatzpunkte fiir weiter-
gehende Forschungsbemiihungen.
Vor allem ist der Versuch einer Einzel-
effekte relativierenden Gesamtschau
verdienstvoll. Zu fragen bleibt indes,
weshalb Wagner unglinstige Vertei-
lungswirkungen und Konzentrations-
férderung als von ihren Wachstumsef-
fekten unabhéangige Inflationsscha-
den gelten 146t, die erh6éhten Transak-
tionskosten aber nicht. Dies kénnte zu
einer Unterschiatzung der Gesamtko-
sten von Inflation fiihren, ungeachtet
dessen, dal} allfdllige positive Wachs-
tumseffekte unter bestimmten Vor-
aussetzungen diese kompensieren
mogen.

Richard Sturn
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INVESTIEREN IN DIE ZUKUNFT
EUROPAS

Rezension von: A. Heertje (Hrsg.),
Investieren in die Zukunft Europas,
Springer-Verlag,
Berlin—Heidelberg—New York—Tokio
1983, XI + 247 Seiten.

Die Europdische Investitionsbank
hat, wie deren Président Le Portz im
Vorwort ausflihrt, aus Anlall ihres
25jahrigen Bestehens internationale
Fachleute gebeten, zu jenem Problem
in Beitrdagen Stellung zu beziehen,
dem die gegenwirtige Krise Europas
hauptsdchlich zugeschrieben wird:
Den zu geringen Investitionen, die in
traditionellen Bereichen die Anlagen
veralten lassen, in den Bereichen der
Spitzentechnologien einen Riickstand
erzeugen, durch ihre regionale Unaus-
gewogenheit zu strukturellen Un-
gleichgewichten fiihren, und generell
zu wenig Arbeitsplatze flir die wach-
sende Zahl der Arbeitswilligen schaf-
fen. Was vorgelegt wird, ist also nicht
eine jener sattsam bekannten Lobes-
hymnen auf eine Einrichtung, son-
dern ein facettenreicher Ausblick auf
das, was u.a. diese Einrichtung in
Zukunft tun kénnte und sollte.

E. von Lennep legt in seinen ,,Aus-
sichten fliir die wirtschaftliche Ent-
wicklung Europas“ den Bezugsrah-
men flur die anderen Beitrige fest,
indem er aus den Tendenzen der sech-
ziger und siebziger Jahre auf kiinftige
Tendenzen — und damit Schwéachen —
schlieBt. Die Gedanken sind sicher
nicht neu (dal z.B. der Dienstlei-
stungssektor u.a. auch deshalb ex-
pandiert, weil er Aufgaben durch Spe-
zialisten tibernahm, die frither in der
Industrie angesiedelt waren, oder dal3
die Investitionen seit geraumer Zeit
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nicht dem Kapazititsausbau dienen,
sondern der Kapitalintensivierung der
Produktion, ist langst abgehandelt
worden), aber in ihrer knappen Kon-
zentration auf die Kernfrage der Inve-

stitionen sehr informativ. Dazu
kommt, da3 mogliche Fehlinterpreta-
tionen von ,Interfutures“ (einer

OECD-Vorschau auf das restliche
Jahrhundert) klargestellt werden, die
Chancen einer Arbeitszeitverkiirzung
als Weg zu mehr Beschiftigung sehr
niuchtern behandelt werden und
schlieBlich ein Gesamtprogramm
skizziert wird, dessen einzelne Teile
dann die Themen fir die anderen Au-
toren liefern.

Die Ausfiihrungen von M. Albert
iiber ,,Wachstum, Investition und Be-
schiaftigung in Europa in den achtzi-
ger Jahren* sind stark ideologisch ge-
farbt, denn als Kernproblem werden
die zu hohen Lohne identifiziert — an-
dersrum, niamlich daf3 die Produktivi-
tat zu niedrig ist, wire das Argument
ja auch zu lesen, aber dann wiéren die
Investoren schuld und nicht die Ge-
werkschaften. Der Trost, dafl die Ar-
beitslosigkeit auf Minderheiten kon-
zentriert ist, was die breite Masse
nicht stort, und die Forderung, daB die
Arbeiter den arbeitsplatzvernichten-
den technologischen Wandel halt ein-
fach akzeptieren miissen, dirften
wohl kaum jene Medizin sein, die von
den Arbeitern geschluckt wird.

Wesentlich mehr Substanz bietet A.
Lamfalussy (,,Investitionen und inter-
nationale monetéire sowie finanzielle
Rahmenbedingungen*), der davon
ausgeht, daB in den vergangenen Jah-
ren die — verunsichernden — starken
Zinsschwankungen, ein hohes Real-
zinsniveau und die Tatsache, daf} die
kurzfristigen Zinsen oft tiber den Ka-
pitalmarktsidtzen lagen, stark investi-
tionshemmend wirkten. Da tberdies
im Bankensektor die Auslandsaktiva
wie -passiva stark zunahmen und das
Floaten nicht die Erwartungen erfiill-
te, die daran geknupft wurden (z. B.
haben die starken Wechselkurs-
schwankungen zu protektionistischen




MaBnahmen gefiihrt), geriet der Kre-
ditsektor in eine unangenehme Situa-
tion, die in den nichsten Jahren anhal-
ten wird. In eine &hnliche Kerbe
schlagt O. Emminger (,Investitionen
und offentliche Hand®), der auf das
Finanzierungsproblem bei staatlichen
Investitionen hinweist, die einerseits
das Bankensystem belasten (,,crow-
ding-out“-Effekt) und anderseits, in-
folge der Engpésse, oft prozyklisch
gestaltet sind; eine Umschichtung zu
Infastrukturinvestitionen, die sehr un-
mittelbar Produktionsanreize schaf-
fen, konnte nach seiner Meinung er-
folgreich das derzeitige demand-ma-
nagement ablosen.

G. Carli kommt hinsichtlich ,Inve-
stition und technologische Wettbe-
werbsfiahigkeit” zum interessanten Er-
gebnis, daf3 relativ zum BIP in der
EWG kaum weniger aufgewendet
wird als in den USA oder in Japan,
aber die Effizienz wesentlich geringer
ist; Ansatzpunkte fur chancenreiche
Strategien findet er bei der Hoch-
schulforschung und in der Férderung
von F & E-Aufwendungen. Auf dem
Nachbargebiet ,Investitionen und
Energie“ entwickelt U. Lantzke ein
Szenario von Energieverbrauch und
-investitionen, woran sich eine Be-
handlung der Schwerpunkte Erdél,
Kohle und Elektrizitat schlief3t; die
von der EG getroffene, bedauerliche
Annahme, daf3 80 Prozent der Investi-
tionen in diesem Bereich der Energie-
produktion und nur 20 Prozent dem
Energiesparen dienen werden, wider-
spiegelt sich in den knappen zwei Sei-
ten, die der Autor den letzteren wid-
met, im Vergleich zu 25 Seiten fur die
ersteren — die Tendenz wird geradezu
fatalistisch hingenommen und nicht
bekampft!

J. H. P. Paelinck referiert zum The-
ma ,Investitionen und die Entwick-
lung zurlickgebliebener Regionen*
die Ergebnisse verschiedener Simula-
tionen an einem 6konometrischen Mo-

dell fiir die EWG 1950-1970, woraus er
dann die Effekte verschiedener wirt-
schaftspolitischer Mafnahmen fiir die
Zukunft ableitet. Sein — bereits frither
entwickeltes — Konzept der ,,Wachs-
tumsschwelle“, die eine Region tliber-
schreiten muf3, um ohne grofB3e Hilfe
den Riickstand aufholen zu kénnen,
wird von ihm dazu verwendet, mafige-
schneiderte, regional differenzierte
Strategien zu entwickeln. Abschlie-
Bend skizziert E. Roll unter dem Titel
,Investitionsfinanzierung” die Her-
ausbildung der internationalen Kre-
dit- und Kapitalméarkte sowie Aufgabe
und Bedeutung der fliinf Gemein-
schaftsinstitutionen der EWG (Mon-
tanunion, EIB, Euratom, NGI, EEC),
die aus- und weiterverleihen; auch bei
ihm spielt der gestiegene staatliche
Kreditbedarf im Zusammenwirken
mit neuen Anlegern (z. B. Pensions-
fonds) eine entscheidende Rolle.
Ritselhaft ist, wieso die Autoren im-
mer noch den Markt als Regulator
hochloben. Auf Seite 88 stellt O. Em-
minger eine gute Frage: ,,Warum kann
die Entwicklung der Investitionen
nicht den Kriften der freien Markt-
wirtschaft tiberlassen bleiben?“ Die
Antwort lauft — je nach Autor mit
unterschiedlichen Nuancen - stets
darauf hinaus, daf3 irgendwelche Um-
stinde auBerhalb des Marktbereiches
als Storfaktoren wirken und Eingriffe
erfordern. DafBl in Wirklichkeit der
Markt seine Aufgabe ldngst nicht
mehr erfiillt, gibt U. Lantzke — wohl
ungewollt — in einer kurzen Passage
auf Seite 172 zu, wo er zuerst fordert,
die Marktkrifte und den Preismecha-
nismus zu niitzen, kurz darauf aber
erwiahnt, daB die Gaspreise nicht die
Produktionskosten widerspiegeln: Es
ist eben der Markt selbst, der den
Anbietern die Méoglichkeit gibt, die
These ad absurdum zu fiihren, daf die
Preise zu den Kosten tendieren.

Erwin Weissel
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UMVERTEILUNG DER ARBEIT

Rezension von: Peter Anselm Gorres,
Die Umverteilung der Arbeit,
Beschiftigungs-, Wachstums- und
Wohlfahrtseffekte einer
Arbeitszeitverkirzung, Campus-
Verlag, Frankfurt 1984, 232 Seiten.

Das Anschwellen der Arbeitslosig-
keit in den 70er Jahren und die anhal-
tende Massenarbeitslosigkeit in vielen
marktwirtschaftlich-kapitalistischen
Lindern in den 80er Jahren hat die
Thematik der Arbeitszeitverkiirzung
zu einem Hauptinhalt der wirtschafts-
wissenschaftlichen und wirtschafts-
politischen Diskussion werden lassen.
In einigen Lindern sind die Tarifpar-
teien in dieser Frage auf einen harten
Konfrontationskurs eingeschwenkt.
Der Bedarf an wissenschaftlich fun-
dierten Stellungnahmen zum Thema
Arbeitszeitpolitik ist somit gegeben,
zumal sich bisher Okonomen im allge-
meinen und - von wenigen Ausnah-
men abgesehen — die GroBlen der
Zunft im besonderen Zurickhaltung
auferlegt haben. Die Vielzahl der Pu-
blikationen kommt aus dem journali-
stischen Bereich. Gorres’ Arbeit, die
eine hohe Fachkompetenz auszeich-
net, vermag daher der wissenschaftli-
chen und politischen Diskussion viele
neue Impulse zu geben. Diese bezie-
hen sich einerseits auf eine Verbreite-
rung der Diskussionsbasis durch die
Betonung der Relevanz der Arbeits-
zeitpolitik fir die langfristigen Per-
spektiven einer umweltgerechten,
wohlfahrtsoptimalen und demokra-
tieférdernden Wirtschafts- und Gesell-
schaftsentwicklung. Andererseits
kann das Buch die laufende Diskus-
sion auch in bezug auf die Beschafti-
gungswirksamkeit einer Arbeitszeit-
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verkilirzung durch die sehr griindliche
theoretische und empirische Behand-
lung vertiefen. Sympathisch ist, daf
Gorres seine positive Einstellung zur
Arbeitszeitverkiirzung nicht unter-
drickt. Dennoch werden auch Gegner
einer Arbeitszeitverklirzung wegen
der griindlichen und umfassenden Be-
handlung des Themas die wissen-
schaftliche Qualitiat der Arbeit nicht in
Zweifel ziehen kénnen.

In Teil A befaf3t sich der Autor mit
den Beschiftigungseffekten einer Ar-
beitszeitverklirzung. Die gewdéhlte
Modelldarstellung ist gut geeignet, die
fiir die Hohe des Beschéaftigungseffek-
tes wesentlichen Wirkungszusammen-
hiange aufzuzeigen. Der Fachékonom
kann sich mit der formalen und daher
prazisen Abhandlung anfreunden; da
aber die wichtigsten Argumente stets
auch verbal vorgetragen und oft mit
anschaulichen Beispielen unterlegt
werden, ist die allgemeine Lesbarkeit
garantiert. Im Anschluf3 wird durch
die Aufarbeitung von umfangreichem
Material aus vielen Lindern der Ver-
such unternommen, Anhaltspunkte
fir konkrete Werte der wichtigsten
Modellvariablen (Lohnelastizitiat der
Arbeitsnachfrage, induzierte Produk-
tivititsgewinne etc.) zu gewinnen, um
so die GréBenordnung eines mogli-
chen Beschiftigungseffektes abzu-
stecken. Niitzlich ist die anschlief3en-
de Zusammenstellung von Modellsi-
mulationen aus einer Reihe européi-
scher Lander, wobei selbstverstind-
lich Modellergebnisse mit der noétigen
Vorsicht zu interpretieren sind. Die
Vielschichtigkeit der Modellstruktu-
ren, deren Darstellung fiir den sich fiir
solche Fragen interessierenden Leser
zu knapp geraten ist, erfordert beim
Vergleich eine entsprechende Relati-
vierung. Dennoch bedarf es eines In-
strumentariums zu Erforschung von
Makroreaktionen, die bekanntlich in
der Okonomie nicht selten diametral
der einzelwirtschaftlichen Rationalitat
entgegenstehen. Von Gorres werden
folgende Ergebnisse der Modellsimu-
lationen hervorgehoben:




1. Der EinfluB des Lohnausgleichs
sollte nicht iberschitzt werden, das
heiB3t die negativen Folgen der Stei-
gerung der Arbeitskosten werden
durch den positiven Mengeneffekt
einer Arbeitszeitverkiirzung tiber-
kompensiert, sodafl der Beschafti-
gungssaldo auf alle Falle positiv ist,

2. im Vergleich zur Steigerung der Ar-
beitskosten im Gefolge einer Ar-
beitszeitverklirzung wiegt es in
langfristiger Betrachtung schwerer,
wenn die Betriebszeiten einge-
schrankt werden und damit die Ka-
pitalkosten ansteigen,

3. trotz ihrer kostenddmpfenden Wir-
kung vermindern hohe induzierte
Produktivitiatseffekte per Saldo den
Beschiaftigungseffekt.

Ein geschichtlicher Ruckblick run-
det den Teil A ab. Auf den ersten Blick
iiberraschend und daher aufschluB-
reich ist die Darstellung der vielen
Gemeinsamkeiten in den Grundposi-
tionen zwischen Beflirwortern einer
Arbeitszeitverkiirzung und keynesia-
nischen Ansichten. Diese werden vom
Autor auch mit einem Keynes-Zitat
(aus einem Brief an T. S. Eliot vom
5. April 1945) unermauert: ,,Vollbe-
schéftigungspolitik durch Investitio-
nen ist nur eine spezielle Anwendung
des theoretischen Modells. Man kann
das Ergebnis genauso durch mehr
Konsum oder weniger Arbeit erzeu-
gen. Ich persénlich halte die Investi-
tionspolitik flir das erste Mittel. (...)
Weniger Arbeit ist die letzte Ldsung.
(...) Wie man die drei Bestandteile der
Behandlung kombiniert, ist eine An-
gelegenheit von Geschmack und Er-
fahrung, das heifit von Moral und Wis-
sen.“ Die erwdhnten Gemeinsamkei-
ten zwischen Arbeitszeitverkiirzungs-
befiirwortern und Keynesianern be-
stehen zum einen in der Kontraposi-
tion zur Behauptung der ,reinen
Marktwirtschafter, da3 dem Kapita-
lismus inamanente Systemstabilitat
innewohne; der von den Keynesia-
nern besonders betonte Widerspruch
zwischen einzel- und gesamtwirt-
schaftlicher Logik ist gerade bei der

Arbeitszeitpolitik von besonderer Re-
levanz (Kriseninversitat der Arbeits-
angebotsfunktion); Gemeinsamkeiten
gibt es auch mit den keynesianisch
inspirierten Stagnationstheoretikern,
deren Hauptanliegen das Aufzeigen
der Verletzlichkeit von Wachstums-
gleichgewichten war; beide Positio-
nen gehen tiberdies davon aus, daB
eine Uberforderung weit weniger kri-
tisch ist, als eine Unterauslastung der
Produktionskapazitaten.

Damit ist bereits die Frage der
Wachstumsfolgen einer Arbeitszeit-
verkurzung angesprochen, die an-
schlieffend in Teil B behandelt wird.
Dabei kommt Gorres zu dem Ergeb-
nis, daBl die wachstumsbremsende
Wirkung einer Arbeitszeitverkiirzung
geringer sein wird, als Gegner der
Arbeitszeitverkiirzung befilirchten
und manche okologisch inspirierten
Befurworter hoffen. Der Autor be-
grindet diese Auffassung damit, daf3
auf der einen Seite Wachstumskosten
dann nicht auftreten werden, wenn
das ausgefallene Arbeitsvolumen
durch Neueinstellungen kompensiert
werden kann (was beim gegenwarti-
gen Angebotsiiberschufl in der Regel
moglich sein wird) und wenn die Ver-
kiurzung der individuellen Arbeitszeit
nicht automatisch zu einer Verminde-
rung der betrieblichen Arbeitszeit
fithrt. In wachstumstheoretischer Dik-
tion wiirde eine solche Form der Ar-
beitszeitverkiirzung mit der Summe
der Produktionselastizititen von Ar-
beit und Kapital negativ zu Buche
schlagen. Gorres argumentiert fiir ei-
ne zunehmende Variabilitdt der Ar-
beitszeit und appelliert an die Ge-
werkschaften, bei der dafiir notwendi-
gen Auflockerung des Arbeitszeitkor-
setts Flexibilitat zu zeigen, wenn er
schreibt: ,,Eine rationale, keine fal-
schen Assoziationen weckende Dis-
kussion dieser Frage mul3 den Unter-
schied betonen, der zwischen einer
Zunahme variabler Arbeitszeitrota-
tion innerhalb normaler Arbeitszeiten
auf der einen, und der Ausdehnung
klassischer Schichtarbeit auf der an-
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deren Seite besteht.“ In volkswirt-
schaftlicher Betrachtung ist auch die
Moglichkeit einer rationelleren Nut-
zung des Infrastrukturkapitals hinzu-
weisen. Die ,Lohnpeitsche” und die
daraus resultierenden Produktivitits-
effekte verwendet der Autor ebenfalls
als Argument gegen Wachstumsverlu-
ste. Als maoglicher Negativeffekt
kommt die als Folge der Arbeitszeit-
verkirzung verkirzte Nutzung des
Humankapitals in Betracht. Nach mei-
ner Auffassung dirfte dieses Argu-
ment in erster Linie bei einer Verkir-
zung der Lebensarbeitszeit von Rele-
vanz sein.

Das Schluf3kapitel der Arbeit lautet
»Weniger arbeiten, besser leben — Ar-
beitsangebot und Wohlfahrt"; Gorres
geht der Frage nach, ob bestehende
Arbeitszeitregelungen zu Wohlfahrts-
verlusten fiihren kénnen. Zunéchst
werden Formen und Ursachen der In-
versitit des Arbeitsangebotes, das
hei3t des Phianomens, dal die vom
Lohnsatz abhiangige Arbeitsangebots-
kurve unter bestimmten Umstidnden
in manchen Bereichen negativ geneigt
sein kann, untersucht. Dabei wird Ar-
muts-, Subsistenz-, Wohlstands- und
Kriseninversitit unterschieden. Mit
dem Begriff Kriseninversitit wird die
Erfahrung umschrieben, daf3 sich Ar-
beitnehmer bei wirtschaftlicher Unsi-
cherheit und schlechten Arbeits-
marktbedingungen zu einer Ausdeh-
nung ihres Arbeitsangebots gezwun-
gen sehen, um ihre Beschéaftigungs-
chancen zu erhéhen. Die Einschrin-
kung des gewerkschaftlichen Hand-
lungsspielraums infolge kriseninver-
sen Verhaltens der einzelnen Mitglie-
der ist gerade in den letzten Jahren
offenkundig geworden. ,Die Durch-
setzung einer Arbeitszeitverkiirzung
ist paradoxerweise viel leichter, wenn
es Arbeitskrafteknappheit gibt, als

422

wenn die Gewerkschaften unter dem
Druck einer ,industriellen Reservear-
mee' stehen.”“ In diesem Fall wird fir
kollektive Arbeitszeitregelungen pla-
diert, da ansonsten individuell ratio-
nales Angebotsverhalten zu kollektiv
irrationalen, weil krisenverschirfen-
den Reaktionen filihren wiirde. Der
Autor vertritt die Auffassung, daB ,,in
historischer Betrachtung ... sich un-
sere Epoche durch eine Beschleuni-
gung des Ubergangs zur Wohlstands-
inversitdt auszuzeichnen (scheint).”
Kollektive Arbeitszeitregelungen fiih-
ren in diesem Fall zu einer Fehlalloka-
tion zwischen Einkommen bzw. Kon-
sum und Freizeit. Goérres nennt und
untersucht noch eine Reihe weiterer
Griinde fir Fehlallokationen (unzurei-
chende Berticksichtigung aller negati-
ven Effekte des Produzierens, unglei-
che Vermoégensverteilung u. a. m.).
Gorres’ Arbeit ist inhaltlich sehr
empfehlenswert. Dartiber hinaus habe
ich selten ein Buch in der Hand ge-
habt, dessen Lesbarkeit durch die klu-
ge technische Gestaltung so erleich-
tert wurde. Eingangs findet sich eine
»Gebrauchsanweisung fir den eiligen

_Leser", das ist ein Lesefahrplan, dem

man bei der ersten Zurhandnahme
des Buches gerne folgt. Als weitere
wichtige technische Details seien die
Hervorhebungen und mehrfachen Zu-
sammenfassungen der wichtigsten In-
halte genannt. In einleitenden Uber-
sichten werden die behandelten The-
men vorgestellt und viele kliarende
Querverbindungen hergestellt. Das
Buch liadt dazu ein, die Kontroverse
um die Arbeitszeitpolitik auf sachlich
fundierter Grundlage zu fiihren. Die
Starke der Arbeit von Gorres liegt in
der gelungenen Verbindung von offe-
nem Engagement, Fachkompetenz
und wissenschaftlicher Redlichkeit.
Hermann Kepplinger




FOLGEKOSTEN VON
INVESTITIONEN

Rezension von: G. Lehner,
Bundesinvestitionen und
Folgeausgaben. Signum Verlag, Wien
1984, 63 Seiten. R. Schauer,

W. Kronlachner, Die Folgelasten der
gemeindlichen Investitionen. Band 69
s<Kommunale Forschung in
Osterreich®, Verlag fiir Jugend &
Volk, Linz 1985, 155 Seiten

Im Zuge der in Osterreich und in
verschiedenen anderen Landern ver-
folgten Bemiihungen, die 6ffentlichen
Haushalte zu sanieren, gewinnt die
Frage nach den Folgelasten fertigge-
stellter Investitionen zunehmend
praktische Bedeutung. Hiebei kénnen
Finanz- und Haushaltspolitiker erst
auf einen vergleichsweise bescheide-
nen Bestand an theoretischen und em-
pirischen Studien zurtickgreifen, der
durch die Werke von Lehner sowie
Schauer und Kronlacher nun in wert-
voller Weise erginzt wird.

Lehner geht von einer weiten Defi-
nition von Folgekosten bzw. Folgeaus-
gaben aus und steckt zunichst den
finanzwissenschaftlichen Rahmen sei-
ner Betrachtungen ab. Er stellt Merk-
male und Erscheinungsformen &6ffent-
licher Guter dar und beschreibt in
weiterer Folge verschiedene Bestim-
mungsgriinde von Folgeausgaben
(z. B. zunehmende Personal- und Ka-
pitalintensitat der Aufgabenerfiillung
im Zuge des technischen Fortschritts,
Kapazitidtsauslastung). Im  Mittel-
punkt seiner Arbeit stehen die im
Bundeshaushalt verrechneten (bud-
getwirksamen) Folgeausgaben, die fiir
ausgewihlte Beispiele (Allgemein-
und Berufsbildende héhere Schulen,
Universitiaten, Strafen, innere Sicher-

heit) untersucht werden. Lehner hat
dabei vor allem zwei Ziele vor Augen:
erstens die Zusammenhéinge von In-
vestitionen und Folgeausgaben darzu-
stellen und die Entwicklungstenden-
zen zu zeigen. Zweitens geht es ihm
aber auch darum, Anhaltspunkte fiir
Ausgabeneinsparungen zu erhalten.

Seine empirischen Betrachtungen,
die wvon relativ hochaggregierten
Haushaltsdaten ausgehen, zeitigen
einige bemerkenswerte Ergebnisse.
So etwa, daf3 die zunehmende Kapita-
lintensitidt der Aufgabenerfiillung des
Bundes, u. a. wegen Qualitiatsverbes-
serungen, nicht zu einer sinkenden
Personalintensitiat bzw. einer steigen-
den Produktivitit fiihrt, was etwa bei
der privatwirtschaftlichen Giterpro-
duktion oft der Fall ist. Da der GroB-
teil der Folgeausgaben 6ffentlicher In-
vestitionen auf den Personalaufwand
entfallt, gilt es, die Gestaltungsmaog-
lichkeiten, die hinsichtlich der Perso-
nalintensitdt bestehen, entsprechend
den wirtschafts- und haushaltspoliti-
schen Zielen der o6ffentlichen Haus-
halte zu nutzen. Ein weiteres Ergebnis
ist, daB die zeitliche Verbindung zwi-
schen Investitionen und Folgeausga-
ben ,,schwicher ist als vielfach ange-
nommen wird. Eine Dampfung der
Investitionsausgaben wird sich daher
vielfach ... erst mit groBer zeitlicher
Verzogerung in den Folgeausgaben
spiegeln“ (S. 60).

Das zweite gesteckte Ziel, namlich
Anregungen flir Ausgabeneinsparun-
gen zu gewinnen, wird — was wohl mit
der Analyse globaler Daten zusam-
menhidngt — kaum erreicht. Dies er-
kennt der Autor auch am Ende der
Studie, woraus er den Schlufl zieht,
daB3 sich nur ,,in einer Untersuchung
der einzelnen Aufgabenbereiche, also
bei einer funktionellen Analyse, die
moglichen Gestaltungsspielrdaume bei
den Ausgaben und allfallige Moglich-
keiten der Ausgabeneinsparung er-
kennen (lassen)“ (S.61). Damit
schlieft er sich an die finanzwissen-
schaftlich und verwaltungsékono-
misch begrindeten Konzepte der
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,Funktionsanalyse“ (vgl. hiezu etwa E.
Matzner, Der Wohlfahrtsstaat von
morgen, Wien 1982) bzw. der ,,Aufga-
benkritik* an.

Zum Unterschied vom globalen An-
satz Lehners haben Schauer und
Kronlachner den Weg detaillierter Un-
tersuchungen eingeschlagen. Nach ei-
nem vom Miinchner Institut fiir Wirt-
schaftsforschung (im Auftrag des Fi-
nanzministers des Landes Nordrhein-
Westfalen) entwickelten terminologi-
schen und inhaltlichen Konzept wur-
de versucht, fiir verschiedene Einrich-
tungen in o6sterreichischen Gemein-
den Folgelasten-Richtwerte (als pro-
zentueller Anteil an den gesamten In-
vestitionskosten) zu ermitteln. Trotz
einer relativ geringen Zahl von Unter-
suchungsobjekten (Hallen- und Frei-
bader, Pflichtschulen, Kindergéarten,
Altenheime, Turn- und Sporthallen,
Kanal) zeigte sich eine gute Uberein-
stimmung mit den Richtwerten aus
der deutschen Studie. Dabei wurde
die meist nur implizite Annahme kon-
stanter Folgelastenquoten im Zeitab-
lauf tberprift und gezeigt, daBl die
Entwicklung von Folgelasten im Zeit-
ablauf unterschiedlich ist; so treten
hiufig Spriunge auf, zum Teil kann
auch phasenweise ein starkes Sinken
von Folgeausgaben und Folgeeinnah-
men (etwa bei ricklaufiger Inan-
spruchnahme) beobachtet werden.

Die beiden Autoren haben sich auch
der Frage gewidmet, welcher Zusam-
menhang zwischen (Netto-)-Folgeaus-
gaben und der jeweils disponiblen
Haushaltsmasse (laufender Gebar-
ungstiberschufl) der Gemeinden be-
steht. Sie zeigen, dal} diese Frage nur
im Rahmen mittel- oder lédngerfristi-
ger Haushaltsplanungen beantwortet
werden kann.

Als Ergebnis der Untersuchung
wird eine mehrstufige Betrachtungs-
weise empfohlen: ,Die Berechnung
von Folgelastenquoten ist ein erster
Schritt zur Erfassung der finanziellen
Konsequenzen von Investitionsvorha-
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ben. An diese erste Orientierung sollte
sich im konkreten Fall eine genauere
Folgelastenplanung anschlie3en. Ent-
sprechende mittelfristige Haushalts-
vorschauen lassen dann die Schluf3fol-
gerung zu, inwieweit die verfligbaren
freien Mittel zur Bedeckung der Fol-
gelasten ausreichen® (S. 15).

Kritisch ist zu dieser fiir die kom-
munale Praxis in Osterreich gedach-
ten Studie anzumerken, daf3 die in den
relativ weit verbreiteten ,Richtlinien
zur Ermittlung der Folgelasten kom-
munaler Investitionen“ (herausgege-
ben vom Osterreichischen Stédte-
bund und vom Osterreichischen Ge-
meindebund) verwendeten Begriffe —
wegen der Wahrung der Vergleichbar-
keit mit der deutschen Studie — nicht
libernommen wurden. Auch ist es pro-
blematisch, fir haushaltspolitische
SchluBlfolgerungen einen Folgeausga-
benbegriff zu verwenden, der die
Schuldentilgungen (als einer der
wichtigsten Arten von Folgeausga-
ben) nicht enthilt. Zu den im ersten
Kapital ermittelten Folgelastenquoten
(Richtwerten) und den daraus abgelei-
teten Kennzahlen (Folgelasten in Be-
zug zu m*Nutzfliche, Schiilerzahlen
etc.) soll lediglich bemerkt werden,
dal3 deren Brauchbarkeit nach Ablauf
mehrerer Jahre doch sehr einge-
schriankt ist, da sich die wirtschaftli-
chen Verhiltnisse betrachtlich veran-
dern kénnen (worauf tibrigens Schau-
er und Kronlachner auf S. 60 selbst
hinweisen).

Mit diesen wenigen kritischen An-
merkungen soll jedoch der grundsétz-
liche Wert der beiden Arbeiten fir die
wirtschaftspolitische Praxis in Oster-
reich nicht geschmailert werden, ist es
doch erwiesen, daB3 sich die Konsoli-
dierung der offentlichen Haushalte
nicht so sehr tber die Kiirzung von
Investitionen, sondern eher tliber die
Beeinflussung ihrer Folgeausgaben
und Folgeeinnahmen vollziehen wird
kénnen.

Helfried Bauer




REGIONALE
ENTWICKLUNGSPOLITIK

Rezension von: G. Palme, H. Jeglitsch,
M. Schneider, Neue
Entwicklungsstrategien flir das
Burgenland
Osterr. Institut fir
Wirtschaftsforschung, Wien 1984,
295 Seiten

Bei der von Gerhard Palme, Helmut
Jeglitsch und Mathias Schneider ver-
faten Arbeit handelt es sich um ein
Gutachten des Osterreichischen Insti-
tuts fiir Wirtschaftsforschung im Auf-
trag der Burgenldndischen Betriebs-
ansiedlungsgesellschaft (BIBAG).
Zielsetzung der Arbeit ist es, vor dem
Hintergrund der geédnderten wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen
und dem abnehmenden Erfolg der tra-
ditionellen Regionalpolitik der indu-
striellen Betriebsansiedlungen ,aus
einer Analyse der Starken und Schwa-
chen (der burgenlidndischen Wirt-
schaft) Ansatzpunkte fir eine Festi-
gung und Verbesserung der burgen-
lindischen Wettbewerbsfiahigkeit zu
finden“ (Vorwort). Auf Grund des
Fehlens eines derzeit allgemein aner-
kannten regionalen Entwicklungs-
konzeptes basiert die Studie — wie die
Autoren feststellen — auf keinem neu-
en entwicklungstheoretischen Modell
oder geschlossenem Strukturkonzept:
Industrie und Landwirtschaft werden
eher pragmatisch in den Vordergrund
gestellt.

Zu dieser grundsiatzlichen Schwer-
punktsetzung ist zunichst festzustel-
len, daB die Absicht der Starkung der
Wechselwirkungen zwischen den Be-
reichen Landwirtschaft und Industrie
gerade fur das agrarisch geprigte Bur-
genland sicherlich ein richtiger An-

satzpunkt ist, versucht dieser Ansatz
doch den Fehler der bisherigen Regio-
nalpolitik zu vermeiden, daf3 indu-
strielle Entwicklungen in solchen Re-
gionen ,Inseln“ darstellen, von denen
keine weiteren Entwicklungsimpulse
auf die (agrarisch gepréagte) regionale
Wirtschaft ausgehen. Gerade fiir die
Wettbewerbsfiahigkeit der Industrie
haben allerdings auch die Dienstlei-
stungen, insbesondere die unterneh-
mensbezogenen wie Rechts- und Wirt-
schaftsberatung, Ausbildungs- und Fi-
nanzierungseinrichtungen eine sehr
grofle Bedeutung. Ihre Vernachléssi-
gung erscheint daher gerade unter die-
sem Gesichtspunkt etwas ungerecht-
fertigt. Kritisch ist an dieser Stelle
auch anzumerken, dal} die beabsich-
tigte stirkere Interdependenz zwi-
schen Landwirtschaft und Industrie
in der Arbeit nicht richtig zur Geltung
kommt, da die beiden Abschnitte In-
dustrie (Palme) und Landwirtschaft
(Schneider) eher unverbunden neben-
einanderstehen.

Die Studie ist in drei Abschnitte
gegliedert, Wirtschaftswachstum und
Arbeitsmarkt (Jeglitsch), Industrie
(Palme) und Land- und Forstwirt-
schaft (Schneider), wobei der weitaus
umfassendste Teil (% des Buches) auf
die Industrieanalyse entfillt. Auch die
folgenden Ausfiihrungen stellen da-
her die letztgenannte Industrieanalyse
in den Vordergrund. Die Arbeit bringt
zahlreiche interessante empirische Er-
gebnisse, die zum Teil typisch fiir land-
liche Regionen im allgemeinen sind
und auch mit den Ergebnissen ande-
rer Arbeiten konform gehen (vergl.
Todtling 1983, Maier und Toédtling
1985 a und b), zum Teil aber auch
burgenlandspezifisch sind. Einige der
wichtigsten und interessantesten Er-
gebnisse sind die folgenden:

® Das Burgenland hatte (ohne den
Agrarsektor) im Zeitraum 1961 bis
1982 die Wachstumsspitze unter al-
len Bundeslindern, wobei der
Dienstleistungssektor besonders
stark expandiert hat.
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® Beziiglich der Wanderung ergab
sich in den siebziger Jahren eine
Trendwende: Das Uberwiegen der
Abwanderung dirfte durch ein
Uberwiegen der Zuwanderung ab-
gelost worden sein. Dies bewirkte
ein lUberdurchschnittliches Anstei-
gen der erwerbsfihigen Wohnbe-
volkerung.

@ Die Beschiftigtenentwicklung war
auf Grund des starken Riickganges
der Selbstidndigen (vor allem in der
Land- und Forstwirtschaft) unter
dem  osterreichischen  Durch-
schnitt. Ein wachsender negativer
Pendlersaldo sowie steigende Ar-
beitslosigkeit waren die Konse-
quenzen dieser genannten Ent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt.

® In der Industrie gab es in den letz-
ten drei Jahrzehnten einen starken
Aufholproze3, im Jahr 1976 aller-
dings einen Wachstumsknick und
in den letzten Jahren (seit 1982)
eine starke Rezession.

® Die industrielle Beschéftigungszu-
nahme resultierte hauptsachlich
aus Ansiedlungen (es gab zwei gro-
Bere ,,Ansiedlungswellen“, eine An-
fang der 1960er Jahre und eine An-
fang der 1970er Jahre): Multiregio-
nale Unternehmungen nutzten das
burgenldndische Arbeitskraftean-
gebot durch die Grindung von
Zweigbetrieben (dies entspricht
auch den Ergebnissen von Tédtling
1983 fiir das nordliche Niederdster-
reich). Nach 1977 ist dieser Stand-
ortvorteil allerdings verlorenge-
gangen.

® Die Ansiedlungen hatten allerdings
dhnlich unglinstige strukturelle
Charakteristika wie die Neugriin-
dungen im nérdlichen Niederdster-
reich, da sie in hohem MaBe in
Branchen mit starker internationa-
ler Konkurrenz (insbesondere aus
Schwellenldndern) und niedrigem
technologischem Niveau waren,
vor allem niedrig qualifizierte Ar-
beitskrifte beschiftigten und
kaum Impulse auf bestehenden Be-
trieben hatten. Dartiber hinaus wie-
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sen die aulBlengeleiteten Zweigbe-
triebe ein héheres Stillegungsrisiko
auf.

Die Moglichkeiten flir einen Struk-
turwandel bei veridnderten Rahmen-
bedingungen erscheinen somit stark
beeintrachtigt. Wie die Autoren dazu
richtig feststellen... ,treffen diese
Befunde auch fiir andere ldndliche
Regionen zu. Sie sind nicht das Ergeb-
nis einer spezifischen burgenldndi-
schen Ansiedlungspolitik, sondern
zeigen die Grenzen einer konventio-
nellen Regionalpolitik auf* (S. 11).

Als Grundlage fiir eine differenzier-
te Entwicklungsstrategie wurden die
burgenlindischen Industriebranchen
in Anlehnung an Giersch nach ihren
Standort- und Wettbewerbsvorausset-
zungen in vier Branchengruppen mit
dhnlichen dynamischen Bedingungen
zusammengefaft und nach ihren Ent-
wicklungschancen im Burgenland
analysiert (,,Strukturanalyse“: S.
121-177): den rohstofforientierten (Ri-
cardo-)Sektor, den absatzmarktorien-
tierten (Losch-) Sektor, den arbeitsko-
stenorientierten (Heckscher-Ohlin-)
Sektor und den agglomerationsorien-
tierten (Thiinen-) Sektor. Dieser Teil
der Studie ist als konzeptueller Kern
der Industrieanalyse zu betrachten: Er
bringt eine interessante Strukturie-
rung und Anwendung vorhandener
theoretischer Konzepte (Handelstheo-
rie, Standorttheorie und Raumwirt-
schaftslehre, Produktzyklustheorie
und Theorie der rdumlichen Arbeits-
teilung) sowie auch interessante empi-
rische Ergebnisse fiir das Burgenland.

Fir den binnenmarktorientierten
rohstofforientierten (Ricardo-)Sektor
wird auf Grund eines starken Preis-
wettbewerbes am inlandischen Markt
ein starker Konkurrenz- und Kosten-
druck festgestellt, dem die burgenlén-
dischen Betriebe schwer standhalten.
Der Verdringungswettbewerb flihrt
laut Palme zu Ubernahmen und Fu-
sionen und zu einem Verlust an dispo-
sitiven Funktionen fur burgenldndi-
sche Betriebe.




Auch der absatzmarktorientierte
(Lésch-)Sektor ist binnenmarkt-
orientiert, die Absatznihe ist wichtig-
ste Standortanforderung, das noérdli-
che Burgenland auf Grund der Nihe
zu Wien daher der bevorzugte Stand-
ortraum. Der Produktwettbewerb und
die Produktinnovation bestimmen die
Konkurrenzfihigkeit, daher ist im all-
gemeinen eine geringere Stillegungs-
gefahr gegeben. Fir burgenldndische
Betriebe wird jedoch auf Grund ge-
ringerer F & E-Téatigkeit eine unter-
durchschnittliche Anpassungsfahig-
keit festgestelit.

Der arbeitskostenorientierte (Heck-
scher/Ohlin-)Sektor unterliegt der in-
ternationalen Konkurrenz und ist dem
Preiswettbewerb der Billiglohnlidnder
stark ausgesetzt. Das Burgenland ist
mehr als andere Osterreichische Re-
gionen in diesem Sektor auf Produkte/
Produktionsprozesse der Reifephase
spezialisiert (interregionale Arbeitstei-
lung), die Stillegungsgefahr ist daher
fiir diese Betriebe besonders groB.

Im agglomerationsorientierten
(Thiinen-)Sektor ist auf Grund einer
starken technologischen Heterogeni-
tit eine noch ausgepréagtere interregio-
nale Arbeitsteilung gegeben, wobei
sich das Burgenland auch hier auf
Zweigbetriebe mit ,,Randtechnologie*
spezialisiert: Ein Stillegungsrisiko ist
vor allem im Falle von Umstrukturie-
rungen von maultiregionalen Unter-
nehmungen gegeben.

Diese Strukturierung der burgen-
lindischen Industrie nach Kriterien
der Standortorientierung wund der
Wettbewerbsvoraussetzungen sowie
die Ausfithrungen zu den jeweiligen
Entwicklungschancen sind far die
Frage der Anpassungsfihigkeit von
Betrieben sehr interessant, da sie in
starkerem Malfle Ursachenfaktoren in
den Vordergrund stellen als etwa die
hiufig gebrauchte deskriptive Diffe-
renzierung zwischen Wachstumsbran-
chen und Schrumpfungsbranchen.
Auch faBit sie zahlreiche in der Litera-
tur vorhandene theoretische und em-
pirische Ergebnisse anschaulich zu-

sammen. Es verbleiben allerdings
einige Aspekte unbefriedigend:
® Der theoretische Hintergrund und
konzeptuelle Rahmen fir die ge-
wihlte Differenzierung wird nicht
nidher ausgefiihrt, die Branchen-
gruppierung erscheint daher etwas
willkirlich.
® Die Zuordnung einzelner Branchen
zu den genannten Gruppen bleibt
unklar (auf Grund welcher opera-
tionaler Kriterien wurden die Bran-
chen zugeordnet?).
® Es verbleibt auch vielfach unklar,
welche der dargestellten Zusam-
menhédnge auf einer empirischen
(burgenldandischen) Evidenz beru-
hen und welche Vermutungen,
Thesen oder Interpretationen des
Autors sind (dies betrifft beispiels-
weise die Aussagen zu den Uber-
nahmen und Fusionen, zum Ver-
lust dispositiver Funktionen bur-
genlindischer Betriebe, zur interre-
gionalen Arbeitsteilung innerhalb
multiregionaler Unternehmungen:
Kern- und Randtechnologie etc.)
Als strategisches Grundkonzept
wird in der Studie schlieBlich eine
Doppelstrategie vorgeschlagen: ,,Nut-
zung auswartiger Entwicklungskrafte
in Kombination mit der Entwicklung
einheimischer Krifte (exogen unter-
stiitzte Endogenisierung* (S. 16). Das
Konzept besteht aus zwei wichtigen
Elementen, dem Import von Techno-
logie und der Verringerung der Ab-
hingigkeit der Zweigbetriebe von aus-
wirtigen Konzernzentralen. Als Zwi-
schenziele konnte nach Meinung der
Autoren die Uberfiihrung der Zweig-
betriebe in rechtlich selbstiandige Zu-
lieferbetriebe angestrebt werden, als
langerfristiges Ziel die Etablierung
»flexibel spezialisierter Unterneh-
mungen (Sabel 1982), die eine starke
Veflechtung untereinander aufweisen.
Diese grundsitzliche Orientierung,
die an die Konzepte der endogenen
oder eigenstindigen Regionalent-
wicklung sowie der innovationsorien-
tierten Regionalpolitik anknift, im
Vergleich zu diesen jedoch die exoge-
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ne Komponente starker betont, ist fiir
das Burgenland sicherlich richtig, da —
wie die Autoren feststellen — das regio-
nale Innovationspotential nicht aus-
schlieBlich durch die Entwicklung der
einheimischen Produktivkrifte auf
ein wettbewerbsfihiges Niveau geho-
ben werden kann. Auch die Reduzie-
rung der AuBenabhdngigkeit von
Zweigbetrieben ist fur das Burgen-
land ein vordringliches Problem. Ob
es allerdings méglich sein wird Zweig-
betriebe als rechtlich selbstédndige Zu-
lieferbetriebe ,,abzukoppeln” und in
weiterer Folge zu ,flexibel speziali-
sierten* Unternehmungen zu machen,
bleibt abzuwarten. Hier ist zunédchst
nicht ganz einsichtig, aus welchen Mo-
tiven die Unternehmenszentralen ei-
ner solchen Abkopplung ihrer Zweig-
betriebe zustimmen sollten, solange
die Betriebe mit einer ausreichenden
Rentabilitit produzieren. Weiters er-
hebt sich die Frage wer die neuen
Unternehmer sein sollten, die solche
Betriebe tibernehmen kénnten. In die-
sem Zusammenhang sollte jedenfalls
grundsitzlich auch die Moglichkeit
der Weiterfiihrung in Form von selbst-
verwalteten Unternehmungen be-
riicksichtigt und gefordert werden
(einzelne Beispiele fiir solche Uber-
nahmen gibt es auch bereits in Oster-
reich), da diese Form sicherlich am
stiarksten den Nutzen 6ffentlicher For-
derung streut, die betroffenen Arbeits-
krifte motiviert und die Gefahr von
Betriebsstillegungen vermindert.
Beziiglich des Informationstrans-
fers wird von den Autoren ein zweistu-
figes System vorgeschlagen, das auf
der niedrigeren Ebene (etwa Bezirks-
hauptorte) den allgemeinen Wissens-
transfer zu férdern und auf der héhe-
ren Ebene spezialisiertere Informatio-
nen bereitzustellen héatte. Als Struk-
turschwerpunkt fir dieses speziali-
siertere System wird in Verbindung
mit einem Technologiepark die Nah-
rungsmittelindustrie genannt. Dieser
vorgeschlagene Strukturschwerpunkt
ist fiir das Burgenland im Hinblick auf
die Landwirtschaft als wichtig zu be-
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trachten, es sollte allerdings versucht
werden, die Breiten- und Beschafti-
gungswirkung genauer einzuschitzen
(die bundesdeutschen Erfahrungen
mit Technologieparks und -zentren
sind diesbezliglich eher bescheiden).
AuBerdem erscheinen bei diesem letz-
teren Ansatz die Entwicklungsproble-
me der burgenlindischen Wirtschaft
zu sehr auf technologische Fragen ver-
kurzt, organisatorische, soziale und
politische Hemmnisse der Entwick-
lung hingegen zu stark unterbelichtet
(vergl. Schremmer 1984). Innovatio-
nen sind vermutlich nicht nur im Be-
reich der Technologie, sondern auch
im Bereich der Unternehmensfiih-
rung, der Organisation (Organisations-
entwicklung, partizipative Struktu-
ren) und des Marketing erforderlich.
Interessant sind in diesem Zusam-
menhang die Ausfiihrungen zur zwi-
schenbetrieblichen Kooperation, die
allerdings wiederum etwas einseitig
den technologischen Aspekt betonen.
Hier wire zu untersuchen, inwieweit
neben Kooperationen im technologi-
schen Bereich auch solche in der Pro-
duktion, im Marketing und im Ver-
trieb die Wettbewerbsfiahigkeit kleine-
rer und mittlerer Betrieb steigern
koénnten.

Den Autoren ist in bezug auf beide
vorgeschlagenen Informationstrans-
fersystemen ist auf der Basis ausldandi-
scher Erfahrungen (vergl. Brugger
1984) jedenfalls recht zu geben, daB
das Angebot solcher Einrichtungen al-
lein noch nicht ausreicht, den Infor-
mationsflul zu den Unternehmungen
zu steigern, da kleine und mittlere
Unternehmungen sich in der Regel
diese Informationen nicht holen. Zur
Herstellung dieser Kontakte werden
von den Autoren einige Vorschlage
gemacht, z. B. Unternehmenskurzbe-
ratungen oder die Bildung regionaler
Arbeitskreise. Dartiber hinaus sind
hier vermutlich systematischere MaB-
nahmen der Regionalbetreuung erfor-
derlich.

In bezug auf die Konzipierung einer
Politik zur Verbesserung der betriebli-




chen Anpassungsfihigkeit ist zuletzt
noch ein grundséatzlicher methodi-
scher Aspekt der Studie hervorzuhe-
ben: Die Studie basiert ausschlief3lich
auf sekundaérstatistischen Daten, die
zwar die ,Makrotrends“ der burgen-
landischen Industrie- und Arbeits-
platzentwicklung gut abdecken, die
aber wenig Einblick in bezug auf
Hemmnisse und Probleme der Um-
strukturierung auf der Unterneh-
mensebene bieten. Dieses Defizit hat-
te allerdings nur durch Unterneh-
mensbefragungen abgedeckt werden
konnen.

Zusammenfassend ist zu sagen, dafl
es sich bei der vorliegenden Studie
um eine sehr grindliche regionaléko-
nomische Arbeit mit interessanten
empirischen Ergebnissen und auch
MafBnahmenvorschligen handelt. Sie
ist jedenfalls ein wertvoller Beitrag
sowohl fir das Verstindnis aktueller
Entwicklungsprozesse in ldndlichen
Regionen (nicht nur in bezug auf das
Burgenland), als auch fiir die Konzi-
pierung einer Politik der Verbesse-
rung der Innovations- und Anpas-
sungsfahigkeit von Betrieben in sol-
chen Regionen.

Franz Todtling
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STADTGESCHICHTE

Rezension von: Maren Seliger,
K. Ucakar, Wien. Politische
Geschichte 1740-1934, Entwicklung
und Bestimmungsfaktoren
grofBstadtischer Politik, Verlag
Jugend und Volk, Wien — Miinchen
1985, 2 Bande, 1286 Seiten.

Das volumindse Werk umfaf3t die
Geschichte grofer gesellschaftlicher
Verinderungen und Trendbriiche
(auch wenn es — in Osterreichischer
Manier — blof3 Trendbrticherl gewesen
sein mégen) vom aufgeklirten Abso-
lutismus bis zur Inauguration des fa-
schistischen Stindestaates in der Al-
penrepublik, der — vom Anspruch her
— eben diese 200jahrige Geschichte
wieder riickgingig machen wollte.
Der erste Band reicht von 1740 bis
1895; der zweite Band umfalt die Jah-
re 1895 bis 1934. Dabei markiert das
Jahr 1895 (Ende der liberalen Vorherr-
schaft im Wiener Gemeinderat) nicht
eigentlich eine historische Wasser-
scheide. Dafiir kimen eher die Jahre
1848 oder 1918 in Betracht, nach de-
nen nichts mehr gleich funktionierte
wie vorher. Die Autoren selbst be-
zeichnen daher die von ihnen gewéahl-
te Zasur als pragmatische, die einzig
dem Zweck dient, die Studie in zwei
annidhernd gleichen Teilen prasentie-
ren zu kénnen.

Bei einem  wissenschaftlichen
Druckwerk von 1300 Seiten handelt es
sich entweder um die Streckung von
Material, das — um Karl Kraus zu para-
phrasieren - andere bereits auf
300 Seiten zusammenfassen koénnen,
oder aber um das Ergebnis langer und
ernsthafter Recherchen. (Erinnert sei
in diesem Zusammenhang an Harm-
Hinrich Brandts ,,Der 6sterreichische
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Neoabsolutismus®, ein Buch, das auf
tiber 1100 Seiten die Zeit von 1848 bis
1860 behandelt, ohne daf3 man je das
Gefiihl hitte, da3 Kiarzungen notwen-
dig gewesen wiren.) Die Studie von
Seliger/Ucakar verdient ein dhnliches
Lob: Sicherlich kénnte man eine poli-
tische Geschichte Wiens — beschrank-
te man sich auf ,,Politik”“ im engeren
Sinn - auch in eine kiirzere Form
bringen. In einem solchen Fall gingen
jedoch wichtige Inhalte verloren. Das
Ergebnis wire vermutlich schlechter,
nicht besser.

Die beiden Autoren haben das Ziel
sehr hoch gesteckt: Vom Selbstver-
stindnis der Historiographie als einer
historischen Sozialwissenschaft ausge-
hend, haben sie das Material mit theo-
retischem Vorwissen gesichtet und
prasentiert, und dabei den Grundfeh-
ler allen naiven Positivismus vermie-
den, die Quellen ,,sprechen zu lassen®,
anstatt sie zum Sprechen zu bringen.
Seliger und Ucakar versuchen, die po-
litische Geschichte Wiens in ihrer Ver-
strickung mit der 6konomischen und
gesellschaftlichen Entwicklung, den
allgemeinen politischen Rahmenbe-
dingungen, der Stadtentwicklung und
der Bevolkerungsbewegung nachzu-
zeichnen. Es geht ihnen um das Deut-
lichmachen der Vermittlungen zwi-
schen Stadt, Wirtschaft, Gesamtstaat,
gesellschaftlichen und politischen
Gruppierungen, Kommunalrecht, Ge-
meindeverwaltung und eigentlicher
Kommunalpolitik. Samtliche Be-
reiche des kommunalen Lebens wer-
den geschildert und analysiert. Die
historischen Gemeindebudgets wer-
den in ihrer sozialen, , klasseméafligen®
Relevanz prisentiert, die Entwicklung
des Schulwesens gezeigt, verschie-
denste Sozialdaten erlautert. Histori-
sche Wahlforschung ist in die Studie
ebenso inkorporiert wie Analysen
uber die soziale Herkunft von Ge-
meinde- und Stadtriten. Zum Teil —
dies gilt insbesondere fiir die Schilde-
rung der Ereignisse von 1848 — wird
ein gewaltiges Sitten- und Sozialge-
malde vorgefiihrt, das man nicht an-




ders als mit Spannung zu lesen
vermag.

Natirlich sind nicht alle Teile des
Buches gleich gut gelungen. Der Re-
zensent hatte den Eindruck (aber das
mag daran liegen, daf3 er dabei eitel an
seine eigene Kompetenz glaubt), dal3
der wirtschaftliche Hintergrund der
Zeit nach 1914 konziser analysiert
werden konnte. Es ist jedoch bei die-
ser Kritik zu bedenken, da3 es nur
wenig wirtschaftshistorische Literatur
uber diese Zeit gibt, die tatsdchlich
hilfreich ist.

Das Werk von Seliger/Ucakar
spannt einen grof3en und far den Le-
ser immer sichtbaren Bogen vom Ab-
solutismus bis zum Faschismus, vom
Entstehen einer biirgerlichen Offent-
lichkeit bis zu ihrer tendenziellen Zer-
storung bzw. Pervertierung. Unterm
aufgeklarten Absolutismus, der alles
offentliche Leben reglementieren und
kontrollieren wollte, stand die Stadt
Wien unter der direkten Aufsicht des
Staates, der an den kommunalen Ein-
nahmen reges Interesse nahm. Die
Forderung nach Gemeindeautonomie
war daher ein (und nicht der unwe-
sentlichste) Aspekt des Erwachens
des burgerlichen Geistes. Andere Ge-
biete waren die Freimaurerlogen (als
Keimformen der Parteien), Handels-
kammern, Gewerbe- und andere Ver-
eine wie der ,,juridisch-politische Le-
severein®, der — 1840 gegriindet — beim
Anfang vom Ende des vormaérzlichen
Regimes eine Rolle spielte.

Die Gemeindeautonomie als grol3-
buirgerliche Forderung wurde im Ge-
folge der Revolution von 1848 Wirk-
lichkeit (wie vieles, das damals real
wurde, allerdings in Kompromifform
und erst auf lingere Sicht). 1848 ent-
stand der erste Wiener Gemeinderat,
1849 wurde auf Gesamtstaatsebene
ein provisorisches Gemeindegesetz er-
lassen. 1850 folgte in Wien eine provi-
sorische Gemeindeordnung. Was sich
1848 durchsetzte, war die Modifizie-
rung groB3burgerlicher Forderungen;
die Ideen des Kleinbiirgertums, der
erstmals als eigenstindige Bewegung

auftretenden Arbeiter und der Intelli-
genz blieben unberticksichtigt. Ge-
meindepolitik wurde von den , Libera-
len“ als Vermdégensverwaltung wver-
standen, war daher Sache der Vermo-
genden. Diese Einstellung fand ihren
Ausdruck im Privilegienwahlrecht.
Die Geschichte der nichsten siebzig
Jahre war eine Geschichte des Kamp-
fes um die Erhaltung bzw. gegen die-
ses Wahlrecht, je nachdem, auf wel-
cher Seite die Antagonisten standen.

Der Wahlrechtskampf und die
Schwichung des Liberalismus sind
eng mit dem Entstehen der politi-
schen Massenparteien verkniipft. Die
Anfinge der Parteien fielen noch in
das Jahr 1848 und die Jahrzehnte der
liberalen Vorherrschaft in Staat und
Gemeinde. Ende der achtziger Jahre
entstand die Sozialdemokratische
Partei; Anfang der neunziger Jahre
formierten sich die Christlichsozialen,
letztere als Erben der kleinbtirgerli-
chen Demokratie von 1848, die sich
durch Anti-Industrialismus und
Zunftgeist ausgezeichnet hatte. Nun
kam noch der Antisemitismus (Lue-
ger!) hinzu.

1879 fiel die liberale Vorherrschaft
im Abgeordnetenhaus; 1895 war die
liberale Ara — nach einer Ausweitung
des Wahlrechts auf die Mittelschich-
ten — auch im Wiener Gemeinderat zu
Ende. Die Christlichsozialen verwirk-
lichten, was zuvor schon zu heilen
Debatten gefiihrt hatte: die Kommu-
nalisierung von Gas, Strom, des o6f-
fentlichen Nahverkehrs, der Leichen-
bestattung usw. Aber auch die Christ-
lichsozialen fielen bald dem Abstieg
von der Macht anheim. Dies koinzi-
dierte mit der Wandlung der Gruppie-
rung von einer ,Partei des Kleinge-
werbes mit vordergriindig antikapita-
listischem Anflug“ zu einer , konserva-
tiven Staatspartei der besitzenden
Klassen in Stadt und Land* (Seite 978)
und dem Erstarken der Arbeiterbewe-
gung.

Hatten die Christlichsozialen bis
zum Ersten Weltkrieg bei Wahlen in
Wien noch Arbeiterstimmen fiir sich
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zu mobilisieren vermocht (dies wird
von Seliger/Ucakar an Hand von kon-
kreten Zahlen nachgewiesen), so wur-
de nach der Einflihrung des allgemei-
nen, gleichen Wahlrechts 1919 die So-
zialdemokratie zur dominierenden
Kraft in der Hauptstadt. Das Rote
Wien erscheint in historischer Per-
spektive als der Versuch, mit soziali-
stischen ReformmafBnahmen der
Stadt eine Bedeutung zu erhalten, de-
ren sie in ihren , biirgerlichen“ Funk-
tionen (,,Wasserkopf*“ statt Finanz-
und Verwaltungszentrum eines Grol3-
reiches) verlustig ging. In Wien wurde
modellhaft vorgefiihrt, was die Sozia-
listen an gesellschaftlichen Reform-
vorstellungen im Koécher hatten. Dies
gilt vor allem fir den offentlichen
Wohnbau, ein Gebiet auf dem den
Christlichsozialen vor 1914 auf Grund
der starken Repréasentanz der Hausbe-
sitzer in der Partei die Hande gebun-
den gewesen waren.
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Die Leistungen des Roten Wien
wurden von den Lohnabhéngigen bei
den Wahlen honoriert. Allen boswilli-
gen Gertlichten zum Trotz hielten sie
der SDAP bis zum Ende der Demo-
kratie die Treue. Dies zeigen die Er-
gebnisse der letzten Gemeinderats-
wahlen von 1932, wo die NDSAP gera-
de in den ,birgerlichen* Bezirken
tiberdurchschnittlich gut abschnitt.

Die beiden Bande von Seliger und
Ucakar sind es — trotz des moglicher-
weise abschreckenden Seitenvolu-
mens — wert, von allen gelesen zu
werden, die sich fiir die gesellschaftli-
che Entwicklung Osterreichs in der
Neuzeit interessieren. Sie vereinigen
Detailwissen mit theoretischer Ein-
sicht — eine Kombination, die hierzu-
lande in der Geschichtswissenschaft
noch immer unterreprisentiert ist.

Fritz Weber




ARBEITEREXISTENZ IN DER
SPATGRUNDERZEIT

Rezension von: Michael Mesch,
Arbeiterexistenz in der
Spatgriinderzeit. Gewerkschaften und
Lohnentwicklung in Osterreich
1890-1914. Hrsg. vom Ludwig-
Boltzmann-Institut fiir Geschichte der
Arbeiterbewegung, Materialien zur
Arbeiterbewegung Nr. 33, Wien 1984,
376 Seiten.

Uber die Gewerkschaftsbewegung
der Spatgriinderzeit in Osterreich exi-
stieren schon zahlreiche Arbeiten, es
sei nur an die alten, immer noch recht
brauchbaren und informativen Stan-
dardwerke von Julius Deutsch und
Fritz Klenner erinnert. Michael Mesch
allerdings gelingt es durch seine Spe-
zialarbeit, der Geschichte der Gsterrei-
chischen Gewerkschaftsbewegung in
den letzten Jahrzehnten des alten Rei-
ches noch neue Facetten abzugewin-
nen. Methodisch von der bisher eher
narrativ-institutionellen Art der Ge-
schichtsbetrachtung gelost, deckt er
in strukturierter Betrachtungsweise
den Zusammenhang zwischen der
Entwicklung der Arbeiterlohne und
der Gewerkschaftsstrategie auf und
wertet unter Anwendung mathema-
tisch-statistischer, sozialwissenschaft-
licher Methoden das vorhandene Da-
tenmaterial erstmals aus und interpre-
tiert es. Die statistischen Berechnun-
gen stiitzen sich auf die Daten der
Unfallversicherung, der Quinquen-
nialberichte der Wiener Handelskam-
mer (1890), sowie auf die Kollektivver-
trage mit den Lohnvereinbarungen
der einzelnen Branchen.

In den letzten Jahrzehnten der Do-
naumonarchie erlebte das alte Reich
eine neue Phase der industriellen Ent-

wicklung. Nach der staatlichen Tole-
rierung zentraler Verbidnde der Ge-
werkschaften 1892 setzten sich Indu-
striegruppenprinzip und kronland-
weise Zusammenschliisse rasch
durch, wobei sich zuerst die Fachar-
beiter in gewerkschaftlichen Verbén-
den organisierten, spéter erst die un-
gelernten Arbeiter (Kapitel 6 + 7). 1893
wurde in der Gewerkschaftskommis-
sion eine koordinierende Zentralstelle
gefunden. Mit der gleichzeitigen Wah-
rung der Streikautonomie der dezen-
tralen Einheiten und der Schaffung
dezentraler Streikfonds wurden die
Voraussetzungen fur Erfolge in Ar-
beitskonflikten geschaffen.

Mesch untersucht die unterschiedli-
che Entwicklung der Arbeitereinkom-
men, sowie die Trends von Nominal-
und Realléhnen im Durchschnitt der
gesamten Osterreichischen Reichs-
hilfte im konjunkturellen und lédnger-
fristigen Ablauf von 1890 bis 1914.
Weitere Schwerpunkte seiner Arbeit
sind die Streikbewegungen sowie die
unterschiedliche Entwicklung der Ar-
beitereinkommen in den einzelnen
Landern Zisleithaniens in Desaggre-
gation, sodaBl das West-Ost-Gefille
deutlich erkennbar ist: die Alpenlin-
der, Bohmen und Méhren, Schlesien
und Triest weisen die hochsten Ein-
kommen auf. Fur die letzten Jahre der
Monarchie kann der Autor freilich be-
legen, daB sich das Einkommensdif-
ferential zwischen den Arbeiter-
schichten der verschiedenen Regio-
nen verringert hat. Die Hauptursa-
chen hiefiir waren die Wanderungs-
tendenzen innerhalb des Reiches, der
zunehmende Grad der Organisation
der nicht-deutschen Arbeiterschaft
und die nun steigenden Anteile der
Facharbeiter bei den Nationalititen,
besonders bei den Slawen.

Die im Kapitel 8 behandelten regio-
nalen Lohnunterschiede geben wich-
tige Hinweise auf einen bisher unbear-
beiteten Aspekt der Ursachen des Na-

tionalitidtenkonflikts.
Das Kapitel 9 beschiftigt sich mit
den interindustriellen Lohnunter-
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schieden und untersucht die beobach-
tete Konstanz der Branchenhierarchie
und die Nivellierungstendenzen der
branchenméaBigen Lohnniveaus.

Das Kapitel 10 befaf3t sich schlief3-
lich mit der Einkommenssituation der
weiblichen Arbeitnehmer in Industrie
und Kleingewerbe, dem Ausmal ihrer
Diskriminierung und den Ursachen
des Lohngefilles.

Die wichtigsten Ergebnisse der Ar-
beit von Mesch seien hier kurz zusam-
mengefaBt. Die Mitgliederzahlen der
Gewerkschaften folgten den Konjunk-
turverldaufen. 1907 erreicht der Organi-
sationsgrad der zisleithanischen Ar-
beiterschaft 22,5 Prozent (in Industrie-
zentren war der Prozentsatz nattirlich
viel hoher, z. B. in Wien 40 Prozent).
Ein starker Aufschwung seit 1904
fiuhrte in glinstiger wirtschaftlicher
Lage zur Verknappung der Arbeits-
krafte und zu héheren Erfolgschancen
bei Lohnforderungen. Die Anerken-
nung der Arbeitnehmerverbande als
Verhandlungs- und Vertragspartner
durch die Arbeitgeber in den Tarifver-
tragen fuhrte zur endgiltigen Siche-
rung der Organisation der Gewerk-
schaften, sodafl diese in der wirt-
schaftlichen Krise nach 1909 recht gut
dem Widerstand der Unternehmer
trotzen konnten. In der Rezession von
1908/09 waren hoéhere EinbuBlen nur
bei ungelernten Arbeitern zu ver-
zeichnen.

Hinsichtlich der Streiks wurde in
den 90er Jahren von beiden Seiten ein
Lernprozel3 durchgemacht. Anfangs
bedingte die mangelnde Kommunika-
tion, daf3 Arbeitnehmer- wie Arbeitge-
berseite zu wenig Informationen tiber
das Kampfpotential des Gegners besa-
Ben. Auch wollten die Gewerkschaf-
ten die integrative Wirkung des
Streiks ausntitzen. Dazu mulfite noch
unbedingt der Kampf um Anerken-
nung der Arbeiterverbiande durch die
Unternehmer geflihrt werden, die Ef-
fektivitdit von Streikdrohungen war
unter Beweis zu stellen.

Erst in einer zweiten Phase kam es
zur Ausbildung konfliktvermeidender
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Strategien und zur schrittweisen An-
erkennung gewisser Spielregeln in
den Verhandlungen. Gewaltsame Lo-
sungen wurden reduziert und koope-
rative Verhaltensweisen ausgebildet,
woflr eine partielle, temporére Inter-
essenkongruenz verantwortlich war:
die Gewerkschaften muf3ten namlich
im Falle einer langen Arbeitsniederle-
gung mit unliebsamer Ebbe in der
Streikkasse rechnen; die Unterneh-
mer wiederum waren in glnstiger
Wirtschaftslage an der Stabilisierung
der Arbeitsverhéiltnisse auf die Dauer
des Vertrages interessiert. Im Auf-
schwung und in der Hochkonjunktur
waren die Opportunitiatskosten von
Streiks flir Unternehmer besonders
grof3, daher gaben sie Lohnforderun-
gen der Arbeiter relativ leicht nach.
Die hochste Erfolgsquote hatten die
Gewerkschaften 1906/07 und 1911/12
zu verzeichnen. Gewerkschaften mit
hohem Organisationsgrad und ent-
sprechender finanzieller Ausstattung
(also die Facharbeiterorganisationen)
konnten wegen Angebotskontrolle
der Arbeit und Durchhaltevermégen
auf die besten Erfolge verweisen.

Mesch berechnet in seinem Buch
auch erstmals die Nominal- und Real-
lohnentwicklung 1891-1913. Die No-
minallohnentwicklung in den Alpen-
landern weist wéahrend dieses Zeit-
raums zwei Abschnitte hoher jéahrli-
cher Zuwachsraten auf: 1891-1895
(2,4 Prozent) und 1905-1913 (3 Pro-
zent), sowie eine Periode geringen Zu-
wachses von 1896-1904 (1,3 Prozent).
In der Spatgriinderzeit 1895-1913 ist
der durchschnittliche Nominallohn in
Zisleithanien insgesamt um 55 Pro-
zent gestiegen, in den Alpenlindern
um 47 Prozent.

Die Reallohnentwicklung in den Al-
penldndern zeichnet sich wahrend der
90er Jahre durch relativ hohe Zu-
wachsraten aus (in Niederdsterreich
1891-1900 durchschnittlich 2,73 Pro-
zent pro Jahr). In der Prosperitatspe-
riode des letzten Vorkriegsjahrzehnts
blieben im Schnitt Kaufkraftgewinne
aus, doch ist es immerhin bedeutsam,




dafl die relativ starken inflationiren
Auftriebe um 1907 kompensiert wer-
den konnten.

Beziuglich der Durchschnittsléhne
der Fabriksarbeiter standen die Al-
penldnder — und innerhalb derselben
Niederdsterreich und Steiermark — an
der Spitze: 1913 erreichten die Durch-
schnittsléhne in Béhmen 80 Prozent,
in Schlesien und Mahren 75 Prozent,
in den Karpatenlindern 65 Prozent
und in den stidlichen Landern (Triest)
90 Prozent des alpenldndischen Ni-
veaus.

Die Rangordnung der Branchen
nach Durchschnittslohnen in Zislei-
thanien entsprach nattrlich der inter-
industriellen Lohnhierarchie. An der
Spitze standen die Branchen der
Grundstoff- und Investitionsgiiterin-
dustrie, das Schlufllicht bildeten die
Verbrauchsgiiterindustrien. Wie zu er-
warten, waren die weiblichen Arbeit-
nehmer in Industrie und Kleingewer-
be hauptsichlich in arbeitsintensiven
Niedriglohnbranchen konzentriert

(fast 75 Prozent in den Textil-, Beklei-
dungs- und Nahrungsmittelbranchen)
und nahmen dort die schlechtest be-
zahlten und krisenanfilligsten Ar-
beitspliatze ein. 1914 belief sich der
durchschnittliche Tageslohn von Ar-
beiterinnen auf 35- bis 45 Prozent des
durchschnittlichen Tageslohnes von
ménnlichen Facharbeitern, und auf
60- bis 70 Prozent von Hilfsarbeitern.

Die Arbeit von Michael Mesch un-
termauert mit statistischer Genauig-
keit zahlreiche bisher nur qualitativ
beobachtete Phédnomene der Sozial-
und Wirtschaftsgeschichte der 6ster-
reichischen Arbeiterschaft. Es gelingt
dem Autor dabei, in wohltuender
Kombination von traditioneller Ge-
schichtsbetrachtung und moderner
quantitativer und sozialwissenschaft-
lich ausgerichteteter historischer For-
schung — unter Vermeidung der bei-
den Extreme — eine beachtenswerte
Mittelstellung einzunehmen.

Franz Baltzarek
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Im Schatten der Konzerne

2Zu Ihrer privaten Finanzpolitik . . .

. . . gehort die richtige Wahl und Kombination der
Versicherungen. Denn Versichern ist mehr, als
Schadens-Vorsorge treffen. Versichern kann hei-
Ben: Steuervorteile ausschdpfen, Vermdgen bilden
und Gewinnanteile erwerben.

Voraussetzung ist die richtige Wahl des Partners.
Geheimtip der Experten: Die OBV, die Osterreichi-
sche Beamtenversicherung. Niedrigste Pramien
bei Spitzen-Leistungen, konkurrenzlos schnelle
und unburokratische Schadensbearbeitung, unauf-
dringliche prazise Beratung und vor allem satte
Gewinnbeteiligungen zeichnen die OBV aus, die
sich im Schatten der Konzerne kreativ aber unauf-
fallig zum Institut mit den geringsten Verwaltungs-
kosten und dem objektiv besten Preis/Leistungs-
Verhaltnis entwickelt hat.

die OBV.

BEAMTENVERSICHERUNG 1016 Wien, GrillparzerstraBe 11
Von Kollege zu Kollege! Telefon 0222/42 56 08

Verlangen Sie Fakten.
Sie werden (berzeugt sein.




	Wirtschaft und Gesellschaft - 1985 Heft 3
	TitlePage
	Imprint
	Inhalt
	Unsere Autoren
	Vom Schornstein zum Bildschirm?
	Arbeitszeitpolitik in der Bundesrepublik Deutschland
	Die amerikanische Wirtschaft in den achtziger Jahren: Konjunkturzyklen wie gehabt oder ein neuer Wachstumsschub?
	Mehr Ökonomie im Gesundheitswesen?
	Der Alternativsektor - Produktion zwischen Utopie und Notwendigkeit: Das Beispiel Berlins
	Die wirtschaftliche Entwicklung der Donaumonarchie im 19. Jahrhundert
	Die Zukunft der politischen Ökonomie
	Berichte und Dokumente
	Betrachtungen über die Nationalökonomie von heute

	Bücher
	Die Stabilität des Wachsum
	Frühe Essays von Keynes - Endlich in handlicher Ausgabe verfügbar
	Inflation und Wirtschaft
	Investieren in die Zukunft Europas
	Umverteilung der Arbeit
	Folgekosten von Investitionen
	Regionale Entwicklungspolitik
	Stadtgeschichte
	Arbeiterexistenz in der Spätgründerzeit



